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Solidarität erforderlich! 
Hermann Schmidt 

Hermann Schmidt, Dr. rer. pol. 
Generalsekretär des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung 

Die Entwicklungen im deutsch­
deutschen Verhältnis seit dem 
9. November 1989 haben auch gra­
vierende Auswirkungen auf die 
berufliche Bildung in Deutschland. 
Gilt es doch, zwei Berufsbildungs­
systeme, die zwar gleiche Wurzeln, 
aber über vierzig Jahre unter­
schiedliche Entwicklungen durch­
gemacht haben, wieder zu einem 
System in einem Deutschland zu­
sammenzuführen. 

Zusammenwachsen 
der Berufsbildungssysteme? 

Die aufgrund der ersten freien 
Wahlen im Frühjahr dieses Jahres 
in der DDR gebildete Regierung 
hat erklärt, daß sie die Einheit 
Deutschlands mit einem Beitritt zur 
Bundesrepublik gemäß Art. 23 des 
Grundgesetzes verwirklichen will. 
Damit wird auch grundsätzlich die 
in der Bundesrepublik existieren­
de Staats- und Rechtsordnung 
übernommen. Dementsprechend 
haben die beiden deutschen Re­
gierungen in der Anlage VI zum 
Staatsvertrag über eine Wirt­
schafts-, Währungs- und Sozial­
union vom Mai 1990 (Drucksache 
des Deutschen Bundestages Nr. 
ll/7350 vom 7. Juni 1990) die "Ein­
führung des Ordnungsrahmens 
und der Berufsstruktur der Bun-
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desrepublik Deutschland im Be­
reich beruflicher Bildung ... " ver­
einbart. In der Denkschrift zum 
Staatsvertrag wird die Vereinba­
rung wie folgt begründet: "Die Ein­
führung bundesdeutschen Ausbil­
dungs- und Berufsbildungsrechts 
dient der raschen Angleichunq 
der Ausbildungsgänge und Berufs­
bilder und erleichtert die gegen­
seitige Anerkennung von Ausbil­
dungs- und Berufsabschlüssen.'' 
Ein erster wichtiger Schritt wird 
jetzt getan: Die Ausfüllung dieser 
Vereinbarung durch entsprechen­
de gesetzliche Regelungen in der 
DDR, die die Einführung des Be­
rufsbildungsgesetzes und die Gel­
tung der aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Ausbildungsordnun­
gen ab l. September 1990 vorse­
hen, ist jetzt in die Realisierungs­
phase eingetreten. 

Gesetzliche Regelungen 
allein reichen nicht! 

All dies klingt gut und plausibel. 
Doch es ist eine Binsenweisheit, 
daß gesetzliche Regelungen nur 
Handeln ermöglichen, nicht aber 
ersetzen können. Doch in dem 
dringend notwendigen Handeln 
liegt das Hauptproblem Denn 
- das derzeitige Berufsausbil­

dungssystem in der DDR wird 
aufgrund der bisherigen Moda­
litäten (z. B. zentrale Zuweisung 
von Auszubildenden anstelle 
freier Wahl des Ausbildungs­
platzes), der weit überwiegend 
großbetriebliehen Struktur des 
Systems und der Berufsbildungs­
einrichtungen sowie der Umstel­
lungen in der Wirtschaft den 
Kraftakt des Umstiegs auf das 
Berufsbildungssystem bundes­
republikanischer Prägung nicht 
allein schaffen; 

-die Jugend in der DDR will in 
Berufen ausgebildet werden, 
denen sie in einem geeinten 
Deutschland qualifikatorische, 
sozialversicherungs- und tarif­
rechtliche Zukunftschancen bei­
messen, die ihnen die bishe­
rigen in der DDR geltenden 
Ausbildungsberufe nicht in glei­
chem Maße gewähren; 

- die Betriebe in der DDR, die 
sich auf marktwirtschaftliches 
Handeln umstellen, müssen, um 
Konkurrenzfähigkeit zu erlangen 
oder zu erhalten, nicht nur in die 
Modernisierung von Maschinen 
und technischen Qualifikatio­
nen, sondern insbesondere in 
fundamental neues kaufmänni­
sches Denken und Handeln 
durch Aus- und Weiterbildung 
investieren. 

Die dargestellten Problemfelder 
sind allein für die berufliche Bil­
dung schon so riesig, daß eines 
deutlich wird: Chancen haben wir 
nur bei gesamtdeutscher Solidari­
tät aller an der beruflichen Bildung 
Beteiligten. Ich sage bewußt "wir", 
weil dies nicht, wie viele glauben, 
nur ein Problem der heutigen 
DDR-Bürger ist. Nicht nur die Re­
gierungen, die die rechtlichen 
Rahmenbedingungen schaffen und 
die Systemumstellung mit geeigne­
ten Förderprogrammen begleiten 
müssen, sondern alle Betriebe, Un­
ternehmen, Verbände, Organisatio­
nen und Einrichtungen der berufli­
chen Bildung sind hier zu solidari­
schem Handeln aufgefordert. 

Drohende Ausbildungsnot 
abwenden! 

Die mit dem Einigungsprozeß ver­
bundene Unsicherheit über die Zu­
kunft der Betriebe und die Zukunft 
der Bildungseinrichtungen sowie 
die "Entflechtung" der Kombinate 
hat sprunghaft die Zahl der gelö­
sten Ausbildungsverhältnisse in die 
Höhe schießen lassen. Der Bestand 
an Klein- und Mittelbetrieben ist in 
der DDR viel zu gering, als daß sie 
kurzfristig einen wesentlichen Bei­
trag für die Ausbildung der jungen 
Menschen leisten könnten. Das Da­
moklesschwert der Ausbildungs­
not hängt über dem Einigungspro­
zeß! Zur Abwendung dieser dro­
henden Ausbildungsnot müssen al­
le Kapazitäten an Berufsbildungs­
einrichtungen ausgeschöpft , es 
muß "Überlast gefahren" werden. 
Der Ministerrat der DDR hat glück­
licherweise den z. T. schon begon­
nenen Abbau von Ausbildungsein-
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richtungen durch entsprechende 
Vorschriften vorläufig zu stoppen 
versucht. 

Die Ausbildung muß 
in der DDR geschehen! 

Alle Möglichkeiten für den Ab­
schluß von Ausbildungsverträgen, 
für über- und außerbetriebliche 
und schulische Hilfen - ggf. in Ko­
operation zwischen Klein- und 
Großbetrieben oder mit Betrieben 
und Einrichtungen der Bundesre­
publik - müssen genutzt werden. 
Denn gerade für die Aufbauphase 
in der DDR und die Anhebung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
werden gut qualifizierte junge 
Menschen dringend benötigt. Des­
halb halte ich wenig davon, wenn 
Firmen aus der Bundesrepublik in 
der DDR ein Reservoir sehen, aus 
dem sie als Ersatz für den in der 
Bundesrepublik nicht mehr zu 
deckenden Bedarf an Auszubil­
denden meinen "schöpfen" zu kön­
nen. Die Ausbildung der Jugend 
der DDR muß in der DDR durchge­
führt werden. Aus diesem Grunde 
sollten auch alle Firmen aus der 
Bundesrepublik, die sich in der 
DDR niederlassen wollen bzw. Ko­
operationen mit DDR-Firmen ver­
einbaren, sofort mit Ausbildung be­
ginnen und die Durchführung der 
Ausbildung durch Einsatz von Aus­
bildern aus der Bundesrepublik 
als Berater fördern . 

Konkret mit Personal und 
Sachmitteln helfen! 

Konkrete Hilfe ist dringend not­
wendig. Partnerschaften zwischen 
Unternehmen, Kammern, Berufs­
schulen, überbetrieblichen Berufs­
bildungsstätten können wesentlich 
zu einer Erleichterung der System­
umstellung beitragen. Betriebliche 
Ausbildungspläne, Ausbildungs­
materialien, Handreichungen für 
Ausbilder helfen den Betrieben in 
der DDR, die jungen Menschen in 
den neuen Berufen auszubilden. 
Wichtiger als die materielle ist da­
bei die persönliche Hilfe. Ausbil-
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der und Berufsschullehrer, pensio­
nierte Meister, Experten der beruf­
lichen Bildung finden ein weites 
Betätigungsfeld. In den Firmen der 
DDR muß die Eigeninitiative für 
den Erwerb neuer oder zusätzli­
cher Qualifikationen beschäfti­
gungs- und einkommenswirksame 
Vorteile für die einzelnen Mitarbei­
ter bringen. Dann bliebe die Auf­
forderung zur Umstellung auf 
Marktbedingungen auch keine 
Leerformell 

Schwerpunkt kaufmännische 
Berufsbildung 

Während für die Ausbildung im 
gewerblich-technischen Bereich 
auf einer qualitativ beachtenswer­
ten Ausbildungspraxis aufgebaut 
werden kann und die Probleme 
wahrscheinlich unter Einsatz neuer 
Technologien und Lernmethoden 
leichter zu lösen sind, muß der 
kaufmännisch-verwaltende und ab­
satzwirtschaftliche Bereich mit 
Blick auf die Umstellung des Wirt­
schaftssystems auf marktwirtschaft­
liehe Strukturen von Grund auf neu 
strukturiert werden. Hier bietet es 
sich an, zumindest für eine Über­
gangszeit an allen Berufsschulen 
und überbetrieblichen Berufsbil­
dungsstätten eine "Kaufmännische 
Abteilung' ' einzurichten, um den 
Betrieben verstärkt Hilfestellung 
bei der kaufmännischen Ausbil­
dung leisten zu können. 

Ausbilder und Berufsschul­
lehrer qualifizieren! 

Es ist nicht damit getan, Schulbü­
cher oder Ausbildungsmittel aus 
der Bundesrepublik für Ausbil­
dung in der DDR einzusetzen. Aus­
bilder in den Betrieben und Lehrer 
an den beruflichen Schulen müs­
sen so schnell wie möglich die 
Chance bekommen, sich fachlich 
auf die neuen Ausbildungsinhalte 
umzustellen. Denn sie sind das 
Rückgrat des Umstrukturierungs­
prozesses der beruflichen Bildung 
in der DDR und damit die Garan­
ten, daß es künftig kein Qualifika-

tionsgefälle mehr zwischen den 
beiden Teilen Deutschlands geben 
wird. Die Erfahrungen zur Qualifi­
zierung des Personals liegen in der 
Bundesrepublik bei vielen Stellen. 
Wir können den Mangel aktiv be­
heben helfen. 

Was tut das BIBB? 

Das BIBB ist an einer Vielzahl von 
Maßnahmen beteiligt. Neben Ver­
tretern der den Hauptausschuß 
des BIBB bildenden Organisatio­
nen bin ich Mitglied der von der 
deutsch-deutschen Bildungskom­
mission eingesetzten Unterkommis­
sion "Schulische und betriebliche 
Berufsbildung' ', die sich mit den 
beim Einigungsprozeß auftreten­
den Fragen der beruflichen Bil­
dung zu befassen und Lösungsvor­
schläge zu erarbeiten hat. Eine Ar­
beitsgruppe dieser Unterkommis­
sion hat unter Federführung des 
BIBB Vorschläge für die Bereiche 
Ausbildungsmittel, Ausbilderquali­
fizierung und Berufsausbildung 
von Abiturienten erarbeitet. Ge­
meinsam mit Kollegen des Zentral­
institutes für Berufsbildung der 
DDR haben Mitarbeiter des BIBB 
ein Glossar der Berufsbildung und 
eine Anschriftenliste von Berufs­
bildungseinrichtungen in beiden 
deutschen Staaten erarbeitet und 
veröffentlicht, um die Kontakte der 
Berufsbildungsexperten zu er­
leichtern. Die Kontakte zwischen 
dem BIBB und Einrichtungen der 
Berufsbildungsforschung werden 
immer intensiver und fruchtbarer. 
So sind bereits gemeinsame For­
schungsprojekte mit Berufsbil­
dungsforschern aus der DDR kon­
zipiert, die die Informationsbasis 
verbessern helfen sollen. In einem 
der nächsten Hefte der BWP wer­
den wir eingehender über die 
BIBB-Aktivitäten berichten. 

Begleitung und Beratung 

Im Zusammenhang mit der Aus­
dehnung des Geltungsbereichs 
des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 
und der entsprechenden Regelun-
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gen in der Handwerksordnung auf 
die DDR gibt es umfassenden Be­
ratungsbedarf auf seiten der DDR­
Regierung. In der Bundesrepublik 
haben wir eine klare gesetzliche 
Regelung für den Bereich der be­
ruflichen Bildung: Der Hauptaus­
schuß des BIBB berät die Bundes­
regierung in grundsätzlichen Fra­
gen der Berufsbildung! Kein ande­
res Gremium ist berufener, Umset­
zungsprobleme in der beruflichen 
Bildung zu beraten. Der Hauptaus­
schuß des BIBB ist deshalb auch 
das richtige Gremium, die Regie­
rungen beider deutscher Staaten 
in dieser schwierigen Phase der 
Einführung des Berufsbildungssy­
stems in der DDR zu beraten. Auf­
grund seiner gesetzlichen Aufga­
benstellung und der Zusammen­
setzung (Arbeitgeber und Gewerk­
schaften, Bundesregierung und 
Länderregierungen) ist er geeig­
net, die notwendigen Beratungs­
funktionen für beide deutsche 
Staaten wahrzunehmen und Grup­
peninteressen aus der Bundesre­
pub lik und der DDR zusammenzu­
führen : Er ist die gemeinsame 
Adresse der Berufsbildung auch 
für ein geeintes Deutschland. Zu 
den Beratungen des Hauptaus­
schusses und seiner Unteraus­
schüsse sollten- bis zu einer end­
gültigen gesetzlichen Regelung -
die Vertreter der entsprechenden 
Organisationen aus der DDR ein­
geladen werden. Damit könnte si­
chergestellt werden, daß in die Be­
ratung beider deutscher Regierun­
gen der Sachverstand der im 
Hauptausschuß vertretenen Grup­
pen und die Kenntnis der spezifi­
schen DDR-Probleme e infließen 
würde. So ließe sich schnell und 
ohne Formalitäten ein für die ge­
samtdeutsche Berufsbildungs-Ent­
wicklung handlungsfähiges Bera­
tungsorgan, dem die wichtigsten 
Multiplikatoren angehören, schaf­
fen . Einen Schritt in diese Richtung 
haben wir bereits gemacht: Wir 
beziehen entsprechend einer Ver­
einbarung der Unterkommission 
die Berufsfachkommissionen der 
DDR in unsere Arbeiten an der 
Neuordnung der Berufe ein. 
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Berufsbildung in der DDR - Stand und Ausblick 
Michael Guder 

Mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten er geben sich für d ie Berufsbildung der 
DDR grundlegende Veränderungen. Es geht darum, alle Bereiche der b eruflichen Bildung 
so umzugestalten, daß die in der Ausbildung befindlichen Lehr l inge sobald wie möglich mit 
gleichwertigen Berufsabschlüssen wie ihre b undesdeutschen Kollegen in das Arbeitsleben 
eintreten können. Analoges gilt für die berufliche Weiterblldung. Entsprechend der Regie­
rungserklärung des Ministerpräsidenten der DDR vom 19. April 1990 gilt dabei für den ge­
samten Bereich der Berufsbildung eine Orientierung auf das Pr inzip der Angleichunq an 
die Rechtsgrundlagen der Bundesrepublik Deutschland. 

Ein solcher Schr i tt er fordert allgemeine Bestandsaufnahme und den Ver gleich der Systeme 
wie auch die Analyse der Herangehensweise im einzelnen. Dafür soll der folgende Beitrag 
einen informatorischen Überblick geben. 

Michael Guder, Dr. sc. paed. 
Stellvertretender Direktor am Zentralinstitut für 
Berufsbildung der DDR 

Die Zugänge 
in der beruflichen Bildung 

Während sich in der Bundesrepu­
blik Deutschland mit Hauptschu­
len, Realschulen, Gymnasien, Ge­
samtschulen und weiteren Schul­
formen e in mehrgliedriges System 
der allgemeinbildenden Schule als 
Unterbau für die nachfolgenden 
beruflichen Bildungswege heraus­
gebildet hat, ist das Bildungswesen 
der DDR in den Bildungswegen 
vergleichsweise einfach struktu­
riert (vgl. Abb. 1). Sein Kernstück ist 
die allgemeinbildende Schule, die 
bis zur 10. Klasse führt. In die nach­
folgende Berufsausbildung zum 
Facharbeiter wechselten bisher 
jährlich etwa 60 % eines Schüler­
jahrganges; 4 % nahmen eine Teil­
ausbildung auf. Weitere etwa 16 % 
besuchten die Erweiterte Ober ­
schule (ca. ll %) oder die Berufs-

ausbildung mit Abitur (ca. 5%). 
Knapp 10 % der Jugendlichen des 
Jahrganges nahmen nach dem Ab­
schluß der 10. Klasse die beruf­
liche Ausbildung an pädagogi­
schen, medizinischen oder künstle­
rischen Fachschulen auf. Mit der 
Einführung der Techniker- / Wirt­
schaftlerausbildung auf Fachschul­
niveau erhöhte sich dieser Anteil 
noch geringfügig (vgl. Abb. 2). Da­
mit wird sichtbar, daß auch in der 
DDR die Mehrheit der Jugend­
lichen den Weg ins Arbeitsleben 
über eine Berufsausbildung wähl­
te, was die Bedeutung dieses Bil­
dungsbereiches für die Heranbil­
dung qualifizierter Fachkräfte un­
terstreicht. 

Der Weg zu den Hochschulen und 
Universitäten führte hauptsächlich 
über das Abitur. Daneben bestan­
den aber weitere Wege, z. B. für 
Facharbeiter über Vorkurse an den 
Hochschuleinrichtungen, die den 
Zugang zur höchsten Bildungsstufe 
insgesamt durchlässig machten. 

Nach allen vorliegenden Erfahrun­
gen hat es sich für die Berufsaus­
bildung bewährt, wenn die Mehr­
heit der Jugendlichen die allge­
meinbildende Schule bis zur 10. 
Klasse besucht. Damit werden so­
wohl wichtige Bildungsvorausset­
zungen für den Bedarf der Wirt­
schaft an höherwertigen berufli­
chen Qualifikationen geschaffen 
als auch humane und soziale Hand­
lungskompetenz im Interesse der 
Jugendlichen vermittelt , die allge­
mein die Lebensvorbereitung über 
den beruflichen Bereich hinaus 
fördern und unterstützen. 
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Abbildung l: Struktur des Bildungswesens der DDR (vereinfachte Darstellung) 
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Abbildung 2: Schulabgänger-Bildungswege 1989 
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Zu den bereits eingeleiteten bzw. 
in der Vorbereitung befindlichen 
Veränderungen der Berufsbildung 
gehören neben anderen 
- die Überwindung der einseiti­

gen ideologischen Erziehungs­
konzeption, u. a. mit der Abschaf­
fung des Staatsbürgerkundeun­
terrichts und der Konzipierung 
einer Gesellschaftskunde, die 
weltanschaulich-pluralistischem 
Gedankengut, sozialen und 
rechtlichen Fragen der Umwelt­
erziehung und anderen rele­
vanten Gebieten gleichermaßen 
offen ist, 

- die Öffnung der zugelassenen 
Facharbeiterberufe für alle Ab­
gänger der allgemeinbildenden 
Schule, 
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-die Umbewertung der Abiturbil­
dung als ein Weg, der in erster 
Linie zu höherer Allgemeinbil­
dung führt , so daß sich künftig 
mehr Jugendliche entscheiden 
können, ob sie erst das Abitur 
machen oder erst einen Fachar­
beiterberuf erlernen wollen. 

Darüber hinaus werden in Verbin­
dung mit der Ausgestaltung des 
Bildungswesens als Ganzes Wege 
der schulischen und beruflichen 
Bildung erprobt, die mit denen in 
der Bundesrepublik Deutschland 
weitgehend übereinstimmen. Die­
se Ansätze zur Veränderung zielen 
darauf ab, die Zugänge und Wege 
der beruflichen Bildung weiter zu 
öffnen und flexibler zu gestalten, 
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11 ,0 
9,4 

5, l Fachschule Erweiterte incl. Oberschule Techniker / ohne Wirtschaftler Abschluß 

mechanistische Übergänge ins Be­
rufsleben abzuschaffen. Darin ein­
geschlossen ist das Recht, daß Ju­
gendliche, die vorzeitig die Schule 
verlassen wollen, darüber mit ih­
ren Eltern frei entscheiden können. 
Damit wird es auch in der Berufs­
bildung der DDR nur noch ein 
Recht auf Ausbildung geben, nicht 
aber wie bisher die Pflicht zum Er­
lernen eines Berufes. Die Reich­
weite einer solchen Entscheidung 
ist dem bundesdeutschen Berufs­
bildner gut bekannt. Wichtig ist 
deshalb, daß in der DDR die Be­
rufsschulpflicht bis zum 18. Lebens­
jahr garantiert wird. Entsprechen­
de Möglichkeiten für den Schulbe­
such müßten umgehend eingerich­
tet werden. 
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Die berufliche 
Aus- und Weiterbildung 
für Facharbeiter 

Das berufliche Bildungssystem in 
der Bundesrepublik Deutschland 
ist überwiegend dual organisiert, 
womit sich sowohl die Unterschei­
dung der beiden Lernorte Betrieb 
und Berufsschule als auch die ab­
gestimmte rechtliche Verantwor­
tungsteilung zwischen dem Bund 
(Ordnungskompetenz für die be­
triebliche Ausbildung) und den 
Ländern (Zuständigkeit für den Be­
rufsschulunterricht) verbinden. 

In der DDR besteht aus der Sicht 
der getrennten Lernorte eine duale 
Ausbildung nur bei den Kommuna­
len Berufsschulen (bisher ca. 240 
für ca. 35 % der Auszubildenden). 
Die Mehrzahl der Lehrlinge (rd. 
65 %) wird an Betriebsberufsschu-
len bzw. Betriebsschulen ausgebil­
det (bisher ca. 720), an denen die 
schulische und betriebliche Aus­
bildung unter einem "Dach" bzw. 
in "einer Hand '' stattfinden. 

Daneben existieren aber noch Va­
rianten beider Organisationsfor­
men, die meist weniger bekannt 
sind. Dazu gehört die zentralisierte 
theoretische Ausbildung in Zentral­
berufsschulen. Manche Produk­
tionsgenossenschaften des Hand­
werks und Handwerksbetriebe ha­
ben sich durch gemeinsame Finan­
zierung auch kooperative Ausbil­
dungszentren geschaffen. Solche 
Einrichtungen könnten zu überbe­
trieblichen Bildungsstätten ausge­
baut werden, die in der Bundesre­
publik Deutschland eine wichtige 
Funktion für das Ausbilden von 
Fachkräften für die kleineren und 
mittleren Betriebe haben. 

Wenn man in der DDR dennoch in 
der Vergangenheit nicht mehr von 
einem dualen Berufsbildungssy­
stem gesprochen hat, dann vor al­
lem deshalb, weil mit der Grün­
dung der Betriebsberufsschulen 
und mit einer neuen Berufskonzep­
tion versucht worden ist, bereits 
vom Berufsprofil her über die Be­
rufsinhaltsplanung bis hin zur Aus-
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bildungsorganisation die theore­
tische und praktische Berufsausbil­
dung in enger Verknüpfung zu rea­
lisieren. Die dafür projektierten 
Lehrpläne sind für die Ausbildung 
an den Kommunalen Berufsschu­
len und in allen anderen Organisa­
tionsformen gleichermaßen ver­
bindlich. 

Einige Unterschiede weist die Be­
rufsbildung der DDR weiterhin im 
Bereich beruflicher Erwachsenen­
bildung auf. Der Gedanke freier 
Trägerschaft, wie er unter Arbeits­
marktbedingungen typisch ist , kam 
hier nicht zur Anwendung, obwohl 
mit Gesellschaften wie der Kam­
mer der Technik (Ingenieurorgani­
sation), Urania, der Informatikge­
sellschaft u. a . sowie mit berufli­
chen Bildungsangeboten der 
Hochschulen oder Volkshochschu­
len ein breites Bildungsangebot 
existierte. 

Den Hauptteil beruflicher Erwach­
senenbildung tragen die Betriebe, 
die für diese Aufgabe gesonderte 
Abteilungen in großen Betriebsbe­
rufsschulen (dann Betriebsschulen 
genannt) oder Betriebsakademien 
(bisher ca. 750) eingerichtet hatten. 
Auch überbetrieblich wurde ko­
operiert, zumeist bei Lehrgängen 
für neue Technologien und für an­
dere Querschnittgebiete. 

Man muß aus heutiger Sicht sagen, 
daß in diesem Modell die Erwach­
senenbildung stark staatlich regle­
mentiert und weniger dem Spiel 
der Interessen überlassen wurde. 
Das System hatte aber auch Vortei­
le in bezug auf die enge Verbin­
dung bzw. Abstimmung der Ausbil­
dung mit der Weiterbildung. Aus­
bildungszeiten ließen sich so auf 
zwei bis zweieinhalb Jahre fest­
legen, und die nachfolgende Wei­
terbildung konnte entsprechend 
den differenzierten betrieblichen 
(insbesondere technologischen) 
Bedingungen erfolgen. Das be­
währte sich unter den Bedingun­
gen der DDR auch beim Einzug 
der modernen Technologien wie 
CNC u. a., von denen zunächst nur 
wenige Prozent der Facharbeiter 
(1988 ca. 7 bis 10% eines Berufes) 
unmittelbar betroffen waren. 

Hauptaufgabengebiet beruflicher 
Erwachsenenbildung war in den 
letzten Jahren außerdem die Um­
qualifizierung für neue Aufgaben 
im Zuge der Rationalisierung, wo­
bei die Umsetzung der Werktäti­
gen, von wenigen Wirtschaftsbe­
reichen einmal abgesehen, haupt­
sächlich innerbetrieblich erfolgte. 
Mehr Freisetzung gab das techno­
logische Niveau nicht her, so daß 
ständig Arbeitskräftemangel exi­
stierte. Auf die jetzt mit der 
Wirtschafts- und Verwaltungsre­
form ausgelösten Prozesse ist die 
Erwachsenenbildung noch zu we­
nig eingerichtet, paßfähige Um­
schulungsprogramme, in nicht we­
nigen Fällen vom Fach- und Hoch­
schulabsolventen zum Facharbei­
ter, existieren nur vereinzelt oder 
gar nicht. Hier muß sich die Er­
wachsenenbildung umgehend völ­
lig neu orientieren, flankiert durch 
marktorientierte Modelle der Fi­
nanzierung. Ein großes Problem 
besteht überdies darin , die Um­
schulung bedarfsgerecht zu orga­
nisieren, wofür gesicherte Eckda­
ten über die Beschäftigungsaus­
sichten in den einzelnen Berufs­
gruppen zur Zeit noch fehlen. 

Im Finanzierungsmodus selbst hat­
ten die Systeme der beruflichen 
Bildung in der DDR und der Bun­
desrepublik Deutschland einige 
vergleichbare Grundsätze bezüg­
lich der Kostenteilung zwischen 
Staat und Wirtschaft, sicher bei un­
terschiedlichen Proportionen. Den 
Hauptanteil der Kosten, etwa 70 % 
(1987 ca. 2,3 Milliarden Mark), tru­
gen in der DDR die Betriebe. Sie fi­
nanzierten damit u. a . die gesamte 
berufspraktische Ausbildung, Inve­
stitionen in den betrieblichen Ein­
richtungen der Berufsbildung so­
wie die Weiterbildung der Erwerbs­
tätigen. Die Kosten für die Lehr­
kräfte des theoretischen Unter­
richts, die Erzieher sowie für die 
Kommunalen Berufsschulen über­
nahm der Staat. Vereinfacht war 
dieses Finanzierungsprinzip letzt­
lich dadurch, daß alle Kosten aus 
einem gemeinsamen Staatshaus­
halt getragen wurden. Das begün­
stigte die Aus- und Weiterbildungs­
bereitschaft der Betriebe, unter­
stützte die Fremdausbildung, z. B. 
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für kleinere Betriebe in der Region 
(an großen Betriebsberufsschulen 
bis zu 80% der Auszubildenden) 
und garantierte nach dem Ausler­
nen einen Arbeitsplatz. 

Aber das System funktionierte 
ebenfalls nicht marktwirtschaftlich, 
und die Umstellung darauf ist 
wahrscheinlich eines der größten 
Probleme mit ökonomischen und 
sozialen Langzeitwirkungen. Mo­
mentan denken alle Betriebe ver­
ständlicherweise an das Kosten­
senken, gespart wird an Bildung 
und Arbeitsplätzen; teilweise wer­
den Betriebsberufsschulen ge­
schlossen, Ausbildungsplätze ab­
geschafft. Die soziale, vor allem 
aber die ökonomische Kurzsichtig­
keit solcher Entscheidungen be­
darf keiner näheren Erklärung. 
Abhilfe könnten m. E. vor allem sol­
che Finanzierungsregelungen 
schaffen, die über Steuererleichte­
rungen und ähnliche Vergünstigun­
gen leistungsstarke Betriebe, z. B. 
im Handwerk, wieder anreizen, 
Lehrstellen zu finanzieren . 

Ausbild ungsberufe, 
Ausbild ungsinhalte, 
Ausbildungsdauer 

- Facharbeiterberufe mit nach 
Spezialisierungs-(Fach-)Richtun­
gen differenzierter Spezialbil­
dung (z. B. Karosseriebaufachar­
beiter mit den Spezialisierungs­
richtungen Karosseriefertigung 
und Karosserieinstandhaltung; 
Maschinen- und Anlagenmon­
teur mit den Spezialisierungs­
richtungen Anlagenbau; Ma­
schinenbau; Rohrleitungsbau; 
Waggonbau; Motorenbau). Die­
se Berufe werden als Grundbe­
rufe bezeichnet. 

Wie aus Übersicht l hervorgeht, 
bestanden mit diesen 374 Berufen 
einschließlich der 392 Spezialisie­
rungsrichtungen bisher 668 Ausbil­
dungsmöglichkeiten. Betrachtet 
man die Ausbildungsberufe der 
beiden deutschen Staaten in einem 
groben Überblick, so überwiegen 
die Gemeinsamkeiten, auch wenn 
zahlreiche Berufe anders "ge­
schnitten'' sind, nicht zuletzt wegen 
einer anderen Arbeitsteilung zwi­
schen Facharbeitern und Fach­
schulabsolventen in der DDR. Die 
größten Unterschiede bestehen im 
Inhalt und Profil der kaufmännisch­
ökonomischen Berufe, die in der 
DDR völlig neu geordnet werden 
müssen, bei den industriellen 
Metall- und Elektroberufen sowie 
bei den 50 bis 60 Ausbildungsberu­
fen der Bundesrepublik Deutsch-
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land, für die es in der DDR bisher 
keine äquivalente Berufsausbil­
dung gibt (z. B. Berufe des öffentli­
chen Dienstes, Dienstleistungen, 
Freie Berufe). Zudem ist die Ausbil­
dungsdauer unterschiedlich fest­
gelegt, Stufenausbildungen gab es 
in der DDR bislang nicht. 

Aus dem bisher vorwiegend auf 
der Ebene von Berufsverzeichnis­
sen und Berufsbildern durchgefüh­
ren Vergleich von Berufsprofilen 
und vereinzelt angestellten Lehr­
plananalysen läßt sich außerdem 
feststellen : 
- Es gibt eine im Prinzip gleichar­

tige - wenn auch unterschied­
lich bezeichnete - grundlegen­
de Inhaltsstruktur der Berufe. 

- Der Inhaltsvergleich selbst führt 
zu unterschiedlichen Resultaten. 
So weisen die Ausbildungsdoku­
mente der neugeordneten indu­
striellen Metallberufe der Bun­
desrepublik Deutschland bei­
spielsweise stärkere Anteile auf 
den Gebieten der Steuerungs­
technik, Elektrotechnik I Elek­
tronik und ähnlichen Gebieten 
aus. Ein anderes Bild wird sich 
bei solchen Ausbildungsberu­
fen in der Bundesrepublik 
Deutschland ergeben, deren 
Ausbildungsordnungen vor et­
lichen Jahren bzw. Jahrzehnten 
erlassen wurden. In Analogie zum , ,Verzeichnis der 

anerkannten Ausbildungsberufe'' 
der Bundesrepublik Deutschland 
gibt es in der DDR eine "Systema­
tik der Facharbeiterberufe' '. *) Für 
Inhalt und Profil e ines jeden in der 
Systematik geführten Facharbeiter­
berufes ist ein verantwortliches Or­
gan festgelegt; in der Mehrzahl wa­
ren das bisher große Kombinate 
bzw. Betriebe. 

Übersicht 1: Derzeit bestehende Ausbildungsmöglichkeiten in 
Facharbeiterberufen in der DDR 

Die Systematik enthält Facharbei­
terberufe für alle Bereiche und 
Zweige der Wirtschaft sowie Ei­
gentumsformen. Die beiden 
"Grundtypen" von Berufen sind: 
- Facharbeiterberufe mit einheitli­

cher beruflicher Spezial-(Fach-) 
Bildung (z. B. Schmied, Elektro­
mechaniker, Drechsler, Schuh­
macher); 

Gruppe I: 
Facharbeiterberufe , für die der Abschluß 
der 10. Klasse Voraussetzung ist 
darunter 

Gruppe II: 
Seltene Handwerksberufe, für die ebenfalls 
der Abschluß der 10. Klasse Voraussetzung 
ist 

Gruppe III: 
Facharbeiterberufe, für die das Erreichen 
des Zieles der 8. Klasse Voraussetzung ist 

Gruppe IV: 

*) Verordnung über die Facharbeiterberufe vom Facharbeiterberufe, die nur im Rahmen der 
21. 12. 1984. Gesetzblatt der DDR, Teil I Nr. 4 Erwachsenenbildung erlernt werden kön-
vom 20. Februar 1985. nen 
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238 Berufe 
98 Grundberufe mit 392 Spezialisierungs­

einrichtungen 

47 Berufe (z. B. Glockengießer, 
Handklöppler) 

81 Berufe 

8 Berufe 
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- Als Vorteil ist anzusehen, daß 
die m der Bundesrepublik 
Deutschland im Durchschnitt 
längere Lehrzeit mehr Möglich­
keiten für die solide Ausprä­
gung der beruflichen Hand­
lungskompetenz (einschließlich 
sozialer Qualifikation) bietet. 
In der DDR beträgt die Lehrzeit 
für die Mehrzahl der Berufe 
(Gruppen I und II der Systema­
tik) zwei Jahre. Lehrzeitdifferen­
zierungen bewegen sich zwi­
schen eineinhalb Jahren bei ein­
zelnen Berufen, zweieinhalb Jah­
ren bei ca. 25 Berufen sowie bei 
einer Reihe von Grundberufen 
je nach Spezialisierungsrichtung 
zwischen eineinhalb Jahren und 
im Ausnahmefall vier Jahren. 
Für Abgänger der Klasse 8 dau­
erte die Lehrzeit zumeist drei 
Jahre. 

Angesichts der deutschen Vereini­
gung gab es Überlegungen, in der 
DDR eine (Übergangs-)Systematik 
auszuarbeiten, mit der bereits eine 
weitgehende Angleichung an das 
Verzeichnis der anerkannten Aus­
bildungsberufe der Bundesrepu­
blik Deutschland erfolgt. Das wäre 
ein möglicher Zwischenschritt auf 
dem Wege zu einer gleichwertigen 
Ausbildung in beiden Ländern ge­
wesen. Die effektivere Lösung 
wird jedoch darin bestehen, in der 
DDR möglichst noch im kommen­
den Lehrjahr die Ausbildung in 
den in der Bundesrepublik 
Deutschland anerkannten Berufen 
aufzunehmen. Verschiedene Be­
triebe bzw. Bildungseinrichtungen 
haben sich dazu bereits entschlos­
sen. Vor allem im Interesse der Ju­
gendlichen sind solche Entschei­
dungen unbedingt zu befürworten. 

Das Hauptproblem bei der Anglei­
chung der beruflichen Ausbildung 
wird darin bestehen, daß sich die 
Ausbildungsordnungen und Rah­
menlehrpläne der Bundesrepublik 
Deutschland nicht formal überneh­
men lassen, weil die erforderli­
chen Ausbildungsbedingungen für 
viele Berufe in der DDR in der Re­
gel nicht vorhanden sind. Länder­
spezifische Differenzierungen in 
der Anlage und im Inhalt der Rah­
menlehrpläne sind außerdem zu 
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berücksichtigen. Nicht zuletzt ent­
steht ein großer Handlungsbedarf 
für die Weiterbildung der Lehrer 
und Ausbilder. 

Die komplette Übernahme der 
Ordnungen und Lehrpläne aus der 
Bundesrepublik Deutschland bie­
tet sich dann an, wenn an den Bil­
dungseinrichtungen der DDR mit 
bundesdeutscher Unterstützung 
die inhaltlichen, die materiell-tech­
nischen und vor allem die perso­
nellen Voraussetzungen geschaf­
fen werden können. Entsprechen­
de Angebote für die Bereitstellung 
von Fachliteratur und für die Wei­
terbildung der Lehrer wurden 
dankenswerterweise bereits für 
kaufmännische Berufe sowie für 
verschiedene Berufe im gewerb­
lich-technischen Bereich unter­
breitet. 

Solche Voraussetzungen werden 
aber keinesfalls an allen berufli­
chen Bildungseinrichtungen glei­
chermaßen bestehen. Hinzu 
kommt, daß die Ausbildung in ver­
schiedenen Berufen, die im bun­
desdeutschen Berufsverzeichnis 
nicht enthalten sind, entsprechend 
der Wirtschaftsstruktur der DDR 
zunächst noch erfolgen muß, unter 
anderem in einigen sogenannten 
seltenen Handwerksberufen. Von 
daher empfiehlt es sich, die Ausbil­
dungsordnungen der DDR zumin­
dest partiell für gültig zu erklären 
und mit Übergangsregelungen auf 
die Ordnungen der Bundesrepu­
blik Deutschland umzustellen. Be­
stehende Lehrverhältnisse sollten 
erfüllt werden und Prüfungen nach 
den bisher gültigen Rechtsvor­
schriften abgelegt werden können, 
wenn nicht die Vertragspartner die 
Fortsetzung der Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungs­
beruf (nach BBiG oder HwO) ver­
einbaren. 

Die bisherige Systematik der Fach­
arbeiterberufe wird zudem in 
verschiedenen Punkten zu korri­
gieren sein. Dabei geht es - vor­
behaltlich der Zustimmung der 
Entscheidungsträger - zum Bei­
spiel um die Aufhebung der Zu­
gangsvoraussetzungen (8./10. Klas­
se), um die Aufhebung der Berufs-

gruppen, und die Verantwortung 
für die Facharbeiterberufe ist zu 
verändern. Neu zu regeln ist au­
ßerdem der Bildungsweg Berufs­
ausbildung mit Abitur, der in den 
künftigen Ländern auf dem Gebiet 
der DDR zunächst als einziger dop­
peltqualifizierender Bildungsweg 
besteht. Dazu gehören der Wegfall 
der Begrenzung dieses Weges auf 
86 Facharbeiterberufe, die notwen­
dige Verlängerung der Lehrzeit 
auf wenigstens vier Jahre sowie 
verschiedene inhaltliche und orga­
nisatorische Veränderungen, die 
sich aus der Umgestaltung der Ab­
iturstufe insgesamt und aus der 
Übernahme des dualen Systems 
ergeben. 

Die angesprochenen Anpassungs­
regelungen beinhalten darüber 
hinaus zahlreiche weitere Details, 
die hier aus Platzgründen nur an­
gedeutet werden können . Sie 
berühren die Frage nach der Fort­
bildung für Facharbeiter, die im 
Sommer dieses Jahres die Lehre 
beendet haben, Modifikationen 
der Prüfungsbestimmungen bzw. 
generell die Frage nach der Aner­
kennung von Berufsabschlüssen, 
die vor der Einführung der Ausbil­
dungsordnungen der Bundesrepu­
blik Deutschland erworben wur­
den. Wichtig ist für alle Berufe des­
halb auch die baldmögliche An­
gleichung an die Prüfungsordnung 
der Bundesrepublik Deutschland, 
um das zu erreichende Endniveau 
der Ausbildung transparent zu ma­
chen. 

Spätestens bis Herbst 1991 sollten 
jedoch alle Arbeiten für die Über­
nahme des bundesdeutschen Ver­
zeichnisses der anerkannten Aus­
bildungsberufe abgeschlossen 
sein. Dabei setzen wir auf die fach­
liche Beratung und Unterstützung 
des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung. Dabei wird unter anderem 
zu klären sein, wie mit den Fach­
arbeiterberufen der DDR zu ver­
fahren ist, für die es in der Bundes­
republik Deutschland keine bzw. 
nur eine teilweise äquivalente Aus­
bildung gibt oder die auf anderen 
Wegen (wie zum Beispiel Lauf­
bahnausbildung) aus- und weiter­
gebildet werden. 
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Wie andernorts auch wird der theo­
retische Unterricht in den Berufs­
schulen der DDR nach Unterrichts­
fächern gegliedert. Durchschnitt­
lich bestehen für jeden Facharbei­
terberuf vier bis sechs berufsspe­
zifische Fächer, die nochmals in 
Lehrplaneinheiten oder Stoffgebie­
te untergliedert sind. Der Unter­
richt erfolgt nach dem Fachlehrer­
prinzip, vor allem in Fachkabi­
netten . 

Der berufspraktische Unterricht ist 
nach Lehrgängen der beruflichen 
Grundlagenbildung und der beruf­
lichen Spezialbildung geordnet (im 
Durchschnitt sechs bis acht Lehr­
gänge), die nochmals in Lehrplan­
einheiten, Arbeitsgebiete und Ar­
beitstätigkeiten strukturiert sind. 
Daraus werden durch die Lehr­
kräfte Lern- und Arbeitsaufgaben 
abgeleitet. Wenn man unter den 
verschiedenen didaktischen Ge­
staltungsaspekten wesentliche her­
vorheben will, sind zwei besonders 
zu nennen: 

Erstens ist die gesamte Ausbildung 
so organisiert, daß eine möglichst 
enge Verbindung zwischen dem 
theoretischen und praktischen Un­
terricht erreicht wird. Die Vorga­
ben dazu beinhaltet bereits der 
Lehrplan. Durch einen sinnvollen 
Wechsel von theoretischem und 
praktischem Unterricht sollen mög­
lichst effektive Ausbildungsverläu­
fe erreicht werden. Zudem ist die 
Ausbildung durch handlungsorien­
tierte Arbeitsweisen gekennzeich­
net. Lern- und Arbeitsaufgaben 
werden so angelegt, daß die Lehr­
linge mit zunehmender Selbstän­
digkeit ihre künftigen beruflichen 
Anforderungen beherrschen und 
in den betrieblichen Arbeitsablauf 
hineinwachsen. Die Aneignung der 
sogenannten berufsübergreifen­
den Qualifikationen ist darin einge­
schlossen. 

Unterstützt wird dieses Konzept 
zweitens durch eine möglichst be­
triebsnahe, an den realen Arbeits­
aufgaben orientierte praktische 
Ausbildung. Das gilt für alle Berufs-
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felder gleichermaßen. Je nach Ziel 
und Inhalt der Lern- und Arbeits­
aufgaben werden die verschiede­
nen Organisationsformen des be­
rufspraktischen Unterrichts varia­
bel eingesetzt. Dazu gehören u. a. 
- der Erwerb von Grundfertigkei-

ten in der Lehrwerkstatt, 
- die Ausbildung in bzw. an spe­

ziellen Lehrlingsobjekten unter 
Anleitung von Lehrkräften, z. B. 
in Betriebsabteilungen, Baustel­
len, Kaufhallen u. ä . oder 

- die Ausbildung direkt in Ar­
beitskollektiven, z. B. bei der 
Einarbeitung am künftigen Ar­
beitsplatz. 

Aufgrund der in modernen Indu­
striebereichen geringeren Durch­
schaubarkeit der Fertigungs- bzw. 
Verfahrenstechnologien oder aus 
Sicherheitsgründen wird zuneh­
mend auch die Ausbildung unter 
Trainings- oder unter Laborbedin­
gungen genutzt. 

Die kritische Überprüfung der 
Ausbildungsabläufe zeigt, daß in 
der Verbindung von Theorie und 
Praxis bei weitem noch nicht alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft sind. 
Vor allem zeigen neuere Analysen, 
daß sich Ausbildungsinhalte oft 
nicht mehr trennscharf in theoreti­
sche und praktische Ausbildung 
unterscheiden lassen. Das trifft in 
vielen Berufen auf das Gebiet 
Technologie zu, zeigt sich beson­
ders aktuell auch in der Informatik 
(z. B. CNC oder CAD), aber auch 
bei kaufmännischen Aufgaben. 
Auch die manchmal starre Unter­
scheidung bzw. Abfolge von Fä­
chern und Lehrgängen erweist 
sich in diesem Zusammenhang als 
hinderlich. Hier liegt ein echter 
Handlungsbedarf für die For­
schung vor. Er berührt auch die 
Frage nach neuen Ausbildungs­
methoden für die oft genannten 
Schlüsselqualifikationen, die sicher 
noch in den Anfängen stecken. 

Neu zu überdenken sind ebenfalls 
betriebs-(produktions-)bezogene 
Lehraufgaben, die einerseits unbe­
strittene Vorzüge haben, anderer­
seits an didaktische Grenzen sto­
ßen beim Aneignen von soliden 
beruflichen Fertigkeiten. Das muß 
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berufsdifferenziert genauer hinter­
fragt werden, und auch die Ausbil­
dungen für Industrie und Hand­
werk werden Unterschiede aufwei­
sen. 

Lehrer und Ausbilder 

Von den ca. 17 000 Berufsschulleh­
rern besitzen etwa 75 % einen 
Hochschulabschluß. Ihre Ausbil­
dung erfolgt an fünf Universitäten 
in verschiedenen Fachrichtungen 
(z. B. Maschinenwesen, Bauwesen, 
Elektrotechnik / Elektronik). Stu­
dienvoraussetzungen sind die 
Hochschulreife und eine einschlä­
gige Facharbeiterausbildung bzw. 
ein einjähriges Vorpraktikum Ein 
großer Teil der Studienbewerber 
wurde bisher über die "Berufsaus­
bildung mit Abitur" vorbereitet. Je 
nach Fachrichtung wird der akade­
mische Grad Diplom-Ingenieur­
Pädagoge, Diplom-Agrar-Pädago­
ge oder Diplom-Ökonom-Pädago­
ge erworben. Das Studium wird 
gegenwärtig neu profiliert. Durch 
Verlängerung der Ausbildung auf 
fünf Jahre, die Ausbildung im Zweit­
fach, die Wiedereinführung einer 
Referendarzeit und weitere inhaltli­
che Veränderungen erfolgt hier 
ebenfalls eine Angleichung an die 
Lehrerausbildung in der Bundes­
republik Deutschland. 

Für die betriebliche Ausbildung 
standen bisher ca. 32 000 Lehrkräf­
te für den berufspraktischen Unter­
richt zur Verfügung, die zu etwa 
80 % einen Fachschulabschluß ha­
ben oder Meister sind. Lehrkräfte 
für den berufspraktischen Unter­
richt wurden bisher hauptsächlich 
über ein dreijähriges Fachschul­
direktstudium an fünf Instituten für 
die Ausbildung von Ingenieur- und 
Ökonom-Pädagogen vorbereitet. 
Studienvoraussetzungen sind der 
Abschluß der 10. Klasse der Ober­
schule, eine abgeschlossene Fach­
arbeiterausbildung m fachrich­
tungsadäquaten Berufen und mög­
lichst mehrjährige Berufserfah­
rung. Zur praktischen Berufsaus­
bildung berechtigt unter anderem 
auch die Qualifikation als Hand­
wer ksmeister. 
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Berufsrollen und Professionalisierung in der 
betrieblichen Weiterbildung 
Rolf Arnold, Wolfgang Huge 

Die betriebliche Weiterbildung ist im Aufwind, und mit ihr einher geht nicht nur ein bil­
dungspolitischer Bedeutungsgewinn zu Lasten der Erstausbildung. Insgesamt zeichnet sich 
vielmehr eine strukturelle Verschiebung ab, die anstelle der fugend- und Allgemeinbildung 
der Erwachsenen- und Berufsbildung die Schlüsselfunktion in der (post-)modernen Bil­
dungsgesellschaft zuweist (vgl. Arnold 1990). Im Bereich der betrieblichen Weiterbildung 
finden diese Tendenzen ihren Ausdruck u. a. in dem Entstehen von Gremien wie der "Kon­
zertierten Aktion Weiterbildung" , der bildungspolitischen Ankündigung eines Aktionspro­
gramms "Betriebliche Weiterbildungsforschung" und in expansiven Daten zu ihren Kosten. 
Auch Berufsbildungs- wie Weiterbildungsforschung legen verstärkt ihr Augenmerk auf die 
betriebliche Weiterbildung, ebenso wie einzelne Bildungseinrichtungen, die den hier ver­
muteten Qualifikations- und Personalbedarfmit AFG-geförderten Umschulungsmaßnahmen 
zu beheben suchen. Folgt man den aktuell beobachtbaren Tendenzen auf dem Meinungs­
und Bildungsmarkt, so besteht gerade im Handlungsfeld betrieblicher Weiterbildung auch 
eine Zukunftsperspektive für Pädagogen und SozialwissenschaftleT 

Rolf Arnold, Dr. 
Priv.-Doz. , Diplompädagoge, Vertreter des Lehr­
stuhls für Pädagogik, insbesondere Berufs- und 
Arbeitspädagogik, an der Universität Kaiserslau­
tern. 

Angesichts der Tatsache jedoch, 
daß bislang nur wenig über die Re­
krutierung wie Qualifikation von 
Weiterbildnern im Betrieb bekannt 
ist, müssen solche Einschätzungen 
zunächst noch als vorläufig und von 
subjektiven Eindrücken bestimmt 
angesehen werden. Eine empi­
risch orientierte Analyse ihres Ar­
beitsfeldes läßt ebenfalls globale 
Einschätzungen zu und ist zudem 
auf vereinzelte Studien angewie­
sen, die sich - wenn überhaupt -
zumeist nur indirekt mit dem Tätig­
keitsprofil von betrieblichen Wei­
terbildnern, ihren Berufsbiogra­
phien wie ihrer pädagogischen 
Eignung beschäftigen. Auffällig ist 
zudem, daß die Beiträge zur Dis­
kussion der Berufsrollen und Kom­
petenzen betrieblicher Weiterbild-
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Wolfgang Huge, Dr. 
Diplompädagoge, Projektgruppenleite r im For­
schungsprojekt "Rekrutierung und Qualifikation 
der Weiterbildner im Betrieb" an der Universität 
Kaiserslautern. 

ner recht unterschiedlichen Pro­
blemfeldern entstammen, eine ein­
heitliche Argumentationslinie mit­
hin nicht sichtbar ist. 

Berufsrollen-Differenzierung 
und marktorientierte 
Professionalisierung 

Bei Durchsicht von Büchern, Fach­
zeitschriften, Stellungnahmen von 
Praktikern und Materialien zu ei­
ner .,Weiterbildung zum Weiter­
bildner'', wie sie in AFG-geförder­
ten Maßnahmen vorgeschlagen 
wird, fällt auf, daß eine breite 
Übereinstimmung herrscht, was 
die Beschreibung der Rolle, der 
Aufgabenstellung sowie des Ver-

haltens eines zeitgemäßen Weiter­
bildners im Betrieb betrifft. Auch 
wenn wir uns lediglich auf diese 
drei Dimensionen beschränken, 
zeichnet sich dennoch ein Bild ab, 
das in Konturen Auskunft gibt über 
eme konsensfähige Vorstellung 
dessen, was man als "Berufsprofil 
betriebliche Weiterbildung' ' be­
zeichnen könnte. 

Berufsrollen 
Insgesamt ist eine Tendenz zu er­
kennen, die Aus- und Weiterbil­
dung der Unternehmen nicht mehr 
aus der Perspektive bloßer Stoff­
vermittlung zu sehen. Gefragt ist 
vielmehr ein Profil, das Berater­
und Problemlösungs-Qualifikatio­
nen aufweist. Damit vollzieht sich 
ein Wandel vom ., Lehrer" zum be­
trieblichen ., Entwicklungshelfer" . 
Dieser neuen Rollendefinition des 
Weiterbildners als ,,Change 
Agent" oder ., Internal Consultant" 
(Hölterhoffl Becker 1986) ent­
spricht ein verändertes Konzept 
der Betriebspädagogik, das sich in 
zunehmendem Maße den Ansprü­
chen eines partizipativen Füh­
rungsstils geöffnet hat und sich als 
konstitutives Element der Unter­
nehmenskultur begreift. Dabei ist 
feststellbar, daß die einzelnen Tä­
tigkeitsbereiche betrieblicher Wei­
terbildung - je nach Branche, Be­
triebsgröße und Firmenphiloso­
phie - in unterschiedlichen Be­
rufsrollen .,gebündelt" werden. So 
trifft man in Großbetrieben häufig 
ein Modell an, das durch die in der 
folgenden Abbildung dargestellte 
Rollenstruktur gekennzeichnet ist, 
wobei letztere im Schaubild durch 
den für Klein- und Mittelbetriebe 
interessanten Rollentyp des (exter­
nen) Weiterbildungsberaters er­
gänzt werden kann. 

Aufgabenstellung 
Während eme hervorragende 
fachliche Qualifikation sowie beruf­
liche Erfolge des Praktikers lange 
Zeit als Eingangsvoraussetzung in 
das Berufsfeld betrieblicher Wei­
terbildung galten und es als die 
Aufgabe von Trainern, Dozenten, 
Referenten etc. angesehen wurde, 
die fachliche Kompetenz ihrer Teil­
nehmer zu verbessern, ihnen die 
entscheidenden .,Tricks" und 
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Abbildung l: Rollenstruktur des Weiterbildungspersonals 

Weiterbildungspersonal Funktionen 

intern 

haupt- neben-
beruflich beruflich 

Makro- Bildungs-
didaktik manager 

Mikro- Verhaltens-
didaktik trainer 

(f. Verkäufer, 
a) außer- Manager 

fachlich u. a.) 

b) fachlich Fachtrainer 

"Kniffe" beizubringen, hatten Wei­
terbildner in erster Linie Experten 
für Lehrinhalte zu sein. Mittlerweile 
hat sich auch hier eine Differenzie­
rung ergeben (vgl. Abb. l). Der 
hauptberufliche betriebliche Wei­
terbildner, der als Bildungsmana­
ger oder Verhaltenstrainer arbei­
tet, hat heute zugleich die Funktion, 
beratend die Organisations- und 
Personalentwicklung zu unterstüt­
zen. "Es gehört zu seinen Aufga­
ben, den Bildungsbedarf eines Un­
ternehmens zu analysieren, Bil­
dungsziele zu definieren und die 
Bildungskonzeption nach innen 
und außen zu vertreten. Zentrale 
Aufgaben sind auch die Auswahl, 
Qualifizierung und didaktische Be­
ratung von nebenamtlichen Dozen­
ten und Teamern sowie die admini­
strative Steuerung der Bildungsar­
beit Neben der Planung und Bud­
getierung der Programmentwick­
lung sind hier vor allem die Evalu­
ierung und Transfersicherung der 
Weiterbildung von Bedeutung'' 
(Arnold 1989, 24). 

Verhalten 
Neue Anforderungen an das be­
triebliche Weiterbildungspersonal 
ergeben sich allerdings nicht allein 
aus der Rollen- und Aufgabenbe­
schreibung. Vor allem auf der Ver­
haltensebene haben sich ein­
schneidende Trends durchgesetzt, 
die vor allem die mikrodidaktisch 
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Tätigkeitsbereich 
(extern) 

Weiter- Planung, 
bildungs- Administration, 
berater Koordination, 

Evaluation 

Verhaltens- Organisation von 
trainer WB-Prozessen 
(i. d. R. für sowie 
Führungs-
kräfte) 

Dozenten, unterrichtliche bzw. 
Referenten Seminartätigkeit 

tätigen Weiterbildner betreffen. 
Projekt-Lernen am Arbeitsplatz, 
Lernstatt-Modelle und Qualitätszir­
kel einerseits, visualisierende Me­
thoden kommunikativen Erwachse­
nenlernens (Metaplan), Nutzung der 
neuen Medien Computer, Video 
und Btx, Moderation von Lern- und 
Arbeitsgruppen andererseits mar­
kieren als Stichworte den Rahmen, 
in dem sich diese betrieblichen 
Weiterbildner als Experten für 
Lernmethoden zu bewegen haben, 
Lernmethoden, die anders als die 
der Vergangenheit verstärkt auf 
ein selbstorganisiertes Lernen Er­
wachsener setzen. 

Rollendifferenzierung und 
Funktionsvielfalt 
Ob dieses Berufsprofil allerdings 
auch ein einheitliches und eigen­
ständiges Berufsbild , ,betriebli­
cher Weiterbildner'' auszuprägen 
in der Lage ist, darf angesichts der 
internen Rollendifferenzierungen 
bezweifelt werden. Aufgrund der 
damit einhergehenden Unsicher­
heiten bei der Ausbildung wie Re­
krutierung des Weiterbildungsper­
sonals ist es von zentraler Bedeu­
tung, die Frage zu klären, ob für 
die Zukunft eine Professionalisie­
rung dieses Berufsfeldes im Sinne 
der Ausprägung hauptberuflicher 
Tätigkeitsprofile zu erwarten ist 
oder ob - was eine mögliche Al­
ternative wäre - die Aufgaben be-
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trieblieber Weiterbildung eher zu 
einer nebenberuflichen Anreiche­
rung von Management-Rollen füh­
ren, d. h. sich "entprofessionalisie­
ren'' . Antworten auf diese Frage, 
die übrigens nicht nur auf der Ba­
sis eines Entweder-Oder, sondern 
auch eines Sowohl-Als-auch zu den­
ken sind, lassen zuweilen einen Zu­
sammenhang mit weiterbildungs­
fremden, statuspolitischen Motiven 
erkennen. Relativ eindeutig dürfte 
dies sein bei Institutionen wie dem 
BDVT (Bund deutscher Verkaufs­
trainer und Verkaufsförderer) so­
wie bei Bildungseinrichtungen, die 
auf der Grundlage des Arbeitsför­
derungsgesetzes Personalreferen­
ten und Weiterbildungsberater 
schulen. Gemeinsam haben sie, 
daß sie "etwas zu verkaufen" ha­
ben. Um ihrem Produkt - der 
Dienstleitung Weiterbildung im 
weitesten Sinne - einen entspre­
chenden Status auf dem Markt zu 
sichern, stellen sie die zunehmen­
den Anforderungen an den Profes­
sionalitätsstandard dieses Arbeits­
feldes heraus. 

"Was muß ein Mitarbeiter in der 
betrieblichen Weiterbildung wis­
sen und können, um erfolgreich zu 
bestehen?" lautete die Frage, die 
sich der BDVT im Jahr 1984 stellte, 
einerseits, um die anspruchsvolle 
Aufgabe eines externen Trainers 
nach außen hin zu dokumentieren, 
andererseits, um die formale Pro­
fessionalisierung der in dieser be­
rufsständischen Organisation zu­
sammengeschlossenen Personen 
mittels eines einheitlichen Quali­
tätsstandards und Aus- und Weiter­
bildungsniveaus repräsentieren zu 
können. In eine ähnliche Richtung 
zielen die in einschlägigen Zeit­
schriften publizierten Selbstbild­
ner von Praktikern, sofern sich die 
mit den beruflichen Anforderun­
gen ihrer Tätigkeit auseinanderset­
zen. Auf der Basis derartiger Bau­
steine, Bruch- und Versatzstücke 
hat die Tübinger "Weiterbildungs­
beratung, Gesellschaft für Perso­
nal- und Organisationsentwicklung 
mbH" ein Ausbildungskonzept ent­
wickelt, das als Erprobungsmodell 
eine Umschulung zum "Weiterbil­
dungsberater" nach dem Arbeits­
förderungsgesetz ermöglicht. 
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Beispiel einer marktorientierten 
Professionalisierung 
Ihr Konzept, das drei Ausbildungs­
bereiche voneinander abgrenzt, 
und zwar Konzeption, Organisation 
und Durchführung - und jedem 
dieser Aktionsfelder betrieblicher 
Weiterbildung eine Anzahl von 
Lernzielen zuordnet, die als , ,Grob­
ziele'' die Inhalte einer Weiterbild­
ner-Qualifikation umreißen - sei 
im folgenden stellvertretend für 
eine marktorientierte Professionali­
sierungsstrategie wiedergegeben. 

Ein derart breit gefächertes Qualifi­
kationsprofil sei für einen erfolg­
reich agierenden (hauptberuflichen) 
Mitarbeiter in der betrieblichen 
Weiterbildung (ebenso wie für den 
freiberuflichen Weiterbildungsbera­
ter) nicht zuletzt deshalb unerläß­
lich, da er in der Lage sein müsse, 

- betriebliche Weiterbildung 
nach didaktischen und methodi­
schen Gesichtspunkten zu konzi­
pieren und durchzuführen, 

- Mitarbeiter, Vorgesetzte und Un­
ternehmensleitung in Bildungs­
fragen kompetent zu beraten, 

- Prozesse in der Organisations­
und Personalentwicklung zielge­
richtet und unter Berücksichti­
gung der Interessen von Mitar­
beitern und Unternehmern zu 
steuern, 

- Gesprächsführung, Gruppen­
steuerung, Kooperation und 
Führungsstil im Betrieb zu analy­
sieren und zu verbessern, 

- externe Anbieter von Weiterbil­
dung mit sicherer Hand auszu­
wählen. 

Ein nach den oben aufgeführten 
Kriterien qualifizierter Fachmann 

Abbildung 2: Qualifikationssegmente betrieblicher Weiterbildung 

Konzeption 

- Ansiedlung und Stand betrieblicher Weiterbildung 
- Aufgaben und Ziele betrieblicher Weiterbildung 
- Konzeptionelle Weiterbildung 
- Organisationsformen von Betrieben und deren Auswirkung auf die betriebliche Weiter-

bildung 
- Instrumente der Personal- und Organisationsentwicklung Weiterbildung (von der Bedarfs­

analyse bzw. der Problemdefinition bis zur Erfolgskontrolle) 
- Medienauswahl 

Organisation 
- Ansiedlung der betrieblichen Weiterbildung 
- Rechnungswesen 
- Kalkulation von Bildungsmaßnahmen 
- Auswahl von externen Anbietern 
- Seminarverwaltung, Seminarorganisation 
- Veranstaltungsplanung 
- Arbeiten mit EDV 

Durchführung 
- Andragogik im Betrieb 
-Reflexion des eigenen Lern- / Lehrverhaltens 
- Probleme beim Lernen im Betrieb 
- Methoden des Lernens im Betrieb 
- Lerntechniken 
- Neue Lern- / Lehrtechniken im Vergleich 
- Transferkontrolle 
- Lernerfolgskontrolle 
- Moderation und Präsentation 
- Gesprächsführungstechniken, Gruppensteuerung 
- Transaktionsanalyse 
- Lehr- / Lernmedien 
- Kooperation und Führung 
- train the trainer 

Quelle: Weiterbildungsberatung WBB. Gesellschaft für Personal- und Organisationsentwicklung mbH, 
Tübingen 
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für Fragen der betrieblichen Wei­
terbildung sei den zukünftigen An­
forderungen in seinem Arbeitsfeld 
(gestaltender Umgang mit Unter­
nehmenskultur, Ausbau des "learn­
ing on the job'', zunehmende Ein­
satzmöglichkeiten der "Neuen Me­
dien'' als pädagogische Assisten­
ten, Einrichtung selbstgesteuerten 
Lernens in Projektgruppen, Quali­
tätszirkeln u. ä.) einigermaßen ge­
wappnet und bringe die Vorausset­
zungen mit, den in vielen Unter­
nehmen - insbesondere Klein­
und Mittelbetrieben - beobacht­
baren Unsicherheiten und Unzu­
länglichkeiten im Umgang mit be­
trieblichen Weiterbildungsinitiati­
ven ein Ende zu machen. An so 
oder ähnlich gelagerten Modellen 
der Professionalisierung im Be­
reich der Weiterbildung scheint 
uns der latente, implizite Rückgriff 
auf Strukturmerkmale einer allge­
meinen Theorie der Profession 
(spezialisiertes Berufswissen, Ex­
pertenrolle) problematisch zu sein, 
nicht zuletzt deshalb, da diese im 
Falle der betrieblichen Weiterbil­
dung nur in einem begrenzten Rah­
men anwendbar sind und zudem 
grundlegende , ,Errungenschaf­
ten'' einer pädagogischen Profes­
sionalisierung außer acht lassen. 

Pädagogische 
Professionalisierung 

Denn: Je nach der spezifischen Tä­
tigkeit der Weiterbildner im Be­
trieb (vgl. Abb. l) dürfte auch der 
, ,Professionalisierungsbedarf'' ty­
penspezifisch ausfallen. Es ist un­
sere Hypothese, daß eine sowohl 
marktorientierte als auch pädago­
gische Professionalisierung be­
trieblicher Weiterbildung die doch 
stark voneinander abweichenden 
Berufsrollen in diesem Arbeitsfeld 
im Auge behalten müsse, wenn es 
etwa um die Entwicklung eines 
adressaten- bzw. zielgruppenge­
rechten Weiterbildungsangebots 
für diese Berufsgruppe geht. Zu­
dem ist zu berücksichtigen, daß 
vielfach auch ein gewisses Maß an 
Distanz gegen Versuche existiert, 
das als weitgehend unproblema­
tisch erlebte Berufsfeld der be-
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triebliehen Weiterbildung einer 
selbstreflexiven Aufklärung (bzw. 
pädagogischen Professionalisie­
rung) zu unterziehen. Dafür spricht 
etwa, daß mancherorts bereits so­
gar einer instrumentellen, markt­
orientierten Professionalisierung mit 
Skepsis begegnet wird . So geben 
etwa Sehrader u. a. (1984) 1m 
"Handbuch der Weiterbildung für 
die Praxis in Wirtschaft und Ver­
waltung", Band 5 ("Trainer in der 
Erwachsenenbildung. Rolle, Aufga­
ben, Verhalten'') verschiedene 
Aspekte zu bedenken: 
- Sie weisen darauf hin, daß eine 

solche Professionalisierung al­
lein die Seite ihrer Methoden­
kompetenz berühre (etwa Di­
daktik, Gruppendynamik, Bera­
tungstechniken) und die Dimen­
sionen der fachlichen Sachkom­
petenz sowie Organisationskom­
petenz - ebenfalls zentrale Säu­
len des Qualifikationsgerüsts 
eines Trainers - außer Betracht 
lasse. 

- Daneben sehen sie die Gefahr, 
eine solche Professionalisierung 
köm1e zur betrieblichen Isola­
tion der Trainer führen, zu einer 
Entfernung von der alltäglichen 
Praxis im Betrieb, verbunden 
mit einem Verlust an angemes­
sener Problemlösungsfähigkeit 

- Zudem geben sie zu bedenken, 
daß eine Professionalisierung 
der Trainertätigkeit eine stärke­
re Verberuflichung nach sich 
ziehe, was angesichts der Tatsa­
che, daß diese Tätigkeit als Le­
bensaufgabe vielfach zu an­
strengend sei, dazu führe, daß 
Trainer nach einer gewissen 
Zeit eine Veränderung ihres Auf­
gabenfeldes suchten. 

Denken wir die hier ins Spiel ge­
brachten Argumente weiter, so lie­
ßen sich die drei Punkte zu einer 
quasi paradoxen Gefahr einer 
marktorientierten wie pädagogi­
schen Professionalisierung be­
trieblicher Weiterbildung verdich­
ten, die im Verlust der fachlichen 
Kompetenz bei gleichzeitigem Aus­
bau der Methodenkompetenz liegt. 
Diese kann sich überall dort ein­
stellen, wo Trainer aufgrund ihrer 
exklusiven Beschäftigung im Wei­
terbildungsbereich den Anschluß 
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an neuere Standards auf technisch­
fachlichem Gebiet verlieren, eine 
Gefahr, die angesichts des rapiden 
Wandels auf dem Terrain von Tech­
nologie und Arbeitsorganisation 
nicht unwahrscheinlich erscheint. 

Vom Bildungsmanager zum Trainer 
-einer neuer Trend? 
Gleichzeitig bleibt die "Entwick­
lung'' vom Trainer zum Bildungs­
manager zunehmend verschlos­
sen, da der Ausbau der betriebli­
chen Weiterbildungsaktivitäten so­
wie ihre zunehmende unterneh­
menskulturelle Spezifizierung viele 
Bildungsmanager- wollen sie ihre 
Glaubwürdigkeit erhalten - zur 
Übernahme eigener Trainingsakti­
vitäten drängt. Nach unserer Erfah­
rung zeichnet sich in letzter Zeit 
vornehmlich in Großbetrieben 
eine Entwicklung ab, die sich als 
Trend mit dem Slogan "Auf dem 
Wege vom Bildungsmanager zum 
Trainer' ' kennzeichnen läßt. Das 
heißt, an die Stelle der (bloß) ma­
krodidaktischen Professionalisie­
rung betrieblicher Bildungsarbeit 
scheint ihre mikrodidaktische Re­
professionalisierung zu treten, da 
die "neuen Unternehmenskultu­
ren" mehr Authenzität und Unter­
nehmensspezifität im Weiterbil­
dungshandeln erfordern, als ne­
benberuflich oder extern erbracht 
werden kann. 

Verstärkt werden zudem - insbe­
sondere in Großunternehmen -
Führungskräfte mit Schulungs- und 
Fortbildungsaufgaben betraut, 
nicht um auf den Einsatz externer 
Trainer zu verzichten und so Kosten 
sparen zu können, sondern um den 
eigenen Führungskräften persönli­
che Entwicklungsmöglichkeiten zu 
erschließen. Mit erster Anschau­
ung als Co-Trainer erfahrene Wei­
terbildner, zusätzlich vorbereitet in 
"train the trainer ' '-Seminaren, wer­
den sie in Schulung und Fortbil­
dung eingesetzt, um dort ihr Fach­
wissen weiterzugeben und gleich­
zeitig selbst eine neue Art der Füh­
rung kennenzulernen. "Lernen 
durch Lehren'' heißt die Losung 
solcher Personalentwicklungsmaß­
nahmen, wobei die Dozententätig­
keit in ihrer Wertschätzung für die 
Karriere von Führungskräften mit 
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einem Auslandsaufenthalt vergli­
chen wird . Ein solcher Einsatz als 
nebenberuflicher Dozent in der 
betrieblichen Weiterbildung ist 
von Anfang an nur als vorüberge­
hende Erweiterung des berufli­
chen Horizonts von Managern zu 
sehen, ein Interesse an Verberufli­
chung und Professionalisierung 
der Trainertätigkeit ist in der Regel 
ausgeschlossen. 

Damit wird deutlich, daß das The­
ma "Professionalisierung der be­
trieblichen Weiterbildner" eine 
gew1sse Ambivalenz aufweist. 
Zwar gibt es angesichts der zuneh­
menden Bedeutung dieses Ar­
beitsfeldes kaum Zweifel an einem 
Weiterbildungsbedarf der unter­
schiedlichen Mitarbeitertypen in 
diesem Handlungsfeld, ein Bedarf, 
der sich allein schon aus den ex­
plosiv steigenden Aufwendungen 
(Kosten) erklärt und als Indiz für ei­
nen expansiven Personalbedarf 
auf allen Ebenen (Weiterbildungs­
verantwortliche, hauptberufliche 
interne wie externe Trainer, ne­
benberufliche Dozenten und Co­
Trainer) gewertet werden kann. 
Doch wäre es gleichfalls naiv, die 
Daten zu Expansion des Arbeitsfel­
des technokratisch in einen einsei­
tig an Methoden und didaktischen 
Fähigkeiten orientierten Professio­
nalisierungsansatz zu übersetzen. 
Eine solche "instrumentelle Profes­
sionalisierung'' kann - so ließe 
sich eine weitere Hypothese for­
mulieren - nur die eine Seite des 
Problems markieren. Die andere 
wäre auf der Ebene einer "päd­
agogischen Professionalisierung'' 
anzusiedeln, die eine Reflexion des 
eigenen Handeins - und damit die 
Einschätzungen, Wertorientierun­
gen und Deutungsmuster betriebli­
cher Weiterbildner im Auge hat. 

Auch wenn vieles dafür spricht, 
daß sich betriebliche Weiterbil­
dung nicht nur nach dem 
Spezialisierungs- und Professiona­
lisierungsmodell entwickeln wird, 
vielmehr auch mit einer Dezentrali­
sierung und Anbindung betriebli­
cher Weiterbildungsfunktionen an 
Führungskräfte zu rechnen ist, sei 
im folgenden darauf verwiesen, 
daß auch diese Pädagogisierung 
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betrieblicher Praxis nicht nur in­
strumentell und marktorientiert 
entwickelt werden kann. 

Pädagogische Autonomie 
als Professionalität 
Mit der Leitvorstellung der "päd­
agogischen Autonomie'' hat die 
Pädagogik einen Aspekt des pro­
fessionellen Handeins besonders 
betont, der sich auch als professio­
nelle Innenleitung bzw. als Leit­
ideenorientierung bezeichnen läßt, 
wobei als Leitidee die der "Bil­
dung" und nicht die des "social en­
gineering' ' gemeint war. Damit ist 
ein professioneller Anspruch for­
muliert, der die individuelle Entfal­
tung zu unterstützen und fördern 
bemüht ist und pädagogische Pro­
fessionalität nicht als "Zugriff" und 
"Gestaltung" , sondern als "Loslas­
sen" und "Verlebendigen" des In­
dividuums entwickelt. 

Eine solche "helfende" Professio­
nalität umfaßt mehr als die Beherr­
schung zweckrationaler Techniken 
eines optimalen Lernens. Als Bil­
dungshilfe beinhaltet sie auch den 
(professionellen) Anspruch, ein­
engende gesellschaftliche und be­
triebliche Strukturen in den Blick 
zu rücken, den einzelnen nicht nur 
zur Funktionalität (, ,Anpassung'' ), 
sondern auch zur Reflexion, zu Ver­
änderungen und Verweigerung 
gegenüber entwicklungsbegren­
zenden Strukturen zu befähigen. 
Um eine solche Form pädagogi­
scher Professionalität zu ent­
wickeln, ist eine umfassende 
sozial- und erziehungswissen­
schaftliche Ausbildung erforder­
lich , wie sie für die Ausbildung et­
wa von Diplompädagogen kenn­
zeichnend ist. Nun mag man über 
d ie Methodenkompetenz der Ab­
solventen dieses Studienganges 
mit Recht streiten. Vieles müßte 
und könnte hier verbessert wer­
den, um in stärkerem Maße instru­
mentelle Kompetenzen zu fördern. 
Nicht streiten aber sollte man über 
die Notwendigkeit einer umfassen­
den gese llschafts- wie erziehungs­
wissenschaftlichen Qualifizierung 
all derer, die hauptberuflich in der 
betrieblichen Weiterbildung tätig 
sind. Die Akzeptanzprobleme, mit 
denen sich universitäre Erwachse-
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nenbildner und Betriebspädago­
gen in der Vergangenheit konfron­
tiert sahen, entsprangen u. E. ei­
nem betrieblichen Mißtrauen ge­
genüber "innen geleiteten'' Profes­
sionals, da man die betriebliche 
Bildungsarbeit traditionell als Loya­
litätsbildung verstand und prakti­
zierte. Mit dem Vordringen neuer, 
mitarbeiterorientierter Unterneh­
menskultur-Konzepte dürften sich 
die Chancen für wissenschaftlich 
ausgebildete Pädagogen deutlich 
erhöhen, sieht sich doch auch die 
betriebliche Bildungspraxis zuneh­
mend genötigt, Bildung als Sinnsu­
che und Selbstverwirklichung ih­
rer Mitarbeiter zuzulassen und zu 
fördern . Damit wird zugleich der 
Weg frei für eine pädagogische 
Professionalisierung der betriebli­
chen Weiterbildung, die in dem 

Maße die marktorientierte, instru­
mentelle Professionalität ergänzen 
muß, wie sich das Berufsfeld be­
trieblicher Weiterbildner den neu­
en Forderungen nach e iner konse­
quenten Mitarbeiterorientierung 
sowie deren Einbeziehung in die 
Ausgestaltung des Sozialraums 
"Unternehmen'' öffnet. 
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Ausbildung von lernbeeinträchtigten Jugendlichen 
in den neugeordneten Metallberufen 
- Überlegungen zu einem Ausbilderqualifizierungskonzept -

Kathrin Hensge 

Die Qual i tät des Berufsbildungssystems bemißt sich auch an seiner Fähigkeit, benachteilig­
te jugendliche zu integrieren. Die Berufsausbildung als eine Ausbildungsform ohne formale 
Zugangsbeschränk ungen stellt Bildungspolitik und Ausbildungspraxis insbesondere im Hin­
blick auf die Integration b enachteiligter jugendlicher insofern vor eine große Herausforde­
rung, als auch dieser Zielgr uppe der Weg in zukunftssichere Ausbildungsberufe nicht ver­
sperrt werden sollte. Dazu gehören im gewerblich-technischen Bereich die neugeordneten 
M etall- und Elektroberufe. Sie setzen die Standards der Zukunft in diesen Berufsbereichen 
Der Ausbildungsabschluß in einem dieser Berufe ist eine zentrale Voraussetzung für eine 
gesicherte Erwerbstätigkeit in diesem Berufsbereich Von dieser M öglichkeit d ürfen be­
nachteiligte jugendliche nicht ausgeschlossen werden. 

Die Einlösung dieses Grundsatzes bedeutet, daß in der Ausbildung Bedingungen geschaf­
fen werden müßten, die dies ermöglichen. Dazu gehört auch der Einsatz von Personal, das 
die qualifika torischen Vora ussetzungen dafür erfüllt. Denn mit der Qualifikation des Ausbil ­
dungspersonals steht und fällt die Qualität der Berufsausbildung, die zugleich den Integra­
tionserfolg der Zielgruppe in eine gesicherte Erwerbstä tigkeit fördert. 

Das Qualifizierungskonzept 
des Bundesinstituts 

Die Ausbildung benachteiligter Ju­
gendlicher in den neugeordneten 
Metallberufen ist nicht ausschließ­
lich ein Problem dieser Zielgrup­
pe, sondern vordringlich eine Her­
ausforderung an ein neues Qualifi­
zierungskonzept 1) Hier sind zu al­
lererst die Ausbilder angespro­
chen, deren Qualifikation den Um-

setzungserfolg der Neuordnung in 
die Ausbildungspraxis entschei­
dend mitbeeinflußt. Das Seminar 
greift diese Herausforderung auf 
und bietet Ausbildern umsetzungs­
fähige lernorganisatorische und di­
daktische Hilfen für die Berufsaus­
bildung dieser Personengruppen 
an sowie berufsbezogene Unter­
weisungsmateriahen aus den neu­
geordneten Metallberufen. 

Das Seminarkonzept besteht in sei­
ner Grobstruktur aus zwei Teilen: 
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Kathrin Hensge, Dr. phil. 
Diplom-Kauffrau und W irtschaftspädagogin; wis­
senschaftliche Mitarbeiterin in der Hauptabtei­
lung 2 "Curriculumforschung" des Bundesinstituts 
für Berufsbildung in Ber lin, in der sie sich mit Pro­
blemen besonderer Personengruppen in der be­
ruflichen Bildung sowie mit Fragen der Ausbilder ­
qualifizierung befaßt. 

a) dem berufsspezifischen, päd­
agogischen Teil, in dem Lern­
probleme der Zielgruppe, ihre 
Ursachen und Erscheinungsfor­
men sowie Handlungsmöglich­
keiten des Ausbilders aufge­
zeigt werden und 

b) dem berufsspezifischen, fachdi­
daktischen Teil, in dem anhand 
von zwei Ausbildungsbeispielen 
aus der Grund- bzw. Fachbil­
dung / Metall zielgruppenge­
rechte Strategien der Umset­
zung der Neuordnung / Metall 
aufgezeigt werden. 

Auf diesem Wege überwindet der 
Seminaransatz eine zu einseitige 
pädagogische Ausrichtung und 
verknüpft allgemein didaktische 
mit konkreten berufsspezifischen 
Hilfen für das Ausbildungsperso­
naL Gleichzeitig erfüllt dieses Kon­
zept das Interesse des Ausbildungs­
personals, das sich erfahrungsge­
mäß auf pädagogische Fragen vor­
zugsweise in Zusammenhang mit 
fachlichen Inhalten bezieht. 

Weil sich das Qualifizierungskon­
zept in erster Linie an das betriebli­
che Ausbildungspersonal wendet, 
wird Wert darauf gelegt, daß Mate­
rialien erarbeitet werden, die in 
der Ausbildung direkt eingesetzt 
werden können. Dazu gehört, daß 
je eine Ausbildungseinheit aus der 
Grund- bzw. Fachbildung/ Metall 

BWP 4/ 90 

- Entscheiden und Planen in der 
Grundausbildung, 

- Systematische Fehlersuche in 
der Fachbildung 

leittextmäßig aufbereitet und mit 
einem didaktischen Kommentar 
versehen, entwickelt werden. 

Die Arbeiten an den curricularen 
Materialien sind nahezu abge­
schlossen und werden noch in die­
semJahrauf ihre Praxistauglichkeit 
hin überprüft. Dies geschieht in ei­
nem dreitägigen Pilotseminar mit 
Metallausbildern. Für die Durch­
führung dieses Seminars wird der­
zeit an der seminaristischen Aufar­
beitung der Materialien gearbei­
tet. Im Pilotseminar werden sowohl 
Seminarkonzept - Seminarablauf, 
-struktur, Methodeneinsatz etc. -
als auch die erstellten Materialien 
erprobt. Die Erfahrungen aus dem 
Seminar fließen unmittelbar in die 
weiteren Seminararbeiten ein und 
führen zu mehr oder weniger um­
fangreichen Modifikationen des 
Konzepts. Die Überarbeitung und 
erneute Erprobung wird Ende 
nächsten Jahres fertig sein, so daß 
eine Veröffentlichung zeitgleich mit 
dem Auslaufen der Übergangsfri­
sten der Neuordnung/ Metall mög­
lich wird. 

Lernprobleme in der Ausbildung 
Lernvorgänge sind intrinsische 
Vorgänge, d . h., sie sind der Beob­
achtung nicht unmittelbar zugäng­
lich. Um zu verstehen, was in den 
Jugendlichen vorgeht, braucht der 
Ausbilder gewissermaßen eine 
"Übersetzungshilfe", die ihm hilft, 
das Verhalten der Jugendlichen 
richtig zu interpretieren. Für den 
Ausbilder ist es wichtig zu wissen, 
ob ein Auszubildender nicht will 
oder ob er nicht kann. Je nachdem, 
zu welcher Einschätzung der Aus­
bilder kommt, wird er reagieren; 
im ersten Fall vielleicht mit Ermah­
nungen; im letzteren mit Unterstüt­
zung. 

Lernbeeinträchtigte Jugendliche 
brauchen Unterstützung. Sie sind 
darauf angewiesen, daß der Aus­
bilder auf sie zugeht, sie versteht -
auch dann, wenn sie von sich aus 
nicht mitteilen können, daß sie Hil­
fe brauchen. 

FACHBEITRÄGE 

Was sollte ein Ausbilder wissen, 
um das Verhalten seiner Auszubil­
denden richtig einzuschätzen? 

Intellektuelle Fähigkeiten 
Zunächst taucht häufig die Frage 
auf, verfügen lernbeeinträchtigte 
Jugendliche über ausreichende in­
tellektuelle Fähigkeiten, um den 
Anforderungen in der Berufsaus­
bildung nachzukommen? 

Untersuchungen belegen, daß der 
Intelligenzquotient dieser Perso­
nengruppe im Durchschnittsbe­
reich liegt. Auffällig sind ihre im 
Vergleich zur durchschnittlichen 
Intelligenz unterdurchschnittlichen 
Schulabschlüsse. 2) 3) Von ihren in­
tellektuellen Fähigkeiten wären 
diese Jugendlichen in der Lage, 
normale Lernleistungen und einen 
regulären Schulabschluß zu er­
bringen. 

Lernbeeinträchtigte Jugendliche 
sind typische , ,underachiever' ' ; sie 
können meist mehr als sie vorge­
ben, sie brauchen mehr Förderung 
als sie bekommen. 

Kognitive Lerneigenheiten 
Wie äußern sich nun jene Lernei­
genheiten, die im Verlauf der bis­
herigen Lebensgeschichte erwor­
ben wurden und dazu führen kön­
nen, Schulleistungen und als deren 
Folge Ausbildungsleistungen der 
betroffenen Jugendlichen unter 
das tatsächlich vorhandene Fähig­
keitsniveau zu drücken? 

Meist sind durch die Lernschwie­
rigkeiten in der allgemeinbilden­
den Schule Wissenslücken entstan­
den , an deren Aufholbarkeit so­
wohl Schüler als auch Lehrer zwei­
feln . Die Folge sind permanente 
Mißerfolgserlebnisse, weil die Ju­
gendlichen immer hinter dem 
, ,Stoff her hinken' '. Mißerfolgserleb­
nisse und die Angst zu versagen, 
verhindern ein Aufholen der Wis­
senslücken und führen letztlich zu 
Leistungsverweigerungen oder zu­
mindest zu dem Versuch, Lei­
stungsanforderungen auszuwei­
chen. 

Nach außen sichtbar ist nicht der 
Druck, unter dem der Jugendliche 
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steht, sondern seine Versuche, Lei­
stungsanforderungen auszuwei­
chen; beispielsweise durch länge­
re und wiederholte Fehlzeiten oder 
ein zur Schau gestelltes, schein­
bares Desinteresse an der Berufs­
ausbildung oder einer gestellten 
Aufgabe. 

Verlangsamtes Lerntempo 
Sind erst einmal nennenswerte 
Wissensrückstände entstanden, 
fehlen meist die Voraussetzungen, 
mit dem fortschreitenden Lerntem­
po in der Berufsausbildung Schritt 
zu halten. Fehlen die Voraussetzun­
gen, dem aktuellen Lernstand zu 
folgen und müssen vorausgegan­
gene Lernschritte mühsam nach­
geholt werden, während gleichzei­
tig der Ausbildungsverlauf immer 
weiter voranschreitet, dann müs­
sen die Jugendlichen gedanklich 
immer zwei Schritte in einem lei­
sten: Rückstände aufholen und 
gleichzeitig Neues mitverfolgen. 
Da ohne die Rückstände der neue 
Stoff nicht oder nur sehr schwer er­
lernbar ist, dauert der Lernvor­
gang entsprechend länger. Nach 
außen sichtbar ist die im Vergleich 
zu den anderen Auszubildenden 
längere Lernzeit, die der Jugendli­
che braucht, um der Berufsausbil­
dung zu folgen. 

Konzentrationsstörungen 
Ist der Anschluß an den Lernstand 
der Ausbildungsgruppe erst ein­
mal verpaßt, dann ist es für die be­
troffenen Jugendlichen kaum mehr 
möglich, sich auf die aktuelle Un­
terweisung zu konzentrieren, ihr zu 
folgen und den Lerninhalt gezielt 
aufzunehmen. Der Jugendliche 
versucht sporadisch - wo immer 
es ihm möglich ist-, der Unterwei­
sung zu folgen ; wo ihm dies nicht 
gelingt, lassen Konzentration und 
Aufmerksamkeit nach. 

Anzeichen von Konzentrationsstö­
rungen im Verhalten der Jugendli­
chen können Trödeln, nur gele­
gentliche Mitarbeit, schnelle Ab­
lenkbarkeit etc. sein. Die Wechsel­
wirkung zwischen Konzentrations­
störungen, langsamem Lerntempo 
und Wissenslücken, die ihrerseits 
zu einer Verminderung des Lern­
fortschritts und der Konzentrations-
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fähigkeit führen , zeigt, daß ohne 
Hilfe von außen dieser Zirkel wohl 
kaum durchbrachen werden kann. 

Fachdidaktische Überlegungen in 
Grund- und Fachbildung der neu­
geordneten Metallberufe 
Verknüpfung von Lern- und Fach­
logik 
Fachdidaktische Überlegungen 
bei der Ausbildung benachteiligter 
Jugendlicher müssen von der Lern­
logik der Zielgruppe ausgehend 
schrittweise auf die Sachlogik des 
Faches bezogen werden. Wichti­
ger Anknüpfungspunkt hierbei ist, 
daß die in der Schule gewonnene 
Lernabneigung zwar auf die Be­
rufsausbildung übertragen wird, 
jedoch selten auf den betriebli­
chen Teil. Die Abneigung bezieht 
sich in erster Linie auf schulische 
Lernformen, denen der Jugendli­
che skeptisch gegenübersteht. 

Die betriebliche Berufsausbildung 
mit ihrem größeren Praxisbezug 
wird von dem Jugendlichen als 
eine Chance empfunden, 
dene Lernschwächen zu überwin­
den und noch einmal die Möglich­
keit eines Neuanfangs zu erhalten. 
Für den Ausbilder ist es deshalb 
wichtig, rechtzeitig Überforderun­
gen zu erkennen, Lernzusammen­
hänge wiederholt zu erklären und 
ein Lerntempo vorzugeben, dem 
der Auszubildende folgen kann. 
Dies gilt insbesondere für den Be­
ginn der Berufsausbildung. Hier ist 
der Jugendliche noch motiviert ge­
nug, die neue Chance zu nutzen. 
Gelingt ihm dies nicht und verliert 
er bereits zu Beginn der Berufsaus­
bildung den Anschluß, ist die Ge­
fahr groß, daß er in denselben 
Rhythmus hineingerät, der in der 
Schule zum Entstehen seiner Lern­
schwäche führte. 

Selbstzweifel an der Leistungsfä­
higkeit blockieren Lernleistungen 
und beeinflussen die Bereitschaft 
des Jugendlichen, Konfl.ikten in der 
Berufsausbildung entgegenzuwir­
ken, ohne Leistungen zu verwei­
gern oder die Berufsausbildung 
abzubrechen. 4) 5) 

Die Verknüpfung von Lernlogik 
und Fachbezug in den neugeord-

neten Metallberufen setzt voraus, 
die Lernchancen der Neuordnung 
für die Zielgruppe herauszuarbei­
ten und für ein Qualifizierungskon­
zept nutzbar zu machen. Die Neu­
ordnung setzt nicht nur neue Maß­
stäbe, sie eröffnet auch Perspekti­
ven, die, wenn sie konsequent für 
die Personengruppe eingesetzt 
werden, auch Benachteiligte zu ei­
nem erfolgreichen Abschluß füh­
ren. 

Folgende Beispiele sollen dies ver­
deutlichen: 
- Die Notwendigkeit, Fachtheorie 

und Fachpraxis möglichst nicht 
mehr getrennt voneinander zu 
vermitteln, kommt den Bedürf­
nissen der Zielgruppe nach "be­
greifbarem' ' und ganzheitli­
chem Lernen sehr nahe. 

- Berufliche Handlungsfähigkeit 
als Ziel der Berufsausbildung 
erfordert den Einsatz lernakti­
vierender Lehr-Lernmethoden, 
wie z.B. die Leittext- und die Pro­
jektmethode - Lernformen, die 
den Lernbedürfnissen der be­
nachteiligten Jugendlichen ent­
sprechen. 

- Die einjährige berufsfeldbreite 
Grundbildung bietet die Chan­
ce eines Fachrichtungswechsels 
innerhalb des ersten Jahres oh­
ne Zeitverlust, weil grundlegen­
de Metallkenntnisse berufsun­
spezifisch vermittelt werden -
eine Möglichkeit für den Ausbil­
der, über die dreimonatige Pro­
bezeit hinaus Eignungen und Fä­
higkeiten des Jugendlichen ken­
nenzulernen und ihn im Hinblick 
auf die Wahl einer Fachrichtung 
zu beraten. 

- Die Möglichkeit, betriebsbe­
dingte Ausbildungsschwerpunk­
te zu setzen, hilft, auf individuel­
le Lernfortschritte Rücksicht zu 
nehmen - ein "Muß" in der 
Ausbildung benachteiligter Ju­
gendlicher. 

Die Neuordnung enthält somit nicht 
nur eine Fülle neuer Anforderun­
gen, die benachteiligte Jugendli­
che überfordern könnten, sie bie­
tet auch eine ganze Reihe von An­
satzpunkten für eine erfolgreiche 
Ausbildung dieser Personengrup­
pe. Im Seminarkonzept werden 
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diese Gestaltungsspielräume der 
Neuordnung für die Ausbildung 
benachteiligter Jugendlicher ge­
nutzt und anhand von je einer Alls­
bildungseinheit der Grund- und 
Fachbildung fachdidaktisch umge­
setzt. 

Ausbildungsprojekte in der Grund­
bildung 
Selbständiges Planen, Durchfüh­
ren und Kontrollieren ist durchgän­
giges Prinzip der Neuordnung für 
die gesamte Ausbildungsdauer. Es 
ist jedoch wichtig, den Auszubil­
denden möglichst früh im Ausbil­
dungsablaufmit der Notwendigkeit 
zu konfrontieren, selbständig Ent­
scheidungen zu treffen und Ar­
beitsplanungen durchzuführen. 
Die Umsetzung dieser Anforde­
rung sollte nicht auf die Fachbil­
dung verschoben werden, wenn 
der Auszubildende "vermeintlich'' 
die fachlichen und persönlichen 
Voraussetzungen dafür erworben 
hat. 

Das Erlernen von Entscheidungs­
und Handlungsfähigkeit ist zu­
gleich zentrales Kriterium der Neu­
ordnung sowie der Ausbildung be­
nachteiligter Jugendlicher. Derbe­
nachteiligte Jugendliche erhält 
über das Einräumen von Planungs­
und Entscheidungsspielräumen je­
ne Entwicklungsmöglichkeiten, die 
er braucht, um Lernlust und Lern­
fähigkeit wiederzuerlangen. Die 
Neuordnung verlangt die Vermitt­
lung fach- und berufsübergreifen­
der Schlüsselqualifikationen, die 
den Anforderungen an den Fach­
arbeiter von morgen Rechnung tra­
gen. Anforderungen der Neuord­
nung und Notwendigkeiten der 
Ausbildung benachteiligter Ju­
gendlicher entsprechen sich in 
diesem Punkt. 

Wie Entscheidungs- und Hand­
lungsfähigkeit in der Ausbildungs­
praxis umgesetzt werden können, 
zeigt ein Beispiel aus der Grundbil­
dung: 

Zur Herstellung eines Projekts -
sei es ein Amboß oder ein Parallel­
anreißer - muß das Rohmaterial 
auf Maß gebracht werden. Als 
mögliche Verfahren dafür bieten 
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sich zu Beginn der Grundbildung 
das Feilen oder das Sägen (und 
nachträgliches "auf Maß feilen") 
an. Für beide Trennverfahren 
durch Spanen von Hand sprechen 
unterschiedliche Gründe. Beim 
Feilen ist die Gefahr, unter Maß zu 
kommen, geringer als beim Sägen, 
der Arbeitsaufwand jedoch grö­
ßer. Beim Sägen ist die Gefahr, un­
ter Maß zu kommen, größer, es 
muß nur wenig Material abgetrennt 
werden, es ist ein präziser Schnitt 
notwendig, dafür ist der Arbeits­
aufwand aber geringer. Zur Umset­
zung der in der Neuordnung gefor­
derten Qualifikationen, selbständig 
zu planen und zu entscheiden, ge­
nügt es nicht, daß der Ausbilder 
dem Jugendlichen eine Zeichnung 
über den zu fertigenden Arbeits­
auftrag gibt, verbunden mit der 
Aufforderung: "Nun plane mal 
schön." Der Jugendliche wäre mit 
Sicherheit überfordert und würde 
wie gewohnt reagieren: mit Lei­
stungsverweigerung, aus Angst zu 
versagen. 

Will der Ausbilder dieses Verhal­
ten überwinden helfen, muß er 
dem Jugendlichen alle für die selb­
ständige Arbeitsplanung notwendi­
gen Informationen und Erklärun­
gen geben. Selbständigkeit bewir­
ken heißt nicht, auf reflektiertes 
Eingreifen in den Ausbildungsab­
lauf zu verzichten; Entscheidungs­
spielräume zur Verfügung stellen, 
setzt das Bereitstellen von Ent­
scheidungsalternativen voraus; 
Entscheidungsalternativen eröff­
nen jene Freiräume, die für das 
Lernen von Selbständigkeit not­
wendig sind. Auf diesem Wege 
wird der Jugendliche aufgefordert, 
sich selbständig für eine Alternati­
ve der Aufgabenerledigung zu ent­
scheiden: Entscheidet er sich am 
Beispiel "Sägen oder Feilen" für 
den geringeren Arbeitsaufwand, 
riskiert er, daß ihm der Schnitt 
nicht genau glückt, er unter Maß 
kommt und das Werkstück noch 
einmal bearbeiten muß. Entschei­
det er sich für die zeitaufwendige­
re Alternative, muß er lernen, mit 
seiner Ungeduld umzugehen. Für 
seine Entscheidung kann er nie­
manden anderes als sich selbst 
verantwortlich machen. 

FACHBEITRÄGE 

Diese Strategie versucht, die Ei­
genverantwortlichkeit des Jugend­
lichen zu fördern und das Vertrau­
en in seine Leistungsfähigkeit zu­
rückzugewinnen. Der Jugendliche 
lernt, daß es auf ihn ankommt, daß 
seine Entscheidung wichtig ist und 
er ernstgenommen wird. 

Eine Bedingung der Umsetzung 
dieser Strategie ist, daß die vom 
Ausbilder gegebenen fachkundli­
chen Informationen, die die Vor­
aussetzung zur selbständigen Ent­
scheidungsfindung des Jugendli­
chen sind, von diesem auch ver­
standen werden. Dies bedeutet, 
daß der Ausbilder theoretisches 
Wissen nur in dem für die Aufga­
benplanung notwendigen Umfang 
zur Verfügung stellt und nur in Zu­
sammenhang mit der konkreten 
Aufgabendurchführung einbringt. 

Am Beispiel der Entscheidung zwi­
schen Sägen oder Feilen ist es not­
wendig, dem Jugendlichen Infor­
mationen zur Schnittbreite der Sä­
ge zu geben und ihm klarzuma­
chen, daß der Schnitt neben der 
Anrißlinie zu erfolgen hat. Informa­
tionen über die Winkel am Säge­
zahn sind für die geforderte Ent­
scheidung nicht wichtig und kön­
nen entfallen. 6) 

Als Konsequenz dieser Strategie 
ergibt sich, daß das Eröffnen von 
Entscheidungssituationen einen 
anderen Umgang mit Fachtheorie 
provoziert und versucht, dem Ju­
gendlichen zu vermitteln, daß 
Fachtheorie nicht nur ein notwendi­
ges Übel der Berufsausbildung ist 
- eigens zu dem Zweck, Mißer­
folgserlebnisse zu erzeugen son­
dern notwendige Voraussetzung 
für eine eigenständige Aufgaben­
wahrnehmung, die ihm hilft, sein 
Selbstvertrauen wiederzugewin­
nen. Es ist die Absicht dieser Aus­
bildungsstrategie, tradierte Einstel­
lungen des Jugendlichen zu sich 
und seiner Leistungsfähigkeit in 
der Ausbildung "ins Wanken" zu 
bringen und ihm Brücken für neue 
Lernerfahrungen zu bauen. Das 
"Sich-selbst-Kümmern" um die 
Ausbildung durch das Eröffnen von 
Entscheidungsmöglichkeiten kann 
nicht heißen, daß sich der Ausbil-
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dungsablauf in der Entscheidungs­
freiheit des Jugendlichen auflöst; 
denn: die Entscheidungsalternati­
ven werden vom Ausbilder vorge­
geben und grenzen den Entschei­
dungsspielraum des Jugendlichen 
ein; die Schnittstellen, an denen 
die Entscheidung von dem Jugend­
lichen gefordert wird, sind vom 
Ausbilder geplant 

Daß die Entscheidungsspielräume 
vom Ausbilder vorgegeben sind, 
bedeutet nicht, daß es sich um 
Scheinentscheidungen handelt 
und der Jugendliche sich letztlich 
doch für den Arbeitsvorschlag des 
Meisters entscheidet und z. B. die 
Sägeübung absolviert Beide Alter­
nativen sind als ernstgemeinte Aus­
bildungsalternativen zu planen. 

Insofern wird der Jugendliche m 
seiner Entscheidung ernstgenom­
men. Das ist eine für den lernbe­
einträchtigten Jugendlichen neue 
Erfahrung, die bislang verschüttete 
Potentiale für die Ausbildung frei­
setzen soll. 7) 

Ein Ausbildungsabschnitt in der 
Fachbildung 
In der Fachbildung zum Industrie­
mechaniker läßt sich der bestim­
mende Ausbildungsinhalt zusam­
menfassen in den Anforderungen: 
Prüfen und Einstellen von Funktio­
nen an Baugruppen und Maschi­
nen; Feststellen, Eingrenzen und 
Beheben von Störungen. 

Die in der Neuordnung aufgezähl­
ten Fertigkeiten und Kenntnisse 
sind auf diesen übergreifenden 
Ausbildungsinhalt ausgerichtet 
Die Verordnung benennt, um wel­
che Baugruppen es sich handeln 
kann (mechanische, pneumatische, 
hydraulische) und konkretisiert die 
dafür notwendigen Kenntnisse und 
Fertigkeiten (Erfassung von Be­
triebswerten , Lesen von Schalt­
und Funktionsplänen). 

Auch für die berufliche Fachbil­
dung gilt das leitende Prinzip der 
Neuordnung: Diese Kenntnisse 
und Fertigkeiten sind so zu vermit­
teln, daß der Auszubildende in der 
Lage ist, den beruflichen Anforde­
rungen selbständig nachzukom-
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men, die Prüfung von Funktionen, 
das Eingrenzen und Beheben von 
Störungen an komplexen Anlagen 
zu planen, durchzuführen und zu 
kontrollieren . Dies erfordert neben 
technologischem Wissen eine be­
sondere Qualität an kognitiven Fä­
higkeiten: Operationales Denken. 
Verlangt ist ein Denken in Zusam­
menhängen. Der Auszubildende 
muß Abläufe und Strukturen be­
schreiben, er muß Einflußgrößen 
antizipieren und mögliche Konse­
quenzen schlußfolgern können. 
Gefordert ist analytisch-abstraktes 
Denken.8) 

Hier verlangt die Neuordnung 
Qualifikationen, mit denen benach­
teiligte Jugendliche erfahrungsge­
mäß Schwierigkeiten haben. Es 
fällt ihnen in der Regel schwer, die 
hierfür notwendigen Arbeitsschrit­
te gedanklich vorwegzunehmen 
und in eine systematische Reihen­
folge zu bringen. Um diesen 
Schwierigkeiten aus dem Wege zu 
gehen, versuchen sie, durch Ver­
such und Irrtum bzw. durch Aus­
probieren das Problem zu lösen. 

Mag diese Strategie in einem an­
deren Zusammenhang Erfolg ha­
ben, beim Eingrenzen und Behe­
ben von Störungen an komplexen 
Anlagen - wie dies von gelernten 
Industriemechanikern erwartet 
wird - ist dieses Vorgehen zum 
Scheitern verurteilt Der angehen­
de Industriemechaniker muß in 
der Ausbildung lernen, vor jedem 
Eingriff in komplexe Maschinenab­
läufe die Konsequenzen seines 
Tuns zu überdenken und Strate­
gien systematischen Vorgehens zu 
entwickeln. 

Im Seminar werden Wege der Ver­
mittlung der hierfür notwendigen 
Qualifikationen im Rahmen eines 
Reparaturprojektes, in dem Strate­
gien der systematischen Fehlersu­
che gelernt werden sollen, vorge­
stellt Bei der systematischen Feh­
lersuche lernt der Auszubildende, 
den Reparaturgegenstand gedank­
lich zu zerlegen und seine Funk­
tionsweise zu vergegenwärtigen, 
ohne bereits mit der Demontage 
des Reparaturgegenstandes zu be­
gmnen. 

Die Durchführung derartiger Re­
paraturprojekte zu Beginn der 
Fachbildung bietet eine gute Mög­
lichkeit, operationales, systemati­
sches und abstraktes Denken zu 
trainieren. Einerseits, weil diese 
Projekte mit geringem Aufwand 
durchführbar sind, und anderer­
seits das Interesse der Jugendli­
chen an Reparaturprojekten in der 
Regel groß ist, weil diese Art der 
Tätigkeit den Vorstellungen von ih­
rem zukünftigen Beruf sehr viel nä­
her kommt, als dies in Projekten 
der Grundbildung der Fall ist 

Voraussetzung für das Gelingen 
derartiger Projekte ist, daß die für 
die systematische Fehlersuche not­
wendigen kognitiven Operationen 
vom Ausbilder in einzelne, leicht 
nachvollziehbare Lernschritte ge­
gliedert werden. Im Seminar wird 
dabei die folgende Lernschrittfol­
ge empfohlen: 

1. Schritt: Beschreiben der Fehl­
funktion 
Der erste Arbeitsschritt besteht in 
der Beschreibung der Fehlfunk­
tion. Dies setzt ein Wissen um die 
"Normalfunktion" des Gerätes 
bzw. seiner technologischen Be­
schaffenheit voraus. 

2. Schritt: Notwendige Vorüber­
legungen 
Der Ausbilder stellt Informationen 
über die Gerätebeschaffenheit zur 
Verfügung, um die Beschreibung 
der Normalfunktion des Reparatur­
gegenstandes zu ermöglichen. Aus 
der Beschreibung der Fehlfunktion 
resultiert in der Regel keine Repa­
raturstrategie. Der Ausbilder muß 
verhindern, daß der Auszubilden­
de anfängt, das Gerät "unkontrol­
liert und unreflektiert'' aufzu­
schrauben, um mit der Fehlersu­
che zu beginnen und auf diesem 
Wege Informationen über mögli­
che Störungen einzuholen. 

3. Schritt: Erschließen der Struk­
tur des Gegenstandes 
Bevor unkontrolliert aufgeschraubt 
wird , muß der Auszubildende die 
Möglichkeit erhalten, von der 
Funktion des Gegenstandes auf 
seine Struktur zu schließen; dies 
setzt voraus, daß 
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a) die technologischen Sachverhal­
te, die in dem Gegenstand zur 
Anwendung kommen, dem Aus­
zubildenden nicht völlig unbe­
kannt sind. Ohne ein Wissen z. B. 
über Ventile, Zylinder und Pum­
pen kann er schwerlich den in­
neren Zusammenhang von hy­
draulischen Komponenten er­
schließen. 

b) das Reparaturprojekt übersicht­
lich und der Beobachtung zu­
gänglich ist. Es ist nicht möglich, 
vom Blinken einer "black box" 
auf ihre innere Beschaffenheit zu 
schließen. 

Die Lernschritte 1 bis 3 sind für die 
gedankliche Vorwegnahme des 
Reparaturprojekts notwendig und 
erfolgen vor de r Demontage. Sie 
sollen die nachfolgenden prakti­
schen Schritte strukturieren. 

4. Schritt: Demontage 
Nun wird der Gegenstand demon­
tiert und auf seine Struktur unter­
sucht. Jeder Arbeitsschritt muß do­
kumentiert und schriftlich festge­
halten werden. 

5. Schritt: Beschreibung des inne­
ren Zusammenhangs des Gegen­
standes 
Die innere Struktur des Gegen­
standes, die in den vorausgegan­
genen Lernschritten gedanklich 
erschlossen wurde, wird nun durch 
Anschauung "begreifbar'' gemacht. 

6. Schritt: Fehlersuche 
Eingrenzung möglicher Fehler­
quellen. 

7. Schritt: Erstellen eines Repara­
turplanes 
Festlegen der Reihenfolge, in der 
der Fehler behoben werden soll. 

8. Schritt: Montage und Kontrolle 
Anband der Dokumentation der 
Demontageschritte baut der Auszu­
bildende die reparierten und ge­
reinigten Einzelteile zusammen, er­
neuert ggf. Schmierstoff und er­
setzt Dichtungen etc. Abschlie­
ßend vergleicht er die Ist-Werte 
des reparierten Gegenstandes mit 
den präzisierten Soll-Werten und 
beurteilt das Resultat seiner Repa­
raturarbeit 9) 
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Worauf es bei dieser Lernschritt­
folge im wesentlichen ankommt, ist, 
daß der Auszubildende die zu­
grunde liegende Systematik unab­
hängig vom konkreten Reparatur­
gegenstand begreift und somit 
lernt, diese Systematik auf jede an­
dere Reparaturaufgabe zu übertra­
gen. Inwieweit diese gedanklichen 
Fähigkeiten auch tatsächlich zu 
transferfähigen und jederzeit ver­
fügbaren Wissensbestandteilen 
des Jugendlichen werden, hängt 
davon ab, inwiefern er im weiteren 
Ausbildungsablauf mit ähnlichen 
Projekten konfrontiert wird. Strate­
gien des systematischen Denkens 
und Handelns können nicht im Rah­
men einmaliger Projekte erworben 
werden. Dazu bedarf es eines Aus­
bildungsprinzips, das durchgängig 
diesem Anspruch verpflichtet ist. 

Schlußbemerkung 

Der Seminaransatz des Bundesin­
stituts geht von der Annahme aus, 
daß die in der Neuordnung gefor­
derten Qualifikationen, wie Selb­
ständigkeit im Denken und Han­
deln oder die Fähigkeit zu systema­
tischem, problemlösendem Den­
ken, weder additiv noch in einmali­
gen, nicht in den Ausbildungsab­
lauf integrierten, Projekten gelernt 
werden können. Vielmehr sollte ih­
re Vermittlung als durchgängiges 
Ausbildungsprinzip und darüber 
hinaus jeweils im Zusammenhang 
mit fachbezogenen Inhalten ange­
boten werden. 

Die im Seminar entwickelten Alls­
bildungseinheiten verstehen sich 
deshalb auch nicht als isolierte 
Projekte, die für sich stehen und 
unreflektiert in die Ausbildung 
übernommen werden sollten. Viel­
mehr gelten sie als ein Versuch , 
die Leitlinien / Prinzipien der Um­
setzung der in der Neuordnung ge­
forderten Qualifikationen an kon­
kreten Beispielen aus der Fachpra­
xis zu verdeutlichen. Dabei wer­
den allgemeine didaktische Hin­
weise zur Vermittlung von Schlüs­
selqualifikationen mit fachprakti­
schen Inhalten verbunden und ein 
integriertes Konzept angeboten. 

FACHBEITRÄGE 

Beide Ausbildungsprojekte sind 
bewußt nicht aus dem Bereich der 
neuen Technologien - CNC, Hy­
draulik, PC-Einsatz etc. - gewählt 
worden. Dies ist deshalb gesche­
hen, weil die Neuordnung mehr 
abdeckt als Technikeinsatz. Ihr 
zentrales Element liegt in dem neu­
en Qualifikationsbegriff, der auf 
berufliche Handlungsfähigkeit ab­
zielt und die Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen vor­
schreibt, ohne Hinweise zu deren 
Vermittlung zu geben. Diese Lücke 
möchte der vorliegene Seminaran­
satz schließen, indem er Ausbil­
dern Hinweise gibt, wie diese in 
die Praxis umgesetzt werden kön­
nen. 

Darüber hinaus sichert diese Bei­
spielauswahl einen breitflächigen 
Einsatz in der Praxis, weil beide 
Ausbildungsgegenstände in jeder 
Metallausbildung vorkommen; un­
abhängig von der Betriebsgröße 
oder Branchenzugehörigkeit 

Mit diesem Seminaransatz ist die 
Hoffnung verbunden, über Qualifi­
kationsangebote an das Ausbil­
dungspersonal, einen Beitrag da­
für zu leisten, benachteiligte Ju­
gendliche auch in den neugeord­
neten Metallberufen auszubilden . 
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Qualifizierung für neue Nutzungskonzepte 
integrierter Bürosysteme 
Jürgen Kutscha 

Im Herbst 1991 werden voraussichtlich die neuen Ausbildungsberufe Kaufmann/Kauffrau 
für Bürokommunikation und Kaufmann/Kauffrau für Organisation in Kraft treten . Zusätzlich 
zu den laufend notwendigen Maßnahmen zur (Anpassungs-)Qualifizierung der Beschäftigten 
müssen dann Anstrengungen unternommen werden, die verordneten Ausbildungsinhalte 
und -ziele auch in Qualifizierungskonzepte für die Erstausbildung umzusetzen. Es werden 
außerdem Stimmen laut, die eine Überarbeitung des Berufsbildes " Industriekauf­
mann/-frau" fordern. Begründet wird das mit veränderten beruflichen Anforderungen 
beim Einsatz moderner Informations- und Kommunikationssysteme in und zwischen den Be­
trieben. 

Angesichts dieser Entwicklungen wurde vom Bundesinstitut das Forschungsprojekt " Aus­
wirkungen des Einsatzes integrierter Bürosysteme auf die Gestaltung beruflicher Qualifizie­
rungsmaßnahmen für die Büroarbeit" initiiert und vom Hauptausschuß einstimmig beschlos­
sen. 

Innovationen in den Betrieben sind Anlaß, entsprechende Qualifizierungsansätze zu ent­
wickeln. Wegen des systemischen Charakters integrierter Bürosysteme ist eine Qualifizie­
rung für die Bedienung der Technik oder für funktionalistische Aufgaben an einzelnen Ar­
beitsplätzen nicht mehr ausreichend. Kompetente Aufgabenerfüllung eines Sachbearbei­
ters / einer Sachbearbeiterin setzt heute zunehmend Denken und Handeln in Arbeitspro­
zessen und -zusammenhängen voraus, die wiederum eine entsprechende Gestaltung von 
Arbeitsorganisation im Zusammenwirken mit dem Einsatz von Technik und Personal (Qualifi­
kationen) zu neuen Nutzungskonzepten erfordern. 1) 2) 

Im folgenden sollen in einem ersten Beitrag Argumente für die Entwicklung veränderter 
Qualifizierungskonzepte vorgestellt werden. 

Jürgen Kutscha 
Diplom-Volkswirt, Diplom-Handelslehrer, wissen­
schaftlicher Mitarbeiter in der Hauptabteilung 3 
"Ausbildungsordnungsforschung'' des Bundesin­
stituts für Berufsl;>ildung in Berlin im Bereich "kauf­
männische Berufe" 

Betriebliche Nutzungs­
konzepte als 
Forschungsgegenstand 

Auch wenn der Wandel der Anfor­
derungen in den Büros schon seit 
einiger Zeit das Interesse von Wis­
senschaft und Praxis findet, kon­
zentrieren sich noch heute viele 
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Forschungsansätze auf die Technik 
selbst und sehen durch sie das Ar­
beitshandeln determiniert. 

Demgegenüber will der hier vorzu­
stellende Forschungsansatz nicht 
von den technischen Konzepten 
wie PPS, CIM oder integrierten Bü­
rosystemen Anforderungen für die 
Qualifizierung des Fachpersonals 
ableiten, sondern die verschiede­
nen Handlungserfordernisse 1m 
Betrieb ins Zentrum der Untersu­
chung rücken. Dazu gehören quali­
fikatorische und organisatorische 
Aspekte, während Technik als 
Hilfsmittel (Werkzeug) zur Erledi­
gung von Aufgaben definiert wird. 
Erst wenn der Wirkungszusam­
menhang von Technik, Personal­
einsatz (Qualifikation) und Organi­
sation erkannt ist, können Nut­
zungskonzepte entwickelt werden, 
die einerseits vom vorhandenen 
Potential des Betriebes ausgehen, 
andererseits aber auch Defizite 
der eingesetzten Ressourcen für 
die notwendige Optimierung die­
ser Nutzungskonzepte aufdecken. 
Dadurch wird ein Prozeß initiiert, 
in dem die Qualifizierung des 
Fachpersonals eine Schlüsselfunk­
tion einnimmt. 

Zur Entwicklung des 
betrieblichen 
Technikeinsatzes 

Wird der Einsatz von Informations­
technik seit Beginn der 60er ] ahre 
betrachtet, so zeigt sich, daß die 
Nutzungsinteressen zunächst eng 
mit der verfügbaren Technik korre­
spondierten. Der Siegeszug der In­
formationstechnik in den Büros be­
gann mit der Verarbeitung von 
Massendaten, wie sie in der Buch­
haltung bzw. bei Lohn- und Gehalts­
abrechnungen anfallen. Rationali­
sierungsziel war dabei vor allem, 
routinisierte Arbeitsabläufe, die 
ein hohes Maß an Aufmerksamkeit, 
Gründlichkeit und rechnerisches 
Geschick erfordern, zu automati­
sieren. Entsprechend wurde in 
zentralen Abteilungen eine bateh­
orientierte Datenverarbeitung in­
stalliert; die Fachabteilungen blie­
ben in diesem Stadium noch weit­
gehend unberührt von den Folgen 
der Informationstechnologie. Die 
Tendenz der Zentralisierung zeigte 
sich auch beim Erfassen, Bearbei­
ten und Erstellen von Texten, in­
dem Schreibkräfte in zentralen 
Schreibbüros zusammengefaßt 
wurden und dort an Textautomaten 
die anfallende Korrespondenz er­
ledigten. 3) 

Die Automatisierung von Sachbear­
beitung durch bateh-orientierte 
Datenverarbeitung ist für jene be­
trieblichen Funktionsbereiche von 
Interesse, bei denen hauptsächlich 
Routinetätigkeiten anfallen. In 
marktnahen Funktionsbereichen 
wie Beschaffung und Vertrieb, in 
denen vorgangsorientierte Aufga­
ben überwiegen, wirkt diese Ten­
denz zur Automatisierung eher 
blockierend: Der fachlich versierte 
kaufmännische Berater wirkt im­
mer noch vertrauenswürdiger als 
ein "durch Programmsteuerung 
zum bloßen Verbalisierer von Sy­
stementscheidungen degradierter 
Sachbearbeiter''. 4) 5) 

Die neue Generation von Informa­
tionstechnik bietet sich dagegen 
vor allem für den Einsatz in flexi­
blen Arbeitsstrukturen an. Nicht 

BWP 4/ 90 



mehr computergesteuerte, son­
dern computerunterstützte Sach­
bearbeitung ist die aktuelle Ten­
denz des betrieblichen Einsatzes 
von Informationstechnik Das inte­
grierte Bürosystem bietet dafür so­
wohl vorgangsrelevante Informatio­
nen als auch geeignete Unterstüt­
zungswerkzeuge an, gibt aber kei­
ne direkte Steuerung des Arbeits­
ablaufs vor. Integrierte Bürosysteme 
bieten typischerweise eher Modu­
le für unspezifische (Textverarbei­
tung, Electronic Mail etc.) als für 
spezifische Verwaltungsaufgaben 
(Buchhaltung) an. Unspezifische 
Module legen prinzipiell keine Ar­
beitsabläufe fest. Die Nutzung wird 
nicht mehr durch die eingesetzte 
Technik determiniert. Sie ergibt 
sich aus der konkreten Aufgaben­
stellung für die Unternehmens­
ziele. 6) 

Dementsprechend verändern sich 
bei vorgangsorientierter Sachbear­
beitung mit Unterstützung inte­
grierter Informationstechnik auch 
die Nutzungskonzepte. Nicht mehr 
die betriebsinterne Bewältigung 
massenhaft anfallender Daten, son­
dern "die effiziente Gestaltung von 
Geschäftspolitiken' '7) steht dann im 
Vordergrund. 

Realisierungschancen 
und -aussichten 
von Nutzungskonzepten 

Qualifizierungsmaßnahmen für die 
Nutzung von integrierten Bürosy­
stemen haben deshalb sowohl für 
die Beschäftigten als auch für die 
Unternehmen große Bedeutung; 
wird doch einerseits an die qualifi­
zierte Nutzung dieser Systeme die 
Erwartung der Unternehmen ge­
bunden, die verschärfte Wettbe­
werbssituation mit neuen oder ver­
besserten Dienstleistungen, enge­
rer Lieferanten- bzw. Kundenanbin­
dung, Straffung innerbetrieblicher 
Abläufe usw. besser zu meistern. 

Andererseits werden von der Seite 
der Arbeitnehmer an die neuen 
Nutzungskonzepte Erwartungen 
gerichtet, deren Realisierung nicht 
zuletzt vom vorhandenen Qualifika-
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bonspotential der in den Büro-Be­
rufen Beschäftigten entscheidend 
mitbestimmt wird. Ob ökonomi­
sche und technische Sachzwänge 
tatsächlich zur Reintegration be­
reits getrennter Arbeitsprozesse 
führen und dadurch Handlungs­
spielräume erweitert und Arbeits­
bedingungen verbessert werden 
können, bleibt einstweilen noch of­
fen. Veränderungen auf der Mi­
kroebene, bei Arbeitsorganisation 
und auf Gruppenebene, geben 
noch keinen Anlaß für einen sol­
chen Optimismus. Die Makroebe­
ne, auf der die Integration von 
Steuerung und Kontrolle der Infor­
mationsprozesse zwischen Abtei­
lungen und Bereichen (innerbe­
triebliche Integration) sowie zwi­
schen Betrieben und Unternehmen 
und anderen Stellen (überbetrieb­
liche Integration) stattfindet, bleibt 
dabei fast völlig ausgeblendet. 8) 

Untersuchungsansatz zur 
Gestaltung von 
Qualifizierungskonzepten 

Untersucht werden drei typische 
Bürovorgänge 9), aus den Berei­
chen 
- Auftragsbearbeitung 
- Sekretariatsarbeit 
- Beschaffung 

Unter Berücksichtigung der oben 
dargestellten Erkenntnisse werden 
die Wechselwirkungen zwischen 
integrierten Bürosystemen und be­
trieblichen bzw. überbetrieblichen 
Aufgaben- und Organisationsstruk­
turen und der beruflichen Qualifi­
zierung für die Büroarbeit unter­
sucht und beschrieben. In einem 
ersten Schritt werden diese Büro­
vorgänge ("Vorgangsketten") iden­
tifiziert und mit dem Ziel überprüft , 
typische - den unterschiedlichen 
Einsatzbedingungen entsprechen­
de - Nutzungskonzepte für inte­
grierte Bürosysteme festzustellen. 

Mit Hilfe von Fallstudien und Ex­
pertengesprächen in ausgewähl­
ten Betrieben werden in einem 
zweiten Schritt Aussagen über 
sichtbare und I oder zu erwartende 
Auswirkungen auf die berufliche 
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Qualifizierung gewonnen. Gleich­
zeitig soll festgestellt werden, wo in 
der Praxis Ansätze für Qualifizie­
rungsmaßnahmen vorhanden sind 
bzw. wo mit Restriktionen bei der 
Gestaltung dieser Maßnahmen zu 
rechnen ist. 

Faktoren der Gestaltung 
innovativer 
betrieblicher Prozesse 

Die sich eröffnenden Gestaltungs­
optionen erscheinen dabei durch­
aus vielfältig. Wendet man sich 
nämlich der Realität in den Betrie­
ben zu, so kann bisher von einem 
durchgängigen Trend zu ganzheit­
lieberen Gestaltungskonzepten 
(noch) nicht gesprochen werden. 
Vielmehr läßt sich hier ein viel­
schichtiges Bild mit teilweise kon­
trären, zumindest aber nicht ein­
heitlichen Formen der Nutzung von 
Technik und menschlichem Ar­
beitsvermögen feststellen. Dies ist 
insofern erklärbar, als die Unter­
nehmen den Einsatz neuer 
Informations- und Kommunikations­
technik jeweils vor dem Hinter­
grund sehr unterschiedlicher Aus­
gangslagen bezogen auf vorherr­
schende Arbeitsteilung, Personal­
und Qualifikationsstrukturen sowie 
Breite und Flexibilität des betrieb­
lichen Personaleinsatzes angehen. 
In kleineren und mittleren Unter­
nehmen ist beispielsweise der 
Grad der Arbeitsteilung in der Re­
gel deutlich geringer ausgeprägt 
als in Großunternehmen. Entspre­
chend lassen sich in diesen Betrie­
ben weitaus häufiger Tätigkeitsfel­
der von eher ganzheitlichem Zu­
schnitt beobachten, die zudem 
durch einen vergleichsweise ho­
hen Stellenwert interpersoneller 
arbeitsplatz- und häufig auch be­
reichsübergreifender Kommunika­
tion und Kooperation gekennzeich­
net sind. 

Wichtig ist in diesem Zusammen­
hang vor allem auch die Auftrags­
struktur der Unternehmen. So dürf­
ten industrielle Massenfertiger, de­
ren Auftragsstruktur durch eine 
germge Variantenvielfalt sowie 
durch stets wiederkehrende Auf-
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träge mit hohen Stückzahlen ge­
prägt ist, in der Regel ein höheres 
Ausmaß an Arbeitsteilung aufwei­
sen als etwa Betriebe mit überwie­
gend kundenspezifischer Einzel­
oder Kleinserienfertigung. 

Diese unterschiedlichen Voraus­
setzungen schlagen zweifellos auf 
die jeweiligen betrieblichen Perso­
naleinsatzstrategien und Nutzungs­
formen menschlicher Arbeitskraft 
sowohl in der Produktion als auch 
in den Büros durch. Am stärksten 
dürften dabei diejenigen Betriebe 
auf qualifiziertes und zugleich viel­
seitig einsetzbares Personal ange­
wiesen und dementsprechend an 
einer flexiblen, auf die Qualifika­
tion der Mitarbeiter setzenden Per­
sonaleinsatzstrategie interessiert 
sein, die mit besonders hohen 
Marktanforderungen in puncto An­
gebotsspektrum, speziellen Kun­
denwünschen, Produktinnovation, 
kurzfristiger Lieferbereitschaft 
usw. konfrontiert sind. 

Im Wettbewerb mit anderen An­
bietern müssen sie äußerst flexibel 
und effektiv handeln können. Der 
Wettbewerbsvorteil einer kurzfri­
stigen und qualitativ hochwertigen 
Auftragserfüllung zu Marktpreisen 
ist nur denkbar, wenn alle am Auf­
trag beteiligten betrieblichen und 
- wie z. B. bei Just-in-time-Konzep­
ten - überbetrieblichen Vorgänge 
miteinander verzahnt sind und rei­
bungslos zusammenarbeiten. 

Technische Hilfe dafür bieten inte­
grierte Informations- und Kommu­
nikationssysteme. Bedingung ist al­
lerdings, daß diese Systeme zur 
Unterstützung menschlichen Han­
delns entsprechend den betriebli­
chen Zielsetzungen und daraus ab­
leitbaren Aufgaben eingesetzt wer­
den. Voraussetzung dafür sind 
neue Nutzungskonzepte, die das 
Zusammenwirken von eingesetzter 
Technik, Arbeitsorganisation und 
Qualifikation optimieren. 

Neben unterschiedlichen Formen 
betrieblicher Arbeitsteilung und 
den Anforderungen der Märkte, 
auf denen die Unternehmen sich zu 
bewähren haben, spielen nicht zu­
letzt auch die jeweiligen innovatori-
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sehen Potentiale der Betriebe eine 
wesentliche Rolle für die Gestal­
tung der Arbeitsstrukturen bei der 
Einführung neuer Informations­
und Kommunikationstechniken. 
Sollen aus oben dargestellten 
Gründen die Gestaltungsspielräu­
me bei der Einführung neuer Tech­
niken im Sinne des Abbaus hori­
zontaler und vertikaler Arbeitstei­
lung und der Aufgabenintegration 
- ggf. auch über traditionelle Be­
reichsgrenzen hinweg - real ge­
nutzt werden, dann setzt dies bei 
den Unternehmen entsprechende 
innovative Fähigkeiten und auch Ri­
sikobereitschaft zum Aufbrechen 
überkommener Organisationsstruk­
turen voraus. Auch bedarf es eines 
erweiterten Innovationsverständ­
nisses, das sich nicht nur auf die 
technische Seite beschränkt, son­
dern Technik, Organisation und 
Personalentwicklung in gesamt­
heitlicher Perspektive miteinander 
verknüpft, damit die Einführung 
neuer Techniken eine qualitativ 
verbesserte und möglichst persön­
lichkeitsförderliche Organisations­
gestaltung ermöglicht. In den Be­
trieben überwiegen noch zu häufig 
strukturkonservative Bewältigungs­
muster: Neue Technik wird einfach 
auf gegebene Organisationsstruk­
turen aufgesetzt auch auf die Ge­
fahr hin, daß organisatorische Ge­
staltungsoptionen, die sich als wirt­
schaftlich sinnvoll erweisen wür­
den, ungenutzt bleiben. 

Ganz entscheidend hängt es des­
halb vor allem auch von der Quali­
fikation der Beschäftigten ab, ob 
sich im konkreten Falle ganzheitli­
ebere Arbeitskonzepte in den Bü­
ros durchsetzen. Nach aller Erfah­
rung gehören Qualifikationsniveau 
der Mitarbeiter, Qualität der beruf­
lichen Aus- und Weiterbildung und 
qualifikatorische Ansprüche der 
Beschäftigten zu denjenigen Fakto­
ren, die die betriebliche Arbeits­
gestaltung entscheidend mitbeein­
flussen. Insofern kann eine zu­
kunftsbezogene, nicht nur am Sta­
tus quo aktueller Tätigkeitsanfor­
derungen orientierte Qualifizie­
rung im Rahmen beruflicher Erst­
ausbildung und im Rahmen von 
Maßnahmen der beruflichen Wei­
terbildung mit zu den Wegberei-

tern einer Arbeitsgestaltung in den 
Büros gezählt werden, die auf die 
dort Beschäftigten motivierend und 
effizienzsteigernd wirkt. Diese ge­
staltungsbezogene Dimension von 
Qualifizierung gilt es jeweils zu be­
rücksichtigen, wenn über Qualifi­
zierungskonzepte und -maßnah­
men zur Bewältigung technisch­
organisatorischen Wandels in der 
Büroarbeit nachgedacht wird. 

Die zentrale Bedeutung von 
Qualifikationen für 
neue Nutzungskonzepte 

In den Unternehmen selbst schei­
nen sich diese Erkenntnisse erst 
allmählich durchzusetzen. Die Be­
triebe begegnen den Herausforde­
rungen des technisch-organisatori­
schen Wandels noch selten mit 
wirklich umfassenden, effizienz­
steigernden Qualifizierungsstrate­
gien. Breiter angelegte Maßnah­
men, die ein vertieftes Verständnis 
der Anwendung moderner Tech­
nik und darüber hinaus auch eine 
grundlegende Weiterentwicklung 
fachlicher Qualifikationen ermögli­
chen, sind eher die Ausnahme. 
Nach wie vor dominieren in der 
Mehrzahl der Fälle betrieblicher 
Umstrukturierungen sehr kurzfri­
stig angelegte Unterweisungen, 
die den Mitarbeitern allenfalls ein 
oberflächliches Wissen über die 
Anwendung von Technik ("Bedie­
nerwissen' ') vermitteln. Fachbezo­
gene Qualifizierungselemente -
ganz zu schweigen von den viel­
fach zitierten , ,Schlüsselqualifika­
tionen'' wie Problemlösungskom­
petenz, Denken in betrieblichen 
Zusammenhängen, soziale Kompe­
tenz usw. - werden höchstens bei­
läufig vermittelt, wenn nicht gar 
völlig ausgeblendet. 

Schlüsselqualifikationen in Verbin­
dung mit Fachkompetenz sind aber 
Voraussetzung für die aufgabenge­
rechte Nutzung integrierter Büro­
systeme. Im Gegensatz zu konven­
tioneller Datenverarbeitungstech­
nik sind diese Systeme in ihrem 
Zweck und der Art ihrer Nutzung 
nämlich nicht von vornherein fest­
gelegt. Je nach Aufgabenstellung 
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werden sie zum Instrument z.B. der 
Buchhaltung, der Textverarbei­
tung, der Datenbeschaffung und 
-Speicherung usw. Die Offenheit · 
dieser Systeme ermöglicht eine 
der betriebsspezifischen Nutzung 
entsprechende Arbeitsorganisa­
tion. Diese Systemgestaltung ist 
kein einmaliger Akt, sondern ein 
Prozeß, der sich ständig zwischen 
den Polen Arbeit und Technik ab­
spielt, d. h. auch qualifizierte Sach­
bearbeiter am Arbeitsplatz fordert. 
Da sowohl das technische System 
als auch der Arbeitsprozeß varia­
bel sind, kann wechselseitig der 
eine Pol auf den anderen bezogen 
werden. Erst dadurch wird das sy­
stemische Potential der genutzten 
Informationstechnik voll entfaltet. 

Das bedeutet, daß im Rahmen der 
fachlichen Qualifizierung auch Fä­
higkeiten vermittelt werden müs­
sen, die den Arbeitsprozeß mit 
Unterstützung informationstechni­
scher Systeme organisieren, beur­
teilen, gestalten und weiterent­
wickeln können. Fähigkeiten, wie 
Denken in Zusammenhängen, Er­
kennen von Abhängigkeiten, 
Wechselwirkungen usw. werden 
nicht nur von Hochschulabsolven­
ten, sondern im Zusammenhang 
mit neuen Nutzungskonzepten zu­
nehmend auch von qualifizierten 
Sachbearbeitern und Sacharbeite­
rinnen erwartet. 

Diese und andere "Schlüsselquali­
fikationen'' sind deshalb so aktuell, 
weil sie mit den Nutzungskonzep­
ten integrierter Bürosysteme korre­
spondieren. So steht und fällt z. B. 
die effiziente Nutzung der tech­
nisch vorhandenen Flexibilität der 
Systeme mit der vollen Entfaltung 
von Phantasie, Kreativität und In­
itiative. Der an den Algorithmus 
der Systeme schließlich nicht über­
tragbare Anteil der Aufgaben er­
fordert vom Sachbearbeiter allge­
mein die Bereitschaft, sich ständig 
mit Neuern intensiv und selbstän­
dig auseinanderzusetzen. Verbun­
den damit ist aber auch eine neue 
Aufgabenschneidung, die in der 
Regel eine Abstimmung mit ande­
ren Arbeitsbereichen bedingt. Da­
für sind Qualifikationen wie Team­
fähigkeit , Kooperations- und Korn­
munikationsfähigkeit aber auch 
Kritikfähigkeit gefragt. 10) 

Im Verlauf des Forschungsprojek­
tes werden zu diesem Fragenkom­
plex weitere Erkenntnisse erwar­
tet. Vor allem sollen aus Erfahrun­
gen mit bereits durchgeführten 
Maßnahmen Möglichkeiten und 
Hemmnisse betrieblicher Qualifi­
zierungen erkannt werden, um 
schließlich Empfehlungen für eine 
zukunftsorientierte Gestaltung von 
Qualifizierungsmaßnahmen zur Be­
wältigung struktureller Verände­
rungen im Büro zu entwickeln. 

Lernwirksame Gestaltung von Leittexten 
Ergebnis einer Untersuchung aus den Bereichen "Holz" und "Metall" 

Karl-Heinz Mintken 

Veränderte Qualifikationsanforderungen stellen die wesentliche Antriebskraft für eine Mo­
dernisierung der betrieblichen Ausbildungsmethodik dar. Gefordert werden neben den in 
engerem Sinne fachlichen Fähigkeiten insbesondere Qualifikationen, die selbständiges 
Arbeitshandeln in variierenden Situationen ermöglichen. In der betrieblichen Berufsausbil­
dung wird versucht, dies u. a. mit der sog. "Leittextmethode" zu fördern. Wenn aber die Aus­
bildung inhaltlich entscheidend durch schriftliche Unterlagen ("Leittexte") gesteuert wer­
den soll, kommt es für die Zielerreichung auf die Gestaltung dieser Materialien an. Zu fra ­
gen ist also, aus welchen Elementen solche " Leittexte" bestehen und ob sie in der gegen­
wärtigen Form die an ihren Einsatz geknüpften Erwartungen erfüllen können. Zu diesem 
Zweck wurden verschiedene "Leittexte" analysiert. 1) Das Ergebnis zeigt u. a. eine nur ge­
ringe Ausrichtung der zahlreichen Fragen innerhalb der "Leittexte" auf die konkret auszu­
führende Tätigkeit. Das Lernzielniveau der Fragen - als Hauptbestandteil der "Leittexte" 
-liegt ganz überwiegend im Bereich der "Reproduktion" (Faktenfragen/Kenntnisfragen). 
Für das Erreichen der angestrebten vielschichtigen und anspruchsvollen Ausbildungsziele 
erscheinen daher noch einige Veränderungen möglich. 
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Moderne Lehr- und 
Lernmethoden in der 
Berufsausbildung 

Abbildung 1: Ablaufplan zur Auftragsbearbeitung 

In den letzten zehn Jahren ist das 
Spektrum der Ausbildungsmetho­
den in der betrieblichen Berufs­
ausbildung erheblich erweitert 
worden. Neue Lehr- und Lernver­
fahren sollen dazu führen, daß Fer­
tigkeiten und Kenntnisse ebenso im 
Zusammenhang erworben werden 
wie auch verschiedene Teilfertig­
keiten. Die modernen Verfahren 
sollen also in mehrfacher Hinsicht 
integrierend wirken. Sie unter­
scheiden sich dadurch von den tra­
ditionellen Verfahren, wie z. B. der 
Vier-Stufen-Methode, bei der häu­
fig Einzelfertigkeiten isoliert ver­
mittelt werden. Besonderes Ge­
wicht wird bei den modernen Ver­
fahren auf die gedankliche Vor­
wegnahme auszuführender Tätig­
keiten und deren Folgen gelegt. 
Dadurch soll der Zusammenhang 
von Planen, Handeln und Erfolgs­
kontrolle stärker betont werden. 
Aus diesem Grunde werden in ent­
sprechenden Modelldarstellungen 
zum Ablauf der Ausbildung die 
Abschnitte der Vorbereitung und 
der Kontrolle weiter differenziert. 
Dies führt im Ergebnis zu einem 
Ablaufplan für die modernen Lern­
verfahren, der in der "Langfas­
sung' ' fünf oder sechs Verarbei­
tungsschritte enthält (vgl. Abb. 1). 

Durch die stärkere Betonung der 
Abschnitte des Vorbereitens und 
des Kontranierens soll insbesonde­
re eine Veränderung in den zu er­
reichenden Lernzielen bzw. den zu 
erwerbenden Qualifikationen ge­
fördert werden. Fachübergreifen­
de Qualifikationen bzw. allgemeine 
Lernziele, wie z. B. Selbstandigkeit, 
Eigeninitiative, problemlösendes 
Denken, Kreativität, Kommunika­
tionsbereitschaft und Koopera­
tionsfähigkeit sollen insgesamt ei­
nen höheren Stellenwert erhalten 
als bei den traditionellen Ausbil­
dungsmethoden. 

Da der Erwerb solcher und ähnli­
cher Qualifikationen von hohem 
Anspruchsniveau insbesondere 
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Kurzfassung 

Beginn 

N 
Auftrag erledigt? 

von entsprechenden Gestaltungs­
möglichkeiten für die Lernenden 
abhängt 2), wird bei den modernen 
Lehr- und Lernverfahren in der Be­
rufsausbildung ein hohes Maß an 
lernbedeutsamer Aktivität von den 
Auszubildenden erwartet. Manch­
mal werden die modernen Lehr­
und Lernverfahren daher als 

Langfassung 

Beginn 

Planen 

N 
Auftrag erledigt? 

Ende 

, ,selbstgesteuertes Lernen'' be­
zeichnet. Die "Selbststeuerung" 
findet allerdings ihre Grenzen an 
den mehr oder weniger engen Vor­
gaben, die für alle Auszubildenden 
verbindlich sind. Diese Vorgaben 
werden den Auszubildenden in 
schriftlicher Form als Aufgaben 
oder Aufträge übermittelt. 
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Komplexe Lernaufträge 
als zentrales 
Steuerungsinstrument 

Die meisten Aufgaben und Aufträ­
ge, die den Auszubildenden im 
Rahmen der Berufsausbildung zum 
Zweck des Qualifikationserwerbs 
erteilt werden, beziehen sich in­
haltlich auf die Herstellung eines 
funktionsfähigen Produktes oder 
eines Bausteines dazu. In der 
kaufmännischen Berufsausbildung 
kommt solchen Aufträgen auch 
häufig eine analytische Funktion zu 
mit dem Ziel, durch die Erledigung 
dieses Auftrages sowohl das not­
wendige Fachwissen zu erwerben 
wie auch Einsicht zu gewinnen in 
die Struktur und den Gesamtzu­
sammenhang der verschiedenen 
Arbeitstätigkeiten. Sowohl bezüg­
lich der Zielsetzung dieser Aufga­
ben und Aufträge als auch der Ge­
staltung der schriftlichen Unterla­
gen sind inzwischen in der betrieb­
lichen Ausbildungspraxis vielfälti­
ge Differenzierungen erkennbar. 3) 

Diese Differenzierungen haben 
auch zu unterschiedlichen Bezeich-
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nungenfür die schriftlichen Unter­
lagen geführt (vgl. Abb. 2). Es han­
delt sich in allen Fällen um eine Zu­
sammenstellung aus fachspezifi­
schen Unterlagen, die auch wäh­
rend der Berufstätigkeit zur Verfü­
gung stehen, wie z. B. Zeichnungen, 
Schaltpläne, Handbücher, Mon­
tagevorschriften, Formulare, und 
ergänzenden ausbildungsspezifi­
schen Materialien, wie z. B. Infor­
mationstexte, Fragen, Hinweise 
und Merksätze. Durch diese Unter­
lagen, die evtl. noch durch audio­
visuelle Medien ergänzt werden 
können, soll die Bearbeitung des 
Auftrages strukturiert bzw. angelei­
tet werden. Auf diese Funktion des 
Anleitens durch Texte und Fragen 
ist auch die - nicht immer ganz zu­
treffende - Bezeichnung "Leit­
text" bzw. "Leittextmethode" zu­
rückzuführen. 

Berücksichtigt man, daß diese Auf­
träge bzw. Aufgaben zwar einer­
seits für die Auszubildenden über­
schaubar sein müssen, anderer­
seits aber auch ein gewisses Maß 
an Vielschichtigkeit (Komplexität) 
aufweisen müssen, damit über­
haupt die Fähigkeiten der Auszu-

bildenden gefordert werden, so 
liegt es nahe, als Oberbegriff für 
derartige Aufträge bzw. Aufgaben 
die Bezeichnung , ,komplexe Lern­
aufträge'' zu wählen. Ob und in 
welchem Umfang der vorgesehene 
Qualifikationserwerb mit Hilfe 
eines komplexen Lernauftrages 
gelingt, hängt u. a. von der Gestal­
tung eines solchen Auftrages ab. 
Dies gilt insbesondere für das an­
gestrebte Zielniveau. Anspruchs­
volle Lernziele, wie das selbständi­
ge Planen, Ausführen und Kontrol­
lieren und weitere Schlüsselquali­
fikationen4), müßten eine erkenn­
bare Entsprechung in den Lernauf­
trägen finden. Ebenfalls erkennbar 
sein müßte der integrative Ansatz, 
d. h. die zusammenhängende Erar­
beitung von Fertigkeiten und 
Kenntnissen. Um zu ermitteln, in 
welcher Weise vorhandene Lern­
aufträge den Erwerb anspruchs­
voller Qualifikationen unterstützen 
können, wurden die Hauptbe­
standteile von acht umfangreichen 
Lernaufträgen ("Leittexte") analy­
siert. 5) 

Abbildung 2: Ausgewählte Bezeichnungen für komplexe Lernaufträge 

Gestaltung der 
komplexen Lernaufträge 

komplexer 
Lernauftrag 
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problem-
orientierte 
Bezeichnungen 

medien­
orientierte 
Bezeichnungen 

Projekt (Siemens: PETRA) 
(Ford) 

Modul (AEG: IAK) 
(DBP TELEKOM: 
MAUSY) 

Objekt (DBP) 

Leittext 
(Stahlwerke Peine-Salzgitter) 

Arbeitsmappe (Ford) 

auftragsbezogener Leittext 
(Hoesch Stahl AG) 

betriebliche Arbeitsaufträge 
(AEG: IAK) 

Modulbeschreibung 
(DBP TELEKOM: MAUSY) 

Die acht in die Untersuchung ein­
bezogenen komplexen Lernaufträ­
ge ("Leittexte für die Ausbildungs­
praxis'') wurden in dem von der 
Hans-Böckler-Stiftung geförderten 
Modellversuch "Erstausbildung" 
der Jugendberufshilfe Essen ent­
wickelt, erprobt und revidiert. Je 
vier "Leittexte" betreffen die Holz­
ausbildung und die Metallausbil­
dung. Nach der Vorbemerkung in 
den einzelnen Heften sollen diese 
"praxiserprobten Leittexte" unter 
Berücksichtigung der jeweiligen 
Besonderheiten der Ausbildungs­
institution flexibel für die Berufs­
ausbildung zum Tischler und zum 
Schlosser einsetzbar sein. 

Betrachtet man die Raumauftei­
lung, so ist erkennbar, daß bei al­
len "Leittexten" für die Holzausbil­
dung sowie bei zwei von den vier 
"Leittexten" für die Metallausbil­
dung die Fragen den meisten 
Raum innerhalb der Hefte einneh-

25 



AUS MODELLVERSUCHEN 

Tabelle l: Bestandteile ausgewählter Leittex te 

Seiten (D!N A 4) 

ins-
davon Zahl 

Heft der gesamt 
technische Kontroll-/ Fragen 

Über- Material- Planungs- sonstige Text Fragen Einführung Zeich- Bewertungs-sichten Iisten nungen 

Grundausbildung H 85 - 49 II 6 8 I 
Glasvitrine (H) 69 - 37 10 9 4 1 
Innentüren (H) 60 - 30 13 5 - -

Innenausbau (H) 130 2 74 13 15 - -

Schraubstock (M) 84 20 24 9 6 15 -

Werkzeugschrank (M) 80 37 16 9 6 3 I 
Wandlampe (M) 62 18 16 10 6 3 I 
Stahltüren (M) 68 18 20 14 3 - -

H = Holzausbildung M = Metallausbildung 

*) 10 Planungsblätter enthalten eine Spalte "Ausführungs- / Qualitätskontrolle" 

men (vgl. Tab. 1). Der Raumanteil 
für die Fragen, zu denen jeweils et­
was Platz zum Niederschreiben 
der Antworten gelassen wurde, be­
wegt sich für die Holzausbildung 
zwischen 50 % und knapp 58 %, bei 
der Metallausbildung zwischen 
20 % und gut 29 %. 

Während bei den Heften für die 
Metallausbildung in nennenswer­
tem Umfang Informationstexte ent­
halten sind (von knapp 24 % bis gut 
46 %), fehlen solche in den Heften 
für die Holzausbildung nahezu völ­
lig. Bei diesen Informationstexten 
handelt es sich z. B. um grundle­
gende Informationen zum maschi­
nellen Bearbeiten, zum Schmie­
den, zum Schweißen (mit Übungs­
anleitungen), zum Biegen von Ble­
chen und Rohren, um allgemeine 
Informationen über Türen und um 
Befestigungstechniken von Bautei­
len im Mauerwerk. 

Zwar enthalten die meisten Hefte 
keine Blätter für das Niederschrei­
ben einer Ablaufplanung, jedoch 
ist durchgehend jeder abgegrenz­
te Arbeitsabschnitt mit der Auffor­
derung versehen, einen Plan zu er­
stellen und diesen mit dem Ausbil­
der zu besprechen. Kontroll- bzw. 
Bewertungsbogen sind dagegen in 
jedem Heft enthalten, wobei die 
Bewertungskriterien zumeist ge­
nau festgelegt sind. Neben den für 
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die Ausführung erforderlichen 
technischen Zeichnungen und Ma­
teriallisten enthalten die Hefte dar­
über hinaus mehrere Übersichten 
und Verzeichnisse sowie jeweils 
eine Einführung zur Arbeit mit dem 
Heft. 

Betrachtet man die Anzahl der Fra­
gen, so liegt diese mit 60 bis 83 in 
den Heften für d ie Metallausbil­
dung etwas niedriger als in den 
Heften für die Holzausbildung (98 
bis 175). Unabhängig von diesen 
Unterschieden nehmen jedoch 
nicht nur die Fragen in den einzel­
nen Heften den größten Raum ein, 
sondern ihre Bearbeitung dürfte 
auch - abgesehen vom Ausführen 
der handwerklichen Tätigkeiten -
den größten Zeitbedarf erfordern. 
Neben den erforderlichen techni­
schen Unterlagen stellen also die 
Fragen das Kernelement der un­
tersuchten "Leittexte" dar. Aus die­
sem Grunde wurde als Schwer­
punkt der Untersuchung die Ana­
lyse der "Fragen" festgelegt . 

Die im Vergleich zu den Heften für 
die Metallausbildung etwas gerin­
gere durchschnittliche Anzahl von 
Fragen je "Fragenseite" in den 
Heften für die Holzausbildung (2,6 
statt 3,9 Fragen je Seite) ist außer 
auf den unterschiedlich großen 
Raum für die niederzuschreiben­
den Antworten auch darauf zurück-

blätter bogen Blätter 

2 4 4 124 
- 6 2 100 
- 6 6 98 
20 - *) 6 175 

- 5 5 83 
- 5 3 72 
- 6 2 60 
- 4 9 78 

zuführen, daß die Fragen in den 
Heften für die Holzausbildung häu­
figer mit kurzen Informationen ver­
knüpft sind. Zwar dominieren auch 
in den Heften für die Holzausbil­
dung die einfachen (kurzen) Fra­
gen (vgl. Tab. 2), jedoch sind deut­
lich mehr Fragen in Verbindung 
mit knappen Informationstexten in 
den Heften für die Holzausbildung 
erkennbar als dies in den Heften 
für die Metallausbildung der Fall 
ist (26 ,6% statt 7,5 %). Dieser Unter­
schied dürfte auch damit zusam­
menhängen, daß in den Heften für 
die Holzausbildung im Gegensatz 
zu denen für die Metallausbildung 
kaum zusammenhängende Infor­
mationstexte zu finden sind. Ein 
weiterer deutlicher Unterschied 
zwischen diesen beiden Heftgrup­
pen ist darin zu erkennen, daß in 
den Heften für die Metallausbil­
dung wesentlich häufiger Fragen 
enthalten sind, die sich auf die 
technischen Zeichnungen bezie­
hen. Bei den mit "Befehl/ Aufforde­
rung" gekennzeichneten "Fragen" 
handelt es sich um Aufforderun­
gen, die - überwiegend aus 
sprachlichen Gründen - nicht in 
Frageform, sondern in Befehlsform 
gefaßt wurden. 

Die meisten Fragen konnten be­
stimmten in dem jeweiligen Ausbil­
dungsberufsbild enthaltenen Ge­
genständen der Berufsausbildung 
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zugeordnet werden. Berücksichtigt Tabelle 2: Formale Gestaltung der Fragen 
wurde für die Holzausbildung die 
"Verordnung über die Berufsaus­
bildung zum Tischler'' vom 
15. 7. 1977 (BGBl. I S. 1261) und für 
die Metallausbildung die "Metall­
bauer-Ausbildungsverordnung'' 
vom 10. 4. 1989 (BGBl. I S. 746). Bei 
dieser Zuordnung ergibt sich ein 
besonders deutlicher Unterschied 
in dem Teilbereich Planen, Vorbe­
reiten, Kontrollieren. Für die Metall­
ausbildung konnten hier 24,2% der 
Fragen zugeordnet werden. In der 
- älteren - Ausbildungsordnung 
für Tischler ist eine vergleichbare 
Position im Ausbildungsberufsbild 
noch nicht enthalten. Vergleichba­
re Fragen mußten daher den ver­
schiedenen Einzelfertigkeiten zu-

Form der Frage 

einfache Frage 
kurzer Text + Frage 
zusammengesetzte Frage 
Frage mit Bezug auf 
Zeichnung 
Befehl / Aufforderung 
sonstige Form 

Summe 

insgesamt 

absolut relativ 

356 45,1 % 

154 19,5% 

77 9,7 % 

53 6,7% 

149 18,9% 

l 0,1 % 

790 100,0 % 

Zahl der Fragen 

Holzausbildung Metallausbildung 

absolut relativ absolut relativ 

188 37,8% 168 57,3 % 

132 26,6 % 22 7,5 % 

65 13,1 % 12 4,1 % 

7 1,4 % 46 15,7 % 

104 20,9 % 45 15,4 % 

l 0,2 % 0 0,0 % 

497 100,0% 293 100,0% 

geordnet werden, wobei ein Rest Tabelle 3: Bezugsbereich der Fragen 
von 12,9% nicht eindeutig zuzuord­
nen war. 

Dagegen ist das Lesen und Erstel­
len technischer Unterlagen in bei­
den Ausbildungsordnungen ent­
halten. Für die Holzausbildung 
konnten hier 8%, für die Metallaus­
bildung 16,7% der Fragen zuge­
ordnet werden. Übereinstimmend 
gering fällt in beiden Bereichen 
der Anteil der Fragen zur Arbeits­
sicherheit aus (Holzausbildung 
1,2 %, Metallausbildung 2,0 %). 

Der etwas höhere Anteil zugunsten 
der Metallausbildung bei den Fra­
gen mit Bezugnahme auf techni­
sche Zeichnungen kommt in Ver­
bindung mit der Besetzung der Po­
sitionen "Planen, Vorbereiten, Kon­
trollieren" und "technische Unter­
lagen lesen, anwenden, erstellen'' 
des Ausbildungsberufsbildes für 
Metallbauer auch in einer häufige­
ren Bezugnahme auf das konkrete 
Projekt bei den Fragen zum Aus­
druck. 

Für die Hefte zur Metallausbildung 
konnten 27,6 % der Fragen dem Be­
zugsbereich "projektbezogene 
Kenntnisse I Fertigkeiten'' zugeord­
net werden, während der ver­
gleichbare Wert für die Hefte zur 
Holzausbildung bei 18,9% liegt (vgl. 
Tab. 3). Insgesamt dominieren je­
doch für beide Ausbildungsberei­
che die Fragen nach eher allgemei­
nen Kenntnissen und Fertigkeiten. 
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Zahl der Fragen 

Bezugsbereich insgesamt Holzausbildung Metallausbildung 

absolut relativ absolut relativ absolut relativ 

allgemeine Kenntnisse I 
Fertigkeiten 615 77,8% 403 81,1% 212 72,4% 

projektbezogene Kennt-
nisse I Fertigkeiten 175 22,2 % 94 18,9% 81 27,6% 

Summe 790 100,0 % 497 100,0 % 293 100,0% 

Als bevorzugtes Fragewort wird in 
allen untersuchten Heften "wel­
che'' benutzt. Mit deutlichem Ab­
stand folgen "wie", "was", "war­
um'' sowie 15 sonstige Fragewörter. 
Der Anteil für die Fragewörter 
"welche" und "was", mit denen 
vorzugsweise Fakten erfragt wer­
den (Faktenfragen, Kenntnisfragen) 
liegt für die Hefte aus der Holz­
ausbildung zusammen bei 42,7 %, 
für die Hefte zur Metallausbildung 
ergibt sich ein vergleichbarer Wert 
von 49,8 %. Korrespondierend dazu 
entfallen auf die Fragewörter ,,wie' ' 
und "warum", mit denen vorzugs­
weise nach Begründungen gefragt 
wird (Denkfragen, Problemfra­
gen), in den untersuchten Heften 
zur Holzausbildung zusammen et­
wa 22,8 % aller Fragen, in den un­
tersuchten Heften zur Metallausbil­
dung etwa 22,2 %. Dieser Befund 

verweist in der Tendenz bereits auf 
das Ergebnis zur Analyse des 
Lernzielniveaus. 

Komplexe Lernaufträge sollen da­
zu beitragen, daß die fachliche, 
personale und soziale Kompetenz 
der Lernenden gefördert wird, um 
damit eine hohe berufliche Hand­
lungskompetenz zu erreichen. Die­
se Kompetenzbegriffe sind viel­
schichtig strukturiert und mithin 
unterschiedlich operationalisier­
bar. Für die hier zu untersuchen­
den Fragen als Hauptbestandteil 
der "Leittexte" muß geprüft wer­
den, ob damit voraussichtlich ein 
Beitrag zur beruflichen Handlungs­
kompetenz zu erzielen ist. Auch oh­
ne eme allgemeinverbindliche 
Operationalisierung der ,,berufli­
chen Handlungskompetenz'' ist be­
reits erkennbar, daß sich das be-
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Lernzielstufen 

Reproduktion 

Reorganisation 

Transfer 

problemlösendes Denken 

rufliehe Handeln weder bei den 
kognitiven noch bei den psychomo­
torischen Anforderungen auf einfa­
ches Reproduzieren konzentriert. 
Eine adäquate Berufsbildung muß 
folglich ebenfalls dieses Anforde­
rungsniveau überschreiten. Ob die 
Fragen der vorliegenden "Leittex­
te'' dieser Forderung genügen, 
kann mit Hilfe einer Lernzieltaxo­
nomie ermittelt werden, wobei für 
diesen Zweck bereits ein einfaches 
Klassifikationsschema genügt. Zur 
Analyse des Lernzielniveaus wur­
den daher die vom Deutschen Bil­
dungsrat bereits 1970 vorgeschla­
genen Lernzielstufen6) berücksich­
tigt, die für psychomotorische 
Lernziele spezifiziert wurden. 'I) 

Die Zuordnung der 790 Fragen aus 
den acht untersuchten Heften er­
gab bei nur geringfügigen Unter­
schieden zwischen der Holzausbil­
dung und der Metallausbildung ei­
nen Anteil von gut 55 % der Fragen 
auf dem Niveau der Reproduktion, 
knapp 40 % auf dem Niveau der 
Reorganisation und knapp 5% auf 
dem Niveau der Lernzielstufe des 
Transfers. Der Lernzielstufe , , pro­
blemlösendes Denken" bzw. "Pro­
bleme lösen'' konnte keine Frage 
zugeordnet werden (vgl. Tab. 4) . 
Eine Differenzierung nach dem Be­
zugsbereich der Fragen ergibt, 
daß die Fragen nach allgemeinen 
Kenntnissen und Fertigkeiten mit 
59,3 % deutlich häufiger der Lern­
zielstufe "Reproduktion" zuzuord­
nen sind als die Fragen nach pro­
jektbezogenen Kenntnissen und 
Fertigkeiten (41,7 %). Differenziert 
man nach der formalen Gestaltung 
der Fragen, so ist erkennbar, daß 
die "einfachen Fragen" mit 62,9% 
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psychomotorische Lernziele 

Nachmachen einfacher Handlungen oder 
Handlungsschritte 

selbständige Ausführung zusammengesetz­
ter Handlungen 

flexible Anpassung von Handlungsabläufen 
an wechselnde Situationsbedingungen 

bei Problemstellungen selbständig Hand­
lungsalternativen entwickeln und die not­
wendigen Arbeitsschritte ausführen 

und die "Befehle / Aufforderun­
gen" mit 57,7% überdurchschnitt­
lich häufig der Lernzielstufe "Re­
produktion'' zuzuordnen sind, wäh­
rend die Fragen in Verbindung mit 
einem kurzen Informationstext und 
zusammengesetzte Fragen mit 
44,2% bzw. 42,0% einen deutlich 
geringeren Anteil auf dieser Lern­
zielstufe aufweisen. Relativ gering 
ist dagegen der Unterschied zwi­
schen den beiden betrachteten 
Ausbildungsbereichen. Von den 
497 Fragen aus den Heften für die 
Holzausbildung entfallen 56,9 % 
und von den 293 Fragen aus den 
Heften für die Metallausbildung 
52,9 % auf die Lernzielstufe "Repro­
duktion'', d. h. auf die höherrangi­
gen Lernziele entfällt ein Anteil von 
weniger als die Hälfte aller Fragen. 
Etwas günstiger stellt sich die Si­
tuation bei den Fragen zum "Pla­
nen, Vorbereiten, Kontrollieren'' in 
der Metallausbildung dar. Von den 
dort erfaßten 71 Fragen lassen sich 
40 (56,3 %) den Lernzielstufen "Re­
organisation" und "Transfer" zu­
ordnen. 

Tabelle 4: Lernzielniveau 

Lernzielstufe insgesamt 

Konsequenzen für die Praxis 

Da die meisten komplexen Lern­
aufträge betriebsintern verwendet 
werden und somit nicht öffentlich 
zugänglich sind, kann nicht beur­
teilt werden, inwieweit die hier vor­
gestellten U ntersuchungsergebnis­
se repräsentativ sind. Gleichwohl 
lassen sich einige Schlußfolgerun­
gen aufzeigen, die als Anregungen 
bzw. Prüfpunkte für die Gestaltung 
und die Verwendung komplexer 
Lernaufträge dienen können. 

Beim Erstellen komplexer Lernauf­
träge sollte beachtet werden, daß 
die Auszubildenden im Abschnitt 
der Vorbereitung zu einem zielge­
richteten Informations- und Pla­
nungsverhalten angeleitet werden 
sollen. Unter dieser Voraussetzung 
könnte es günstig sein, möglichst 
viele Fragen zu formulieren, die re­
lativ direkt auf die auszuführenden 
Arbeiten und die dabei evtl. auftre­
tenden Probleme bezogen sind. Im 
Zusammenhang damit bietet es 
sich auch an, das Lesen, Anwen­
den und Erstellen der üblichen 
technischen Unterlagen verstärkt 
einzubeziehen. Um den Anteil der 
einfachen Kenntnis- bzw. Faktenfra­
gen zu reduzieren, dürfte die Ver­
bindung der Fragen mit einem kur­
zen Informationstext zweckmäßig 
sein. Eine solche Verbindung 
scheint die Ansteuerung höher­
wertiger Lernziele zu begünstigen. 
Dabei dürfte sich allerdings bei 
den Fragen, die vor der Ausfüh­
rung der praktischen Arbeit zu be­
antworten sind, eine Grenze erge-

Zahl der Fragen 

Holzausbildung Metallausbildung 

absolut relativ absolut relativ absolut relativ 

Reproduktion 438 55,4 % 283 56,9% 155 52 ,9% 

Reorganisation 313 39,6% 190 38,2% 123 42,0% 

Transfer 39 4,9% 24 4,8 % 15 5,1% 

Problemlösung 0 0,0 % 0 0,0% 0 0,0% 

Summe 790 100,0% 497 100,0 % 293 100,0% 

BWP 4/90 



ben. Für die Lernzielstufen "Trans­
fer" und "Problemlösung" dürften 
nämlich die bei der Ausführung 
der praktischen Arbeiten gewon­
nenen Erfahrungen von zentraler 
Bedeutung sein. Dies spricht dafür, 
die abschließenden Verarbei­
tungsschritte in dem Ablaufplan 
nicht nur für das Kontrollieren und 
Bewerten im engeren Sinne zu nut­
zen, sondern eine transferorien­
tierte Auswertung vorzunehmen. 
Dies könnte bereits in den komple­
xen Lernaufträgen durch entspre­
chende Fragen und Überlegungen 
zum Abschluß vorbereitet werden, 
wird jedoch auch weiterhin Gegen­
stand des abschließenden Bera­
tungsgespräches (Fachgespräches) 
mit dem Ausbilder sein müssen. 

Durch das Bearbeiten zahlreicher 
komplexer Lernaufträge soll sich 
darüber hinaus ein Fortschritt der 
Auszubildenden im selbständigen 
Handeln (z. B. im Diagnostizieren, 
Analysieren, Informationen be­
schaffen, Planen) ergeben. Dies 
kann dadurch erreicht werden, 
daß mit zunehmendem Ausbil­
dungsfortschritt die Gestaltung der 
komplexen Lernaufträge immer 
stärker den Gegebenheiten wäh­
rend der Berufsausübung angenä­
hert wird. Auch für diese Zielset­
zung ergibt sich die Notwendigkeit 
einer transferorientierten Arbeits­
weise des Ausbilders. Er muß sich 
in den Beratungsgesprächen wäh­
rend und nach der Ausführung 
emes komplexen Lernauftrages 
vergewissern, ob das Informations­
und Planungsverhalten der Auszu­
bildenden genügend zielgerichtet 
angelegt war und ob aufgrund der 
Bearbeitung des Lernauftrages 
Fortschritte im Problemlösen ein­
getreten sind. Entsprechende wei­
terführende Anregungen und 
Überlegungen können in der Re­
gel nur von dem Ausbilder, nicht 
von den Auszubildenden erwartet 
werden. 

Insgesamt zeigt sich, daß die nicht 
nur aus fachlichen Gründen erfor­
derliche, sondern ebenfalls aus 
lernpsychologischen und pädago­
gischen Gründen zu begrüßende 
"neue Zielsetzung" auch eine Aus­
führung erfordert, die frei ist von 
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Widersprüchen. Dies betrifft ins­
besondere die Gestaltung der 
Lernaufträge, die der allgemeinen 
Zielsetzung adäquat sein muß. Er­
forderlich ist hierzu eine deutlich 
stärkere Berücksichtigung von 
Lernzielen der Stufen "Transfer" 
und "Probleme lösen". Fragen zur 
einfachen Reproduktion von Fak­
ten und Daten sollten dagegen auf 
das unverzichtbare Maß reduziert 
werden. Da der Gestaltungsmög­
lichkeit einzelner Lernaufträge 
aber Grenzen gesetzt sind, sind 
darüber hinaus die pädagogischen 
Fähigkeiten der Ausbilder gefor­
dert. Entgegen dem ersten An­
schein dürfte der Tätigkeit des 
Ausbilders bei der Anwendung 
moderner Lehr- und Lernverfah­
ren ein noch höherer Stellenwert 
zukommen als bei der Anwendung 
traditioneller Lehrverfahren. 
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zielstufen. Darstellung und Anwendung eines 
Hierarchisierungssystems für Lernziele in der 
beruflichen Bildung. BIBB (Hrsg.): Berichte zur 
beruflichen Bildung, Berlin 1980, Heft 25. 

Kurzbericht über die Sitzung 2/90 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts flir 
Berufsbildung am 16. I 17. Mai 1990 in Berlin 

Am 16. I 17. Mai 1990 fand in Berlin 
die zweite Sitzung des Hauptaus­
schusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung im Jahr 1990 statt. 

Mittelpunkt der Beratungen war 
die Entwicklung der Berufsbil­
dung in Deutschland. Ministerial­
dirigent Dr. Alfred Hardenacke, 
Leiter der Abteilung Berufliche Bil­
dung im Bundesministerium für Bil­
dung und Wissenschaft und stell­
vertretender Vorsitzender des 
Hauptausschusses, gab einen 
Überblick über den Stand der Ent­
wicklung. Es schloß sich eine aus­
führliche Diskussion an, in der alle 
Gruppen im Hauptausschuß und 
der Generalsekretär ihre Sorge 
um ausreichende Ausbildungsplät­
ze in der DDR zum Ausdruck 
brachten. Der Hauptausschuß ver­
abschiedete deshalb die folgende 
Erklärung: 

Der Hauptausschuß des Bun­
desinstituts für Berufsbildung 
hat sich am 17. Mai 1990 mit der 
Entwicklung der beruflichen Bil­
dung in der DDR eingehend be­
faßt. Nach seiner Einschätzung 
könnten viele junge Menschen 
kurzfristig als Folge der wirt­
schaftlichen U mstrukturierung 
in der DDR ohne berufliche 
Qualifizierung bleiben. Vordring­
lich ist die Sicherstellung eines 
ausreichenden Ausbildungsplatz­
angebotes für den Herbst die­
ses Jahres durch die Betriebe in 
der DDR selbst. Sollte dies nicht 
ausreichen, ist rasche und ge­
zielte Hilfe aller an der beruf­
lichen Bildung in der Bundesre­
publik Deutschland Beteiligten 
erforderlich. Hierzu sollten die 
Regierung der DDR und die 
Bundesregierung jede notwen­
dige Unterstützung gewähren. 
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Wie inzwischen in fast jeder Sit­
zung befaßte sich der Hauptaus­
schuß auch diesmal mit Aktivitäten 
der Europäischen Gemeinschaft. 
Der Hauptausschuß hat einen Be­
richt des Generalsekretärs, welche 
Vorhaben und Projekte des Bun­
desinstituts sich für Kooperationen 
im Rahmen des Aktionsprogramms 
Weiterbildung der EG - FORCE 
- eignen, beraten. Außerdem hat 
der Hauptausschuß die Richtigkeit 
der Bemühungen der Bundesre­
gierung unterstrichen, Berlin als 
Standort der Europäischen Stiftung 
für Berufsbildung vorzusehen. 

Im Rahmen seiner Aufgabe, die 
Bundesregierung in grundsätzli­
chen Fragen der Berufsbildung zu 
beraten, hat der Hauptausschuß 
seinen Beschluß vom 16./17. 9. 1980 
zur Zeitlichen Gliederung in Aus­
bildungsordnungendurch die wei­
ter unten abgedruckte Empfehlung 
an die Bundesregierung ersetzt. 

Aus der Arbeit des Bundesinstituts 
präsentierte Dr. Peter Schenkel Er­
gebnisse aus dem Modellversuch 
, ,Qualifizierung von Mitarbeitern 
des Einzelhandels in der compu­
tergestützten Warenwirtschaft'' , 
die von den Mitgliedern des Haupt­
ausschusses mit Interesse aufge­
nommen und diskutiert wurden. 

Weiter beschloß der Hauptaus­
schuß die Aufnahme folgender For­
schungsprojekte in das Forschungs­
programm des Bundesinstituts: 
- Erwerb und Verwertung beruf­

licher Qualifikationen - BIBB I 
!AB-Erhebung 1991192 (2. Wie­
derholungsuntersuchung) 

(FP 1.102) 
- Wege zur Externenprüfung 

(FP 1.505) 
- Erhebung der betrieblichen Ko­

sten der beruflichen Ausbildung 
unter Berücksichtigung des 
Kosten-Nutzen-Verhältnisses 

(FP 6.602) 
- Qualifikationsbedarf in der Wär­

mebehandlungstechnik 
(FP 3.918) 

Dies war die letzte Sitzung des 
Hauptausschusses, an der der aus 
Altersgründen ausscheidende stell­
vertretende Vorsitzende für die 
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Gruppe der Beauftragten der Ar­
beitnehmer, Gustav Fehrenbach, 
teilnahm. Deshalb fand zu Ehren 
von Gustav Fehrenbach am Abend 
des ersten Sitzungstages ein Ab­
schiedsessen statt, während des­
sen seine Verdienste um die beruf-

liehe Bildung von allen Gruppen 
des Hauptausschusses gewürdigt 
wurden. 

Die nächste Sitzung des Hauptaus­
schusses ist für den 26. / 27. Sep­
tember 1990 vorgesehen. 

Beschluß des Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildung 
zur zeitlichen Gliederung 
in Ausbildungsordnungen vom 16. Mai 1990 

I. Die Bundesregierung wird gebe­
ten, die Anleitung zur zeitlichen 
Gliederung der Ausbildung w1e 
folgt vorzunehmen: 

A. Ein Ausbildungsberufsbild soll 
im allgemeinen zwischen fünf 
und zehn Positionen umfassen, 
die jeweils einstufig gegliedert 
werden können. Erfolgt keine 
Untergliederung, kann diese 
Zahl angemessen überschritten 
werden. 

B. Für die Anleitung zur zeitlichen 
Gliederung können folgende 
Methoden angewandt werden: 
l. Gliederung nach Ausbil­

dungsjahren mit Zeitrahmen 
2. Gliederung nach Ausbil­

dungsjahren mit Zeitrichtwer­
ten. 

C. l. Ist ein Zeitrahmen vorgege­
ben, werden im Ausbildungs­
rahmenplan die Anleitungen 
zur sachlichen und zeitlichen 
Gliederung getrennt. 

2. In der Anleitung zur zeitli­
chen Gliederung wird für je­
de Berufsbildposition oder 
Teilposition der ersten Glie­
derungsstufe ein Zeitrahmen 
in Monaten vorgegeben, in 
dem die zugeordneten Fertig­
keiten und Kenntnisse 
schwerpunktmäßig vermittelt 
werden sollen. 

3. Der Zeitrahmen soll zwischen 
zwei und sechs Monaten lie­
gen. 

4. Die Anleitung zur zeitlichen 
Gliederung kann durch wei­
tere Hinweise zeitlicher Art 
ergänzt werden, z. B. zur Fort­
führung, Anwendung und 

Vertiefung bereits vermittel­
ter Inhalte, zur Schwerpunkt­
setzung und zur Kombination 
einzelner Positionen. 

Die Verwendung von Zeitrah­
menvorgaben in der Anleitung 
zur zeitlichen Gliederung wird 
in der Anlage veranschaulicht. 

D. Zeitrichtwerte sollen nicht kür­
zer als zwei Wochen sein. 

II . Im Hauptausschuß besteht in fol­
genden Punkten Übereinstim­
mung: 
l. Die Frage, ob Zeitrahmen oder 

Zeitrichtwerte vorgegeben wer­
den, wird im Antragsgespräch 
entschieden. Die Festlegung der 
Zeitrahmen bzw. Zeitrichtwerte 
e rfolgt im Erarbeitungs- und Ab­
stimmungsverfahren. 

2. Durch vorgegebene Zeitrahmen 
wird der durch den Anleitungs­
charakter eingeräumte Spiel­
raum für die Gestaltung des be­
trieblichen Ausbildungsplanes 
ausgenutzt. Diese Auffassung 
soll von den zuständigen Stellen 
im Rahmen ihrer Beratungsauf­
gabe vertreten werden. 

3. Die zuständigen Stellen sollen 
darauf hinwirken, daß den Be­
rufsausbildungsverträgen be­
triebliche Ausbildungspläne im 
Sinne von§ 3 Nr. l des Musterbe­
rufsausbildungsvertrages beige­
fügt werden, die auf der Grund­
lage der Anleitung zur sachli­
chen und zeitlichen Gliederung 
(Anlage zur Ausbildungsord­
nung) erstellt worden sind. Die 
Einhaltung der Vorschrift des § 4 
Absatz l Nr. l BBiG soll Gegen­
stand der Berichterstattung im 
Berufsbildungsausschuß sein. 
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Anlage zum Hauptausschuß-Beschluß vom 16. Mai 1990 

II . Zeitliche Gliederung 

1. Ausbildungsjahr 

Muster einer 
Anleitung zur zeitlichen Gliederung 

mit Zeitrahmenvorgaben 

l . In einem Zeitraum von zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Kenntnisse und Fertigkeiten gern. 

I Nr. l.l Stellung des Ausbildungsbetriebes in der Gesamtwirtschaft - unter Einbeziehung von I Nr. 2.1 Leistungserstellung und 
Leistungsverwertung -, 

I Nr. 1.2 Berufsbildung und 

I Nr. 1.3 Arbeitssicherheit, Umweltschutz und rationelle Energieverwendung 

zu vermitteln. 

2. In einem Zeitraum von jeweils vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Kenntnisse und Fertigkeiten gern. 

I Nr. 4.1 Textverarbeitung- unter Einbeziehung von I Nr. 3.1 Organisation des Arbeitsplatzes und I Nr. 3.2 Arbeits- und Organisations­
mittel- und 

I Nr . 4.2 Bürokommunikationstechniken- unter Einbeziehung von I Nr . 3.3 Bürowirtschaftliche Abläufe­

zu vermitteln. 

2. Ausbildungsjahr 

l. In einem Zeitraum von jeweils drei bis vier Monaten sind schwerpunktmäßig die Kenntnisse und Fertigkeiten gern. 

I Nr. 4.3 Datenverarbeitung für kaufmännische Anwendungen und 

I Nr. 7 Büroorganisation- unter Einbeziehung von I Nr. 2.2 Betriebliche Organisation und Funktionszusammenhänge und I Nr. 3.4 
Statistik-

zu vermitteln. 

2. In e inem Zeitraum von jeweils zwei bis vier Monaten sind schwerpunktmäßig d ie Kenntnisse und Fertigkeiten gern . 

I Nr. 5.1 Kaufmännische Steuerung und Kontrolle und 

I Nr. 6.1 Grundlagen des betrieblichen Personalwesens 

zu vermitteln. 

3. Die bisher vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten , insbesondere der Bürowirtschaft und Statistik gern. I Nr. 3 und der Informations­
verarbeitung gern. I Nr. 4, sind weiter anzuwenden und zu üben . 

3. Ausbildungsjahr 

l. In einem Zeitraum von vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Kenntnisse und Fertigkeiten gern. 

I Nr . 5.2 Buchführung- unter Einbeziehung von I Nr. 5.3 Kostenrechnung und I Nr. 6.3 Entgeltabrechnung­

zu vermitteln . 

2. In e inem Zeitraum von jeweils zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Kenntnisse und Fertigkeiten gern. 

I Nr. 6.2 Personalverwaltung 

I Nr . 8.1 Auftrags- und Rechnungsbearbeitung un.d 

I Nr. 8.2 Lagerhaltung 

zu vermitteln . 

3. Die b isher vermittelten Kenntnisse und Fe rtigkeiten, insbesondere der Datenverarbeitung für kaufmännische Anwendungen gern. 
I Nr . 4.3 und der Büroorganisation gern. I Nr. 7, sind weiter anzuwenden und zu üben. Die Kenntnisse beruflicher Weiterbildungs- und 
Aufstiegsmöglichke iten sind zu vertiefen. 

BWP 4/90 31 



AUS DEM HAUPTAUSSCHUSS 

Kommentar zum Beschluß des Hauptausschusses 
Eine neue Anleitung zur zeitlichen Gliederung der Ausbildung 

Ralf Raddatz 

Zu dem, was eine Ausbildungsord­
nung mindestens festzulegen hat, 
gehört "eine Anleitung zur sachli­
chen und zeitlichen Gliederung 
der Fertigkeiten und Kenntnisse 
(Ausbildungsrahmenplan)' '. So 
schreibt es § 25 Abs. 2 des BBiG 
vor. In den bisher erlassenen Alls­
bildungsordnungen wurden zwei 
verschiedene Arten verwendet: 
Die "Jahresgliederung mit Zeit­
richtwerten" und die "Halbjahres­
gliederung mit Ankreuzen'' . Beide 
waren dadurch gekennzeichnet, 
daß sie weniger zur Aufstellung 
eines betrieblichen Ausbildungs­
planes anleiteten, sondern einen 
Musterausbildungsplan darstellten. 

Die .. Jahresgliederung mit Zeit­
richtwerten'' wurde vor allem für 
gewerbliche Ausbildungsberufe 
verwendet, während die ,;Halbjah­
resgliederung mit Ankreuzen'' in 
erster Linie bei kaufmännischen 
Ausbildungsberufen benutzt wur­
de. Dieses Vorgehen war jedoch 
nicht unumstritten. Der Versuch, 
über einen Beschluß des Haupt­
ausschusses des Bundesinstituts 
eine Klarstellung herbeizuführen, 
scheiterte. Es war lediglich mög­
lich, die beiden Formen festzule­
gen, jedoch nicht ihren Anwen­
dungsbereich. 

Damit wurde es eine Angelegen­
heit der sogenannten Antragsge­
spräche, in denen die Eckdaten ei­
ner neuen Ausbildungsordnung 
festgelegt werden, auch über die 
Form der zeitlichen Gliederung zu 
entscheiden. Dies führte immer 
wieder zu langwierigen Auseinan­
dersetzungen, weil die Gewerk­
schaften die ] ahresgliederung mit 
Zeitrichtwerten bevorzugten. Die 
Arbeitgeberseite argumentierte da­
gegen, daß sich Zeitrichtwerte in 
der Praxis nicht umsetzen ließen, 
weil eine isolierte Vermittlung ein­
zelner Ausbildungsinhalte in kauf­
männischen Berufen wegen der Art 
der Organisation der Tätigkeit in 
diesem Bereich nicht möglich sei. 
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Einen Höhepunkt erreichten die 
Auseinandersetzungen bei der 
Neuordnung der Büroberufe, für 
die eine Weiterentwicklung der 
Ankreuzmethode vereinbart war. 
Als dieser Punkt in den Sachver­
ständigenberatungen zur Sprache 
kam, stellte sich heraus, daß die 
Vertreter der Gewerkschaften dies 
als "Einstieg" in die Vorgabe von 
Zeitrichtwerten ansahen, während 
die Arbeitgeberbeauftragten le­
diglich die nach ihrer Ansicht in 
der Ankreuzmethode zu sehende 
Schwerpunktsetzung verbessern 
wollten. Ein Kamprarniß konnte 
nicht gefunden werden, so daß die 
Beratungen unterbrochen wurden. 

In einem Gespräch beim Verord­
nungsgeber einigten sich beide 
Seiten darauf, gemeinsam nach ei­
ner Form der zeitlichen Gliede­
rung zu suchen. Dazu wurde eine 
kleine Arbeitsgruppe eingesetzt, 
die in mehreren Sitzungen einen 
Vorschlag erarbeitete, der von bei­
den Seiten akzeptiert wurde. 

Ausgangspunkt der Überlegungen 
war, daß die Anleitung zur zeit­
lichen Gliederung in erster Linie 
eine pädagogisch orientierte Um­
setzungshilfe sein soll, die den Aus­
bildungsverantwortlichen helfen 
soll, den nach dem Gesetz gefor­
derten betrieblichen Ausbildungs­
plan aufzustellen. Damit erhält die­
ser Teil der Ausbildungsordnung 
die didaktisch-methodische Kom­
ponente, die dem Anleitungs­
charakter des Ausbildungsrahmen­
planes entspricht. Grundlage der 
Kontrolle kann erst der Ausbil­
dungsplan sein, in den der Betrieb 
die Ausbildungsordnung für sich 
umsetzt. Dem entspricht es, daß mit 
der Vorgabe von Zeitrahmen der 
Ausbilder in seiner Gestaltungs­
möglichkeit nicht über Gebühr ein­
geschränkt wird. Dies schließt eine 
gewisse Freiheit bei der Fest­
legung der Reihenfolge der Ver­
mittlung der Inhalte ein. Die Abfol­
ge ist also gegenüber der Gewich-

tung durch Zeitrahmenvorgaben, 
die die Intensität der Vermittlung 
zum Ausdruck bringen sollen, se­
kundär. 

Der Hauptausschuß besiegelte das 
Ergebnis schließlich, nach dem ei­
nige Einwände der beteiligten Bun­
desministerien ausgeräumt waren, 
am 16. Mai 1990 in einem Beschluß 
(vgl. S. 30). In diesem Beschluß 
wird die Bundesregierung gebe­
ten, für die zeitliche Gliederung 
zwei Methoden anzuwenden. Ne­
ben die bisherige Gliederung 
nach Ausbildungsjahren mit Zeit­
richtwerten soll eine neue Form 
treten: Die Gliederung nach Aus­
bildungsjahreil mit Zeitrahmen. 
Die sogenannte Ankreuzmethode 
soll entfallen. 

Bei der neuen Form mit Zeitrah­
menvorgaben werden im Ausbil­
dungsrahmenplan, der zu jeder 
Ausbildungsordnung gehört, die 
Anleitungen zur sachlichen und 
zeitlichen Gliederung getrennt. In 
der Anleitung zur zeitlichen Glie­
derung wird für jede Berufsbildpo­
sition oder Teilposition der ersten 
Gliederungsstufe ein Zeitrahmen 
vorgegeben, der zwischen zwei 
und sechs Monaten liegen soll und 
in dem die zugeordneten Fertigkei­
ten und Kenntnisse schwerpunkt­
mäßig vermittelt werden sollen. 
Die Anleitung kann durch weitere 
Hinweise zeitlicher Art ergänzt 
werden, die z. B. die Fortführung, 
Anwendung und Vertiefung bereits 
vermittelter Inhalte, die Schwer­
punktsetzung und die Kombination 
einzelner Positionen zum Inhalt ha­
ben. 

Wichtig ist, daß Zeitrahmen nicht 
den Positionen der sachlichen 
Gliederung und damit zu schmalen 
Ausbildungsinhalten zugeordnet 
werden sollen. Um dies sicher­
zustellen, wird in dem Beschluß 
einleitend gesagt, daß ein Alls­
bildungsberufsbild im allgemei­
nen zwischen fünf und zehn Posi­
tionen umfassen soll, die jeweils 
einstufig gegliedert werden kön­
nen. Wenn keine Untergliederung 
erfolgt, kann die Zahl der Posi­
tionen angemessen überschritten 
werden. 

BWP 4/ 90 



Um ihre Intentionen zu veranschau­
lichen, legte die Arbeitsgruppe ein 
Muster einer Anleitung zur zeitli­
chen Gliederung mit Zeitrahmen­
vorgaben für eine kaufmännische 
Ausbildungsordnung vor, das vom 

Muster einer zeitlichen Gliederung 

l. In einem Zeitraum von jeweils drei bis 
vier Monaten sind schwerpunktmäßig die 
Kenntnisse und Fertigkeiten gern. 

I Nr. 4.3 Datenverarbeitung für kaufmänni­
sche Anwendungen und 

I Nr. 7 Büroorganisation- unter Einbezie­
hung von I Nr. 2.2 Betriebliche Or­
ganisation und Funktionszusam­
menhänge und I Nr. 3.4 Statistik -

zu vermitteln. 

2. In einem Zeitraum von jeweils zwei bis 
vier Monaten sind schwerpunktmäßig die 
Kenntnisse und Fertigkeiten gern. 

I Nr. 5.1 Kaufmännische Steuerung und 
Kontrolle und 

I Nr. 6.1 Grundlagen des betrieblichen Per­
sonalwesens 

zu vermitteln. 

3. Die bisher vermittelten Kenntnisse und 
Fertigkeiten, insbesondere der Bürowirt­
schaft und Statistik gern. I Nr. 3 und der In­
formationsverarbeitung gern. I Nr. 4, sind 
weiter anzuwenden und zu üben. 

Ein Beispiel zur Vertiefung findet 
sich in Ziffer 3 des 3. Ausbildungs­
jahres, wo auf die Kenntnisse be­
ruflicher Weiterbildungs- und Auf­
stiegsmöglichkeiten verwiesen wird, 
die bereits im l. Ausbildungsjahr 
zu vermitteln waren und denen ge­
gen Ende der Ausbildung beson­
dere Bedeutung zukommt. 

Vergleicht man die neue Form mit 
der Ankreuzmethode, fallen die 
Formulierungen ins Auge, die tat­
sächlich , ,anleiten'' . Nicht zuletzt 
dies dürfte es in Zukunft den in den 
Betrieben für die Ausbildung ver­
antwortlichen Mitarbeitern leichter 
machen, einen betrieblichen Aus­
bildungsplan aufzustellen. Dazu 
hat der Hauptausschuß im zweiten 
Teil seines Beschlusses, der sich 
nicht an die Bundesregierung wen­
det, zum Ausdruck gebracht, daß 
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Hauptausschuß ebenfalls be­
schlossen wurde. Die folgende Ge­
genüberstellung erläutert die we­
sentlichen Bestandteile des Be­
schlusses anhand des Musters für 
das zweite Ausbildungsjahr: 

Erläuterungen 

Das Wort "Zeitraum" und die "von - bis" 
Monatsangaben machen den "Zeitrahmen" 
deutlich; "schwerpunktmäßig" besagt, daß 
die genannten Kenntnisse und Fertigkeiten 
Schwerpunkt der Ausbildung sein sollen. 

"I" bezeichnet die von der zeitlichen ge­
trennte sachliche Gliederung; "4.3" weist 
auf die einstufige Gliederung des Ausbil­
dungsberufsbildes hin. 

"unter Einbeziehung" heißt, daß die Ausbil­
dung in den entsprechenden Positionen 
kombiniert werden soll. 

Dieser Absatz legt fest, daß der Auszubil­
dende das bisher Gelernte weiter anwen­
den und üben soll. Dabei ist besonderer 
Wert auf die genannten Positionen zu legen. 

er durch vorgegebene Zeitrahmen 
den durch den Anleitungscharak­
ter eingeräumten Spielraum für 
dessen Gestaltung ausgenutzt 
sieht. Mit Rücksicht darauf, daß 
der Ausbildungsrahmenplan als 
Anleitung zur zeitlichen (und sach­
lichen) Gliederung nicht verbind­
lich ist, sollen die zuständigen Stel­
len im Rahmen ihrer Beratungsauf­
gabe diese Auffassung vertreten. 

Vor dem Hintergrund von Ergeb­
nissen einer Befragung des Bun­
desinstituts für Berufsbildung be­
stand im Hauptausschuß weiter 
Übereinstimmung, die zuständigen 
Stellen sollten darauf hinwirken, 
daß den Berufsausbildungsverträ­
gen betriebliche Ausbildungsplä­
ne im Sinne von § 3 Nr. l des 
Musterausbildungsvertrages bei­
gefügt werden, die auf der Grund-

lage der Anleitung zur sachlichen 
und zeitlichen Gliederung (Anlage 
zur Ausbildungsordnung) erstellt 
worden sind. Die Einhaltung dieser 
Vorschrift (§ 4 Abs. l Nr. l BBiG) 
soll Gegenstand der Berichterstat­
tung im Berufsbildungsausschuß 
sein. 

Zur Gliederung nach Ausbildungs­
jahren mit Zeitrichtwerten macht 
der Hauptausschuß nur eine Aus­
sage, mit der er die bisherige 
Praxis bestätigt: Zeitrichtwerte sol­
len nicht kürzer als zwei Wochen 
sein. 

Leider war es nicht möglich, in 
dem Beschluß festzulegen, wann 
welche Form der Anleitung ver­
wendet werden soll. Darüber soll 
vielmehr - wie bisher - im An­
tragsgespräch entschieden wer­
den. Die Festlegung der Zeitrah­
men bzw. Zeitrichtwerte selbst soll 
im Erarbeitungs- und Abstim­
mungsverfahren erfolgen. Arbeit­
geber und Arbeitnehmer machten 
ihre Position in Erklärungen nach 
der Abstimmung deutlich. Die Ar­
beitgeberbeauftragten erklärten, 
daß sie in Zukunft für kaufmänni­
sche Berufe nur noch Zeitrahmen­
vorgaben akzeptieren würden. So 
weit gingen die Gewerkschaftsver­
treter nicht. Sie gaben an, daß sie 
sich die Zeitrahmenmethode eben­
so für gewerbliche Berufe vorstel­
len könnten, andererseits nach wie 
vor der Auffassung seien, daß Zeit­
richtwerte auch für kaufmännische 
Berufe in Frage kommen könnten. 
Für die demnächst anstehenden 
Neuordnungsverfahren im kauf­
männischen Bereich würden sie je­
doch dem neuen Verfahren zu­
stimmen. 

Zum ersten Male werden Zeitrah­
menvorgaben bei den neuen Büro­
berufen angewendet werden. Sie 
waren Anlaß, das neue Verfahren 
zu entwickeln, weil die Erarbeitung 
der Ausbildungsordnungen an den 
unterschiedlichen Auffassungen zu 
scheitern drohte. Im Nachhinein 
darf man aber wohl resümieren, 
daß sich das Nachdenken gelohnt 
hat, und hoffen, daß ein Anstoß zur 
Verbesserung der Ausbildungs­
ordnungen gegeben wurde. 
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THEMA BERUFSBILDUNG 

Die Hochschule als Ort beruflicher Weiterbildung 

Mit Ablauf des Jahres 1989 wurde der erste Zyklus des Intensivstudiums für Führungs­
kräfte in Klein- und Mittelunternehmen an der Hochschule St. Gallen (HSG) beendet. 
Durch das im August 1988 begonnene Intensivstudium wurde dem Bedürfnis einer Ziel­
gruppe nach vermehrter berußicher Weiterbildung Rechnung getragen, die für die Wirt­
schaft eines Landes besonders wichtig ist: dem Mittelstand. 

Die starke Nachfrage nach den 
vierzig Studienplätzen des Inten­
sivstudiums für Führungskräfte in 
Klein- und Mittelbetrieben ist ein 
Beweis dafür, daß ein große s Be­
dürfnis dieser Zielgruppe nach 
Weiterbildung besteht. Für den 
ersten Zyklus wurden ca. 800, für 
den zweiten Zyklus rund 750 Inter­
essenten registriert. 

Der Studiengang besteht aus 12 
Kursblöcken zu je 5 Tagen, die sich 
über drei Semester verteilen. Je­
der Kursblock beginnt am Diens­
tag, um den ersten Wochentag für 
Belange der Firma freizuhalten 
und endet am Samstag mit e iner 
Abschlußprüfung. Die Zeit zwi­
schen den Blöcken bleibt frei von 
Arbeiten im Zusammenhang mit 
dem Studium. Der Studiengang 
schließt nach zwölf Wochen mit ei­
nem Zertifikat ab, das nur erhält, 
wer 
a) das ganze Studium durchlaufen 

hat 
b) die vorgeschriebene Mindest­

punktzahl in den Prüfungen er­
reicht hat (diese liegt bei zwei 
Drittel der Höchstpunktzahl). 

Dieses Zertifikat ist allerdings kein 
Hochschuldiplom und berechtigt 
auch nicht zur Führung eines aka­
demischen Grades oder Titels. 

Ziele 
Die Teilnehmer am Intensivstudi­
um für Führungskräfte in Klein­
und Mittelbetrieben sollen umfas­
send, systematisch und ganzheit­
lich orientiert in der Unterneh­
mensführung geschult werden, die 
komplexe Verbindung ihrer Unter­
nehmen mit der Umwelt zu erfas­
sen und bewerten lernen und Er­
folg und Entwicklung ihrer Unter­
nehmung für die Zukunft sichern 
können. Durch die Vereinigung von 
abstrakten betriebswirtschaftli­
ehen Erkenntnissen und anwen­
dungsbezogenem Management-
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wissen soll das Zusammenwirken 
zwischen Theorie und Praxis ver­
stärkt werden. Das Intensivstudium 
will den Bezug zur betriebswirt­
schaftlichen Praxis sicherstellen, 
indem es einerseits die Auswahl, 
Aufbereitung und Präsentation des 
Stoffes mit Blick auf Klein- und Mit­
telbetriebe vornimmt und anderer­
seits Dozenten beizieht, die mit den 
praktischen Problemen ebenso 
wie mit den wissenschaftlichen Er­
kenntnissen vertraut sind. 

Inhalte 
Zur Erreichung der oben genann­
ten Ziele werden - im engen Pra­
xisbezug - die geeigneten Inhalte 
angeboten. Insgesamt werden alle 
betriebswirtschaftliehen Funktio­
nalbereiche berücksichtigt und zu­
sätzlich volkswirtschaftliche, juristi­
sche, technologische, soziologische 
sowie ethische Aspekte integriert. 
Da sich ein Klein- und Mittelbe­
trieb in verschiedenen Punkten 
(Organisationsstruktur, Marktbear­
beitung, Unternehmenspersönlich­
keit usw.) erheblich vom Großun­
ternehmen I Konzern unterschei­
det, bildet die Betriebsgröße ein 
Kriterium für die Bestimmung von 
Inhalten. 
Nachdem sich das inhaltliche Kon­
zept im ersten Zyklus (August 1988 
bis Dezember 1989) bewährt hat, 
konnte es auch im zweiten Zyklus 
(März 1990 bis Juni 1991) beibehal­
ten werden. Allerdings wurde auf­
grund der Erfahrungen und der 
Anregungen der Teilnehmer nun 
vermehrt der Gesichtspunkt der 
Internationalisierung berücksich­
tigt. 

Teilnehmer 
Das Intensivstudium für Führungs­
kräfte in Klein- und Mittelbetrieben 
richtet sich an die Träger der 
grundsätzlichen Unternehmensent­
scheide: Unternehmer, oberste 
Führungskräfte und Nachwuchs für 
oberste Führungspositionen in klei-

nen und mittleren Unternehmen 
hauptsächlich aus dem Produk­
tionsbereich. 
Die Abgrenzung zum Großbetrieb 
erfolgt aufgrund der Beschäftigten­
zahl eines Unternehmens. Firmen 
ab 500 Beschäftigten zählen zu den 
Großunternehmen. 

Erste Erfahrungen 
Eine abschließende Befragung bei 
den Teilnehmern bestätigte noch­
mals die positiven Eindrücke wäh­
rend des gesamten ersten Zyklus: 
- 84 % der Befragten bezeichne-

ten das Studien-Konzept (Haupt­
referent als Blockverantwortli­
cher, der Fachreferenten aus 
der Praxis hinzuzieht) als sehr 
gut 

- 95 % beurte ilten den Einsatz und 
das Verhältnis der verschiede­
nen Lehrformen (Vorlesungen, 
Referate, Gruppenarbeiten etc.) 
als richtig gewählt 

- bei 21 % wurde bereits während 
des Zyklus ein Transfer des 
Wissens in die Praxis vorgenom­
men, bei 43 % war dies zumin­
dest teilweise der Fall 

- 100 % der Befragten würden das 
Intensivstudium für Führungs­
kräfte in Klein- und Mittelbetrie­
ben wieder besuchen 

- 97 % der Befragten würden es 
weiterempfehlen. 

Das Intensivstudium für Führungs­
kräfte in Klein- und Mittelbetrieben 
hat gezeigt, daß sich Universitäten 
durchaus erfolgreich der Erwach­
senenbildung bzw. der beruflichen 
Weiterbildung auch von Nichtaka­
demikern zuwenden können und 
daß der Kontakt zwischen Hoch­
schulangehörigen und Teilneh­
mern aus der Praxis für beide Sei­
ten nützliche Ergebnisse bringen 
kann. 

(Herbert Grüner) 
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Hochschultage berufliche Bildung '90 
In diesem Jahr finden die Hoch­
schultage aufgrund der neuen poli­
tischen Situation in Magdeburg 
vom l. bis 3. Oktober 1990 statt. Da­
durch besteht die Möglichkeit 
eines intensiven Erfahrungsaustau­
sches zwischen Kollegen aus der 
DDR und der Bundesrepublik 

Deutschland. Das Leitthema der 
"Hochschultage berufliche Bil­
dung '90" lautet "Schlüsselqualifi­
kationen Sinn, Vermittlung, 
Überprüfung''. 

Vorinformationen zu den Hoch­
schultagen können bezogen wer-

10 o/o der Auszubildenden in Großbetrieben 

Im Jahre 1987 wurden 10% der Auszubildenden in Betrieben mit mehr als 1 000 Beschäf­
tigten ausgebildet. Dies ergibt eine Auswertung der Arbeitsstättenzählung, die zusam­
men mit der Volks- und Berufszählung durchgeführt wurde. 

Ungefähr die Hälfte der Auszubildenden (52%) hatte einen Vertrag mit einem Betrieb, in 
dem bis 50 Beschäftigte tätig waren. Im Vergleich zu 1970 hat damit das Gewicht der grö­
ßeren Betriebe deutlich zugenommen. Damals wurden noch 57% der Auszubildenden in 
Betrieben mit bis zu 50 Beschäftigten ausgebildet. Generell werden mehr Frauen als 
Männer in kleineren Betrieben ausgebildet. Allerdings hat sich auch für die Frauen der 
Anteil der kleineren Betriebe von 1970 bis 1987 verringert. 

In diesen Zahlen spiegelt sich der 
allgemeine Trend zu größeren Be­
triebseinheiten wider. Die Entwick­
lung ist bei den Auszubildenden 
stärker als gemäß den globalen 
Strukturziffern zu erwarten wäre. 

zubildende. Aber bei den Betrie­
ben mit 5-9 Beschäftigten bilden 
bereits 40% aus. Für die Größen­
klassen zwischen 10 und 199 Be­
schäftigten steigt die Quote an auf 
Werte zwischen 50 und 75%. Aber 
auch unter den Großbetrieben gibt 
es einige ohne Auszubildende, bei 

den bei der Geschäftsstelle der 
AG "Hochschultage berufliche Bil­
dung", Technische Universität Ber­
lin, Sekr. FR 4-4, 
FranklinstraBe 28/29, 
1000 Berlin 10, 
Tel.: 030 /3 14-73297 od. 314-25070 

(BIBB) 

den Betrieben mit über l 000 Be­
schäftigten immerhin 13 %. 

Die Verteilung auf Betriebsgrößen­
klassen hängt sehr stark vom Wirt­
schaftsbereich ab. Im Handel, bei 
den Dienstleistungen und im Bau­
gewerbe werden viele Auszubil­
dende gemäß den dort vorherr­
schenden Beschäftigungsstruktu­
ren in kleinen Betrieben ausgebil­
det. Im verarbeitenden Gewerbe 
dagegen haben 20% der Auszubil­
denden einen Vertrag mit einem 
Großunternehmen (über l 000 Be­
schäftigte). Allerdings sind im Ver­
arbeitenden Gewerbe auch 27% 
der Beschäftigten insgesamt in sol­
chen Unternehmen tätig. 

(Rudolf Werner) Die Ausbildungsquoten (Verhältnis 
Auszubildende zu Beschäftigten) 
sind am höchsten in Betrieben mit 
5-20 Erwerbstätigen. Rund 10 % 
der Beschäftigten sind dort Auszu­
bildende. In dieser Größenklasse 
sind vor allem Handwerksbetriebe 
sehr stark vertreten. Insgesamt fällt 
auf Betriebe mit 5-20 Beschäftigte 
ein Drittel aller Ausbildungsverträ­
ge, so daß diese Größenklasse als 
die Hauptgruppe der Ausbildungs­
betriebe gelten kann. Auch Betrie­
be mit 20-49 Beschäftigten haben 
eine hohe Quote (7,2 %). In Großbe­
trieben mit über l 000 Beschäftig­
ten sind 4,8% der dort Tätigen Aus­
zubildende. Etwa l % der Auszubil­
denden wird in Ein-Personen-Un­
ternehmen und -Praxen ausge­
bildet. 

Auszubildende nach Betriebsgrößenklassen 

Insgesamt wurden 1987 2,6 Millio­
nen Betriebe, darunter 513 000 Be­
triebe mit Auszubildenden gezählt. 
Naturgemäß sind unter den Klein­
betrieben und Praxen mit bis zu 4 
Beschäftigten sehr viele ohne Aus-
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Auszubildende in % Aus-
Arbeitsstätten bil-
mit ... bis ... 1970 1987 dungs-
Personen 1) ins- männ- weib- ins- männ- weib- quote 

gesamt lieh lieh gesamt lieh lieh 19872) 

1- 4 10,3 7,5 14,9 7,1 5,4 9,2 6,0 
5- 9 19,2 15,9 24,4 18,6 15,3 22,7 10,6 

10- 19 14,0 14,3 13,4 15,7 16,0 15,4 9,8 
20- 49 13,8 15,2 11,5 14,1 15,5 12,3 7,2 
50- 99 8,8 9,5 7,6 8,7 9,2 8,1 5,8 

100-199 8,2 8,4 7,9 8,2 8,5 7,8 5,6 
200-499 9,7 9,9 9,4 10,9 10,9 10,9 5,8 
500-999 

16,0 19,3 10,9 
6,8 6,8 6,9 5,9 

1 000 und mehr 9,8 12,4 6,7 4,8 

zusammen 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 6,5 

1) Einschl. Auszubildende. 
2

) Verhältnis der Auszubildenden zu den Beschäftigten in Prozent; bei der Größenklasse 1-4 wurden 
Kleinstbetriebe mit bis zu 2 Beschäftigten (einschl. Auszubildende) nicht berücksichtigt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Arbeitsstättenzählung 1987; eigene Berechnungen 
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4. Internationale Konferenz und Workshop 
Computer und Video in der betrieblichen 

Congresso, in der Schweiz statt. Die 
Teilnahmegebühren liegen - je 
nach Anmeldung und Teilnahme -
zwischen 600 und l 600 SFr. Veran­
stalter sind das Istituto Dalle Molle 
di Metodologie Interdisiplinari, 
Schweiz, und die Association for 
the Development of Computer-Ba­
sed Instructional Systems (ADCIS), 
Georg Mason University, USA. Wei­
tere Informationen sind zu erhalten 
bei 

Aus- und Weiterbildung - Wissen und Weiter­
bildung im Unternehmen 

Wissen wird zum Schlüssel des Er­
folgs. Um im globalen Markt wett­
bewerbsfähig zu bleiben, muß das 
notwendige Wissen zur rechten 
Zeit am rechten Platz sein. Aber 
welche Mittel und Methoden hel­
fen dieses Wissen systematisch zu 
erschließen und wirksam werden 
zu lassen? 

Die Qualifikation der Mitarbeiter 
wird zu einer strategischen Erfolgs­
position. Die Personalentwicklung 
muß den permanenten Innovatio­
nen Rechnung tragen. Der Einsatz 
neuer Technologien in der betrieb­
lichen Aus- und Weiterbildung ver­
spricht hier Unterstützung. Das Un­
ternehmen muß sich selbst als ler­
nendes System verstehen und In­
novation mit der persönlichen Ent­
wicklung seiner Mitarbeiter ver­
knüpfen. 

Konferenz und Workshop vermit­
teln Erfahrungen aus erster Hand. 
Sie repräsentieren den Stand in 
Technik und Anwendung der inter­
aktiven Medien in der betriebli­
chen Aus- und Weiterbildung. 

Referate, Fallbeispiele, Demonstra­
tionen und das Gespräch mit Fach­
kollegen erlauben, sich umfassend 
zu informieren. Auch diesmal wer­
den der Konferenz "CBT-Entwick­
ler-Workshops' ' vorangestellt, in 
denen handlungsorientiertes Wis­
sen für eigene Projekte erworben 
werden kann. Die integrierte, the­
menspezifische Ausstellung füh­
render Teach- und Hardwarean­
bieter rundet die Veranstaltung ab. 

Die Tagung ist für 
- Entscheidungsträger und Ver­

antwortliche der Personalent­
wicklung in Industrie und 
Dienstleistung 

- Leitende Angestellte und EDV­
Experten in Handel, Banken und 
Versicherungen 

- Leiter und Entwickler von Hard­
und Software 
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- Amtsleiter in strategischen 
Funktionen 

- Berater in der Personal- und Me­
dienentwicklung 

- EDV- und Kommunikationsex­
perten 

- Medien-Hersteller und Speziali­
sten der Aus- und Weiterbildung. 

Der Workshop findet am 19 ., die 
Konferenz vom 20. bis 21. Novem­
ber 1990 in Lugano, Palazzo dei 

Istituto Dalle Molle di Metodologie 
Interdisiplinari, 
Corso Elvezia 36, 
CH-6900 Lugano, 
Telefon: (41)-91-22 88 81, 
Fax: (41)-91-22 89 94. 

(Thomas Bernold) 

Arbeitsgemeinschaft der Hochschulinstitute 
für gewerblich-technische Berufsbildung (HGTB) 
gegründet 

Die Ausbildung der Berufsschullehrer an den deutschen Universitäten und Hochschulen 
ist sowohl inhaltlich als auch organisatorisch uneinheitlich. Die Universitäten/Hoch­
schulen in Bremen und Hamburg-Harburg, in Chemnitz, Dresden und Magdeburg rich­
ten ihre Studienmaßnahmen vorrangig am Konzept berußicher Fachrichtungen aus. Zur 
gegenwärtigen Förderung und Unterstützung in Lehre und Forschung haben diese Insti­
tute aus Ost und West am 18. April 1990 in Braunschweig eine Arbeitsgemeinschaft ge­
gründet. Erster Sprecher der Arbeitsgemeinschaft ist Prof. Dr. sc. paed. Airred Bannwitz 
von der Technischen Universität Dresden. Die Vereinbarung der Arbeitsgemeinschaft, 
die von zehn Hochschul-Professoren unterzeichnet wurde 1), hat folgenden Wortlaut: 

Arbeitsgemeinschaft der 
Hochschulinstitute für 
gewerblich-technische Berufs­
bildung - HGTB -

l. Die Hochschulinstitute an deut­
schen Universitäten und Hochschu­
len, an denen die beruflichen 
Fachrichtungen als eigenständige 
Gebiete von Lehre und Forschung 
vertreten sind, bilden eine Arbeits­
gemeinschaft: 
- Institut Technik und Bildung 

(Universität Bremen) 
- Sektion Berufspädagogik (TU 

Chemnitz) 
- Sektion Berufspädagogik (TU 

Dresden) 

1) Zu den Unterzeichnern gehören Prof. Dr. Bann­
witz (Dresden), Prof. Dr. Bührdel (Chemnitz), 
Prof. Dr. Häuser (M agdeburg), Prof. Dr. Hoppe 
(Bremen), Prof. Dr. Hüttner (Mag.deburg), Prof. 
Dr. M artin (Hamburg), Prof. Dr. Pangalos (Harn­
burg), Prof. Dr. Rauner (Bremen), Prof. Dr. Rose 
(Dresden), Prof. Dr. Themas (Dresden). 

- Institut für gewerblich-techni­
sche Wissenschaften (Universi­
tät Hamburg) 

- Wirtschaftsbereich Berufspäd­
agogik (TU Magdeburg) 

2. Ziele dieser Arbeitsgemein­
schaft sind 
- die Förderung von Lehre und 

Forschung in der Berufspädago­
gik I gewerblich-technische 
Wissenschaften 

- der Austausch von Wissen­
schaftlern 

- die Weiterentwicklung der be­
ruflichen Fachrichtungen als 
universitäre Fächer und ihre 
Verankerung in der Ausbildung 
von Berufspädagogen 

- die Durchführung eines regel­
mäßigen Symposiums sowie an­
dere Tagungen und Workshops. 
Das Symposium wird in Koope­
ration mit den korrespondieren­
den Vereinigungen und Grup-
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pierungen der Berufspädago­
gen der beruflichen Fachrich­
tung durchgeführt 

- die Nutzung und Mitwirkung 
(an) der Zeitschrift "lernen und 
lehren'' für die Berufsfelder 
Elektrotechnik und Metalltech­
nik sowie anderer Periodika ge­
werblich-technischer Fachrich­
tungen 

- die Herausgabe einer Schriften­
reihe 

- die Institute der Arbeitsgemein­
schaft führen kooperative und 
gemeinsame Forschungsprojek­
te durch. Neben der Grundla­
genforschung gilt das besonde­
re Interesse Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben sow1e 
Modellversuchen mit Schule 
und Wirtschaft 

- die Arbeitsgemeinschaft äußert 
sich zu Fragen der Weiterent­
wicklung der gewerblich-tech­
nischen Berufsbildung, der Aus­
und Weiterbildung von Berufs­
pädagogen und der Weiterent­
wicklung und Neuordnung von 

Günter Pätzold / Gerhard Drees: 

Betriebliche Realität und 
pädagogische Notwendigkeit: 
Tätigkeitsstrukturen, Arbeits­
situationen und Berufs­
bewußtsein von Ausbildungs­
personal im Metallbereich 

Böhlau Verlag, Sozialwissenschaft­
liebes Forum, Bd. 24, Köln, Wien 
1989, 242 S., 48,- DM. 

Es ist mittlerweile unumstritten, 
daß betrieblichen Ausbildern eine 
Schlüsselfunktion bei der Neuge­
staltung von Ausbildungsgängen 
und der qualitativen Verbesserung 
der Berufsausbildung zukommt. 
Offen ist jedoch, wie Berufsfeld 
und Qualifizierung von Ausbildern 
zu gestalten sind und welchen Bei­
trag die Berufsbildungsforschung 
hierzu leisten kann. Damit ist die 
zentrale Thematik des vorliegen­
den Buches angesprochen: Unter­
suchungen zum Berufsfeld und zur 
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Ausbildungsordnungen in den 
einschlägigen Berufsfeldern so­
wie zur Forschungsförderung im 
Bereich "Technik und Bildung" 

- die Arbeitsgemeinschaft betei­
ligt sich an einschlägigen 
Forschungs- und Entwicklungs­
programmen der EG. 

3. Die Arbeitsgemeinschaft stimmt 
ihr gemeinsames Arbeits- und Ak­
tionsprogramm jährlich ab. 

4. Die Koordinierungskommission, 
der je zwei Vertreter jedes Instituts 
angehören, ist das Entscheidungs­
gremium. Die Kommission kann zu 
ihrer Unterstützung ad hoc-Grup­
pen einrichten. 

5. Die Koordinierungskommission 
wählt einen Sprecher und einen 
Stellvertreter und benennt zwei ge­
schäftsführende Herausgeber der 
Schriftenreihe für je zwei Jahre. Die 
Sprecher vertreten die Arbeitsge­
meinschaft nach außen und han­
deln im Auftrag der Kommission. 

Situation des Ausbilders werden 
dargestellt, Grundzüge eines Wei­
terbildungskonzepts entwickelt. 

Pätzold und Drees stellen eine 
Studie vor, in der als Erkenntnis­
interesse die Analyse berufspäd­
agogischen Handelns im betrieb­
lichen Arbeitsalltag des Ausbilders 
formuliert ist. Es werden Tätigkeits­
strukturen, Arbeitssituationen, 
Selbstverständnis und Handlungs­
orientierungen von haupt- und ne­
benberuflichen Ausbildern im Me­
tallbereich beschrieben. Eckwerte 
emer Weiterbildungskonzeption 
bauen darauf auf. 

Mit dieser Studie werden die For­
schungsergebnisse eines Projekts 
veröffentlicht, das von Wissen­
schaftlern der Universität Dort­
mund durchgeführt wurde. Das 
Projekt ist berufspädagogischer 
Teil eines größeren Forschungsvor­
habens zur Analyse des betriebli­
chen Ausbildungspersonals im Me-

REZENSIONEN 

tallbereich. Es wurde im Rahmen 
des Kooperationsvertrages Ruhr­
Universität Bochum / IG Metall 
durchgeführt und vom Bundesmini­
ster für Bildung und Wissenschaft 
gefördert. 

Im einleitenden Kapitel wird der 
Forschungsansatz ausführlich dar­
gestellt. Die Untersuchungen orien­
tieren sich an einem dreiphasigen, 
in Arbeitstagungen organisierten 
Entwicklungsprozeß: Situationen, 
Erfahrungen und subjektive Ein­
stellungen von Ausbildern werden 
erfaßt, über deren Reflexion wer­
den Bildungsprozesse eingeleitet 
und dann interessenorientierte 
Handlungsperspektiven eröffnet. 
Das Spannungsfeld von betriebli­
cher Realität und pädagogischer 
Notwendigkeit stellt in diesem Pro­
zeß eine wichtige Erkenntnis­
grundlage dar. Zudem zeichnet 
sich der Forschungsprozeß da­
durch aus, daß "Alltag und Wis­
senschaft in ein nützliches Komple­
mentärverhältnis zueinander'' ge­
bracht werden, daß ein "wechsel­
seitiger Aufklärungsprozeß'' her­
gestellt wird (S. 8). 

Der Hauptteil der Studie enthält 
folgende Inhaltsschwerpunkte: 
- Ansprüche, die an das betriebli­

che Ausbildungspersonal ver­
schiedener Instanzen und Insti­
tutionen gerichtet werden. Be­
schrieben wird nicht nur die 
Komplexität der Ansprüche, son­
dern auch deren Ungleichheit 
und zum Teil Gegensätzlichkeit. 
Durch den technologischen Wan­
del zeichnen sich diese Ansprü­
che zusätzlich durch eine beson­
dere Dynamik aus (Kapitel 2); 

- die Binnendifferenzierung der 
Ausbilderpositionen, wie sie sich 
aufgrund unterschiedlicher Or­
ganisationsformen der Ausbil­
dung in verschiedenen Berei­
chen von Industrie und Hand­
werk ergibt. Untersucht wird die 
Arbeitssituation von Ausbildern 
in Betrieben unterschiedlicher 
Größen und Branchen sowie in 
verschiedenen Ausbildungsbe­
rufen . Es wird eine Art Typolo­
gie von Ausbildern und ihren 
Handlungsfeldern gebildet (Ka­
pitel 3); 
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- typische Problemkonstellatio-
nen, die sich für das Ausbil­
dungspersonal in folgenden 
Phasen oder Bereichen der Aus­
bildung ergeben: im Prozeß der 
Berufseinmündung, in der Aus­
bildungswerkstatt, in Betriebs­
einsätzen, im Umgang mit In­
stanzen, in der didaktisch-me­
thodischen Vorbereitung von 
Ausbildungssequenzen und in 
der Prüfungs- und Beurteilungs­
arbeit (Kapitel 4); 

- pädagogische Handlungsorien­
tierungen von Ausbildern. Es 
wird untersucht, wie Ausbilder 
mit Anspruchs- und Problem­
situationen umgehen, wie über 
Verarbeitungsweisen und Pro­
blemlösungen konkretes Ausbil­
derhandeln entsteht. Hand­
lungsfähigkeit und pädagogi­
sche Orientierungen werden 
beschrieben. Organisationsfor­
men betrieblicher Ausbilder 
runden diese Teiluntersuchung 
ab (Kapitel 5). 

Im abschließenden Kapitel werden 
als Ergebnis der vorgenommenen 
Analysen Eckwerte einer Weiter­
bildungskonzeption vorgestellt. 
Das Weiterbildungsmodell ist un­
terteilt in eine Weiterbildung mit 
langfristiger und in eine Weiterbil­
dung mit kurzfristiger Perspektive. 
In der langfristig angelegten Wei­
terbildung ist eine interessenorien­
tierte "Bewußtseins- und Qualifika­
tionsbildung'' zu verwirklichen. 
Dieser Anspruch soll. durch ein 
"Konzept von Weiterbildungsta­
gungen" eingelöst werden (S. 145). 
Die kurzfristig angelegte Weiterbil­
dung dient der "kontinuierlichen 
Absicherung der unmittelbaren 
Handlungskompetenz der Ausbil­
der im Alltag'' (S. 175). Als 
Handlungs- und Organisationsfor­
men sind u. a. Ausbilderarbeits­
kreise, betriebliche und außerbe­
triebliche Veranstaltungen sowie 
Betriebseinsätze in Form von Prak­
tika vorgesehen. 

Das dargestellte Modell folgt ei­
nem integrativen Ansatz, in dem 
"Inhalte fachlicher, pädagogischer 
und gesellschaftlich-politischer 
Weiterbildung" (S. 143) aufeinan­
der bezogen werden. Im Vergleich 
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zu anderen Integrationsansätzen in 
der Ausbilderweiterbildung, etwa 
dem situationsorientierten Konzept 
oder handlungsorientierten Kon­
zepten, ist der von Pätzold und 
Drees entwickelte Ansatz analy­
tisch am ausführlichsten begrün­
det, in seiner praktischen Reali­
sierbarkeit allerdings noch sehr of­
fen . 

Auch wenn die Studie nur Grund­
züge einer Weiterbildungskonzep­
tion entwickelt, drängen sich Fra­
gen zur realen Umsetzung des Kon­
zepts auf. So ist beispielsweise die 
Verbindung von kurzfristig und 
langfristig angelegten Weiterbil­
dungsmaßnahmen ungeklärt, die 
weitere formale Professionalisie­
rung des Ausbildungsberufs wird 
nicht hinreichend thematisiert und 
die kurzfristig angelegten Weiter­
bildungsveranstaltungen sind di­
daktisch nicht fundiert. Veranstal­
tungen dieser Art bestimmen aber 
bis auf weiteres die Weiterbildung 
von Ausbildern. Ihnen müßte im 
Gesamtkonzept ein stärkeres Ge­
wicht zukommen. 

Insgesamt gilt für die vorliegende 
Studie, daß sie in ihren Fragestel­
lungen, ihrer methodischen Anla­
ge und ihren Ergebnissen einen 
wichtigen Beitrag zur Ausbilderfor­
schung darstellt. Sie dürfte dazu 
beitragen, die weitere Professiona­
lisierung des Ausbilderhandelns 
inhaltlich zu fundieren und zu legiti­
mieren. Durch die intensive und 
aktive Beteiligung von Ausbildern 
im Forschungsprozeß ist ein hand­
lungsorientierter Ansatz realisiert. 
Damit sind in der Ausbilderfor­
schung methodische Standards in 
der Verschränkung von Theorie 
und Praxis durchgesetzt worden, 
die in anderen Bereichen, so z.B. in 
der Lehrerforschung, längst gel­
ten. Auch in dieser Hinsicht stellt 
die Studie einen Gewinn für die 
weitere Arbeit im Ausbilderbe­
reich dar. 

(Peter Dehnbostel) 

Günter Pätzold (Hrsg.): 

Lernortkooperation. 
Impulse für die Zusammenarbeit 
in der beruflichen Bildung 

Schriftenreihe Moderne Berufsbil­
dung, Band 12, I. H. Sauer-Verlag, 
Heidelberg 1990 

In dem Sammelband sind 13 Beiträ­
ge zu einer Fachtagung an der Uni­
versität Dortmund zusammenge­
faßt, die im Rahmen eines vom 
BMBW geförderten Projekts "Zu­
sammenarbeit von Ausbildern und 
Berufsschullehrern im Metall- und 
Elektrobereich'' stattfand. Wer sich 
zunächst über diesen Kontext infor­
mieren will , muß mit dem letzten 
Aufsatz "Lernortkooperation als 
berufspädagogisches Handeln'' 
beginnen, in dem von den Projekt­
mitarbeitern (G. Pätzold, G. Drees, 
H. Thiele, B. Zorn) Ziele, Ablauf und 
Methoden des Forschungsvorha­
bens skizziert werden. Die Fachta­
gung war aber breiter angelegt: 
Sie zielte auf eine allgemeine Be­
standsaufnahme empirischer Ar­
beiten und praktischer Beispiele 
zur Kooperation der Lernorte im 
dualen System. 

Im ersten Teil werden wichtige Ko­
operationsbereiche und -felder ein­
gekreist. B. Schwiedrzik resümiert 
aus dem Abstand von lO Jahren 
noch einmal die Ergebnisse eini­
ger Modellversuche in Rheinland­
Pfalz und Nordrhein-Westfalen, die 
im Zusammenhang mit der Einfüh­
rung des Blockunterrichts die Zu­
sammenarbeit von Ausbildungsbe­
trieben, überbetrieblichen Ausbil­
dungsstätten und Berufsschulen zu 
intensivieren suchten. Die damals 
erprobten Instrumente und Gre­
mien der Abstimmung und Koope­
ration vor Ort können sicher auch 
heute noch zur Überbrückung der 
allzu großen Distanz zwischen den 
Lernorten beitragen. Aber offen­
bar war es schwierig, die intensi­
ven Kooperationsformen nach Ver­
suchsabschluß zu stabilisieren. Be­
sonders ehrgeizige Versuchsambi­
tionen - etwa zur kooperativen 
"empirischen" Konstruktion von 
Gesamtcurricula, die Entwicklung 
von gemeinsamen "Lehr-Lern-Pa-
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keten' ' sowie die einvernehmliche 
Lernortzuweisung der Ausbil­
dungssequenzen - ließen sich 
dauerhaft nicht verwirklichen. 
Auch die Intention, den überbe­
trieblichen Ausbildungsstätten die 
Funktion einer "Gelenkstelle" zwi­
schen Ausbildungsbetrieben und 
Berufsschulen zuzuweisen, stößt 
nach wie vor auf Vorbehalte: "Es ist 
davon auszugehen, daß die über­
betriebliche Ausbildungsstätte als 
quasi dritter Lernort bisher weder 
zu einem einheitlichen Selbstver­
ständnis gefunden hat noch von 
den traditionellen Partnern im 
dualen System ohne weiteres als 
,Dritter im Bunde' akzeptiert wird .' ' 

R. Zedler erörtert in seinem Aufsatz 
pädagogische Schwerpunktverla­
gerungen und didaktische Folge­
rungen, die aus technischen und 
wirtschaftlichen Entwicklungsten­
denzen vor allem in di:m Ausbil­
dungsbetrieben der Wirtschaft re­
sultieren. 

U. Michelsen referiert das für den 
schulischen Bereich der Berufs­
ausbildung insbesondere von 
D. Hering und G. Grüner entwickel­
te Konzept der ,,didaktischen Re­
duktion''. Er erweitert den Ansatz 
zum sog. "didaktischen Raum" , in 
den als zusätzliche Dimension das 
Prinzip der "Methodenvariation" 
aufgenommen wird. 

In dem Beitrag von C. K. Friedrich 
werden Kooperationsprobleme ei­
ner umfassenden "ausbildungsbe­
zogenen Diagnostik ' ' angespro­
chen, die bisher allenfalls in eini­
gen unverbundenen Teilaspekten 
existiert. 

In dem aufschlußreichen Bericht 
von D. Lennartz werden Ergebnis­
se einer empirischen U ntersu­
chung zur Zwischenprüfung in der 
Berufsausbildung dargelegt, die 
als eine - von Ausbildern und Leh­
rern - "oftmals mißverstandene In­
novation'' gekennzeichnet wird. 
Die Verfasserin beschreibt in aller 
Deutlichkeit die strukturell beding­
ten Kooperationshemmnisse, die in 
der gegenwärtigen Prüfungspraxis 
wirksam sind und die im geltenden 
Prüfungssystem angelegt sind. 
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Im zweiten Teil des Sammelbandes 
werden neue inhaltliche Akzente 
der Berufsausbildung im Hinblick 
auf verstärkte Kooperationserfor­
dernisse beleuchtet. P Dehnbostel 
analysiert in seinem Aufsatz die Be­
deutung allgemeiner berufsüber­
greifender Bildungs- und Qualifi­
kationsziele, die heute stärker be­
tont werden als je zuvor in der Ge­
schichte des dualen Systems. Die 
Beibehaltung selbständiger sog. 
"allgemeinbildender" Fächer oder 
Lernbereiche hält der Verfasser al­
lerdings für einen ,,Anachronis­
mus''; er plädiert statt dessen für 
eine - zumindest partielle - Inte­
gration von allgemeinen, fach­
theoretischen und fachpraktischen 
Lernanteilen, was über neue di­
daktische Konzepte und neue For­
men der Zusammenarbeit zwi­
schen Lehrern und Ausbildern ein­
zulösen ist. 

Von W. Brand stammt eine erste -
aber wenig überzeugende - ,,Aus­
einandersetzung'' mit den in eini­
gen Industriebetrieben unternom­
menen Versuchen, künstlerisch­
handwerkliche Übungen als Medi­
um der Persönlichkeits- und Kreati­
vitätsförderung einzusetzen und 
damit zugleich einen Beitrag zur 
Erweiterung der ästhetischen Er­
lebnisfähigkeit junger Menschen 
zu leisten. Daß der bisher nur in 
wenigen Modellversuchen prakti­
zierte und variierte Ansatz für die 
duale Ausbildung durchaus inno­
vativ ist , wird nicht dadurch ge­
schmälert, daß er Impulse aus der 
Waldorf-Pädagogik bezogen hat. 

Ein sonst wenig behandeltes 
Kooperationsfeld beschreibt aus 
sozialmedizinischer Perspektive 
H. Reinicke, wobei er sich für eine 
intensivere Zusammenarbeit von 
Berufsschullehrern, Ausbildern 
und Jugendärzten einsetzt. 

C. Ulrich hält eine Zusammenarbeit 
von Betrieben und Berufsschulen 
auf dem Gebiet des Umweltschut­
zes für erforderlich. Da eine punk­
tuelle Informationsvermittlung al­
lein nicht ausreiche, votiert er für 
handlungsorientierte Methoden, 
die auch das Verhalten beein­
flussen. 

REZENSIONEN 

Im dritten Teil der Veröffentlichung 
wird nach Konsequenzen für die 
Lernortkooperation im Metall- und 
Elektrobereich gefragt. G. Pätzold 
hebt in seinem interessanten Syste­
matisierungsversuch der didakti­
schen Implikationen hervor, daß 
die Kooperation zum "Schlüssel 
der Erneuerung in der beruflichen 
Bildung'' werden könne. Daß die 
Kontakte zwischen den Lernorten 
im Zusammenhang mit der Umset­
zung der Neuordnung der Ausbil­
dungsberufe mancherorts enger 
geworden sind, berichtet E. Ada­
mek aus der Sicht der Schulpraxis 
in einer Region Nordrhein-Westfa­
lens. Hier ist offenbar eine Reihe 
neuer Kooperationsformen und 
-inhalte praktiziert worden. Skepti­
scher klingt der Parallelbericht 
von G. Drees und U. Thiele über 
Problemfelder der Umsetzung in 
den Unternehmen. Es wird u. a . die 
Sorge geäußert, daß sich die Ko­
operation nur auf aktuelle ausbil­
dungsorganisatorische Zusammen­
hänge beschränkt und daß sie 
auch wegen mangelnder Rücken­
deckung durch vorgesetzte Instan­
zen nicht überdauern könnte. 

Mannigfache Klagen über Defizite 
und Hindernisse, Verbesserungs­
und Intensivierungsnotwendigkei­
ten der gegenwärtig praktizierten 
Kooperation sind auch in den ande­
ren Beiträgen des Sammelbandes 
zu finden. Man sollte sich freilich 
nicht der Hoffnung hingeben, eine 
noch so intensive Kooperation 
könnte eitel Harmonie und absolu­
ten Gleichklang zwischen den 
Lernorten herstellen. Funktions­
und Leistungsfähigkeit des dualen 
Systems beruhen nicht zuletzt dar­
auf, daß Schule und Betrieb in ei­
nem Korrektivverhältnis zueinan­
der stehen. Deren unterschiedli­
che institutionelle Einbindung, das 
unterschiedliche Selbstverständnis 
von Lehrern und Ausbildern, ihre 
unterschiedlichen didaktischen 
Grundorientierungen sind einer­
seits Anlaß von Spannungen; sie 
sorgen andererseits dafür, daß die 
Schwächen des einen Lernorts vom 
anderen kompensiert und ausge­
glichen werden. Dies ändert jedoch 
nichts an dem von G. Pätzold be­
schriebenen Erfordernis, "daß die 
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REZENSIONEN 

an der Berufsausbildung beteilig­
ten Institutionen bereit sind, verläß­
liche, gleichwertige, die Identität 
der anderen Institution wahrende 
Formen der Zusammenarbeit zu 
entwickeln'' . 

(Klaus Pampus) 

Über das Eigene etwas dazulernen, 
indem man es Fremden erklärt 
Bericht über das Internationale 
UNESCO-Symposium ,, Innovative 
Methoden der beruflichen Bil­
dung'' in Harnburg 1989 

Als "Weltmeister" in Berufsbildung 
fühlen sich die Deutschen (Ost und 
West) schon lange. Für viele inter­
nationale Fachleute erstmalig auf 
UNESCO-Ebene vorgestellt wurde 
dies auf der Berufsbildungskonfe­
renz 1987 in Berlin (Ost). Was lag 
angesichts des dort gefundenen 
breiten Interesses näher, als auf 
die erste deutsche Runde in der 
DDR eine zweite Runde zu diesem 
in den Gremien der UNESCO allzu 
lange allzu stiefmütterlich behan­
delten Thema in der Bundesrepu­
blik Deutschland folgen zu lassen. 
Dies ist mit dem Internationalen 
UNESCO-Symposium vom 5. bis 9. 
Juni 1989 in Harnburg geschehen. 

Autoren 

Dr. Rolf Arnold 
Dr. Wolfgang Huge 
Universität Kaiserslautern 
Sozial- und Wirtschafts­
wissenschaften 
Pfaffenbergstraße 
Gebäude 13 
6750 Kaiserslautern 
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Nachdem schon im Vorjahr die 
Englisch-Versioa des Berichtes 
über dieses Fachgespräch vom 
Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft veröffentlicht 
wurde, liegt jetzt auch die Deutsch­
Version vor. Für alle international 
interessierten und engagierten, im 
Englischen aber nicht ganz sattel­
festen deutschen Berufsbildungs­
experten sicher eine zu begrüßen­
de Bereicherung. 

Das Symposium in Harnburg hatte 
es sich zur Aufgabe gemacht, ein­
mal "Makrosysteme beruflicher 
Bildung'' idealtypisch herauszuar­
beiten und die gewonnene Klassifi­
zierung an konkreten Beispie len 
Qapan, Schweden, DDR, Bundes­
republik Deutschland, Brasilien) zu 
erläutern und zu diskutieren. Zum 
anderen wurde eine Systematik 
der "Mikrosysteme beruflicher Bil­
dung'' entwickelt und wurden Bei­
spiele unterschiedlicher Lernfor­
men vorgestellt. 

Der Bericht erscheint als sehr ge­
eignet, auf internationaler Ebene 
im Thema Berufsbildung zur Be­
griffsklärung und zur Systematisie­
rung beizutragen und gemeinsame 
Entwicklungslinien sichtbar zu ma-

Dr. Michael Guder 
Zentralinstitut für Berufsbildung 
der DDR 
Reinhold-Huhn-Straße 5 
1080 Berlin 

Prof. Dr. Karl-Heinz Mintken 
Verwaltungsfachhochschule 
Sternbergstraße 29 
3500 Kassel 

chen. Für in der Berufsbildung be­
wanderte Deutsche mag man ge­
gen den Bericht einwenden, er ent­
hielte zu viel selbstverständliches 
und zu wenig neues. Das Lesen des 
Berichtes wird jedoch zeigen, daß 
man über die eigene Berufsbil­
dung immer wieder eine Menge 
hinzulernt, wenn man versucht, sie 
Fachleuten aus anderen Ländern 
zu erklären und nahezubringen. 

Die Redaktion der Berichte wurde 
von Hans Krönner, BIBB, Berlin 
(West) gemacht, dem es als Mit­
glied der Deutschen UNESCO­
Kommission sicher mit zu verdan­
ken ist, wenn die frühere Blindheit 
der UNESCO gegenüber außer­
schulischer Berufsbildung einer 
immer schärferen Wahrnehmung 
und Beachtung Platz macht. 

Die deutsche Ausgabe des Ta­
gungsberichts "Innovative Metho­
den in der beruflichen Bildung'' ist 
erschienen als Heft l/90 der Reihe 
"Bildung - Wissenschaft - Inter­
national'' und kostenlos erhältlich 
beim Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft, Referat Presse­
und Öffentlichkeitsarbeit, Postfach 
20 01 08, 5300 Bann 2. 

(Norbert Krekeler) 

Dr. Kathrin Hensge 
Jürgen Kutscha 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 
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FUR 
FERNUNTERRICHT 

INFORMATIONEN UND EMPFEHLUNGEN 

Fernunterricht ist e ine erfolgreiche und praxisnahe Weiterbildungsform Die steigende 
Anzahl seiner Teilnehmer in den letzten Jahren belegt, daß die Möglichkeit, sich unab­
hängig vom Veranstaltungsort und den Veranstaltungsterminen weiterqualifizieren zu 
können, von vielen genutzt wird. 

Die speziellen Vorteile des Fernunterrichts ebenso wie sein Veranstaltungsangebot sind 
jetzt in einer Broschüre beschrieben, die vom Bundesinstitut für Berufsbildung und der 
Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) gemeinsam herausgegeben wurde. 

Der "Ratgeber für Fernunterricht '90" ist geeignet, diese besondere Form der Weiter­
bildung transparenter zu machen und damit den Teilnehmerkreis zu erweitern. Die zu­
sammengestellten Informationen, Hinweise und Empfehlungen sind ein nützlicher Leit­
faden für alle Interessenten und eine praktische Arbeitshilfe für diejenigen, die sich als 
Bildungs-, Berufs- oder Arbeitsberater mit dem Fernunterricht befassen. 

Die Broschüre gibt 

e einen Überblick über alle derzeit zugelassenen Fernlehrangebote und -anbieter, 

e Informationen über Teilnehmervoraussetzungen und die Möglichkeiten der finan-
ziellen Förderung, 

e Entscheidungshilfen durch praktische Hinweise und Empfehlungen und 

e Auskunft über Ziele, gesetzliche Grundlagen und didaktische Besonderheiten des 
Fernunterrichts. 

Der "Ratgeber für Fernunterricht '90" ist kostenlos erhältlich beim Bundesinstitut 
für Berufsbildung, Abteilung Fernunterricht, Fehrbelliner Platz 3, 1000 Berlin 31 , 
Tel.: (0 30) 86 83-3 21 I 4 24 , und bei der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht, Peter­
Welter-Platz 2, 5000 Köln 1, Tel. (02 21) 23 55 38 / 39. 
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Berufsbildung (BIBB) [b) 
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1000 Berlin 31 
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für Fernunterricht (ZFU) 
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Tel. (02 21) 23 55 38 / 39 
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Richard v. Bardeleben, Georg Böll, Christian Drieling 
Dieter Gnahs, Beate Seusing, Günter Walden 

Strukturen herunieher Weiterbildung 
Analyse des beruflichen Weiterbildungsangebots und -bedarfs 
in ausgewählten Regionen 

238 Seiten, broschiert, 25,- DM 
ISBN 3-88555-397-x 
Reihe "Berichte zur beruflichen Bildung", Heft 114 

Die berufliche Weiterbildung ist zu einem wesentlichen Teil des bundesdeutschen Bil­
dungswesens geworden. Dazu haben nicht zuletzt die Betriebe der Privatwirtschaft als 
bedeutende Weiterbildungsträger beigetragen. Immer mehr Betriebe erkennen, daß 
sich Investitionen in Sachkapital nur rentieren, wenn sie möglichst synchron dazu auch 
in die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter investieren. Die berufliche Weiterbildung ist da­
bei, der beruflichen Erstausbildung den Rang abzulaufen. Das Wissen über Art, Struk­
tur und Umfang der beruflichen Weiterbildung, die noch ein weithin unerforschtes Feld 
darstellt, steht dabei in einem auffallenden Gegensatz zu ihrer Resonanz in der öffentli­
chen Diskussion. 

Ziel der vorliegenden Studie ist es, einerseits einen Beitrag zur Verbesserung des 
Kenntnisstandes über die berufliche Weiterbildung zu leisten und andererseits, insbe­
sondere den Betrieben, Instrumente zur besseren Planung und Gestaltung der betrieb­
lichen Bildungsprozesse an die Hand zu geben. Die Analyse liefert aktuelle und diffe­
renzierte über Stmkturen des regionalen Weiterbildungsangebots und 
des beruflichen Weiterbildungsbedarfs von Betrieben und Privatpersonen. Sie zeigt 
auf, welche Probleme sich bei der Bedarfsermittlung stellen und wie diesen effektiv be­
gegnet werden kann. 

Die Ergebnisse der Untersuchung räumen einige weit verbreitete falsche Einschätzun­
gen über die betriebliche Weiterbildung aus. So ist z. B. die Auffassung nicht mehr auf­
rechtzuerhalten, daß kleine und mittlere Betriebe generell ihre Mitarbeiter weniger in­
tensiv weiterbilden als große. Die Intensität der Weiterbildung hängt weitaus stärker 
vom Innovationsgrad der betrieblichen Produktpalette bzw. Dienstleistungen sowie der 
Unternehmensphilosophie und -kultur ·ab als von der Betriebsgröße. Außerdem ist fest­
zustellen; daß der latente Weiterbildungsbedarf der betrieblichen Mitarbeiter beträcht­
lich größer ist als die tatsächlichen betrieblichen Weiterbildungsaktivitäten vermuten 
lassen. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbildung- Referat Veröffent­
lichungswesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel. : (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-1 


